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Zusammenfassung

Der Wohnungsmarkt in Deutschland befindet sich in vielen Regionen – 
vor allem aber in den Ballungsräumen – in einer angespannten Lage. 
Daher erfährt der Neubau von Wohnungen derzeit ein hohes politisches und 
gesellschaft liches Interesse. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 
möchte mit dieser Stellungnahme zu einer ökologischen Ausgestaltung des 
Wohnungs neubaus beitragen, da dieser den Umweltschutz sowie die Lebens-
qualität in den Städten maßgeblich beeinflusst. Dabei stehen die langfristigen 
Auswirkungen der heutigen Entscheidungen im Wohnungsneubau im Fokus. 

Aus Gründen des Flächenschutzes sollte, wie auch im Bau-
gesetzbuch vorgegeben, die städtebauliche Entwicklung 
vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfol-
gen. Um die Lebensqualität in den Städten im Zuge einer 
baulichen Nachverdichtung sicherzustellen bzw. zu ver-
bessern, bedarf es einer vorausschauenden Planung und 
vielfältiger, innovativer Ansätze. Große Bedeutung kommt 
flächensparenden Wohnungsbaukonzepten mit multifunk-
tionaler Nutzung und innovativen Wohnformen zu. Eine 
kleinräumige Nutzungsmischung in den städtischen Quar-
tieren erfüllt zudem diverse positive ökologische und so-
ziale Aufgaben. Nicht zuletzt aufgrund gesellschaftlicher 
Entwicklungen ist es notwendig, die Strukturen und Ge-
bäude so zu gestalten, dass Modularität und Flexibilität 
gefördert werden, um spätere Umnutzungen und Um-
strukturierungen grundsätzlich und mit geringem Auf-
wand zu ermöglichen. 

Umweltfreundliche Baustoffe finden derzeit noch eine un-
zureichende Verwendung. Angesichts des zu erwartenden 
Wohnungsbauvolumens sollte ein Augenmerk darauf lie-
gen, rohstoffschonende Bau- und Infrastrukturen unter 
Einsatz kreislauffähiger, umwelt- und gesundheitsverträg-
licher Baustoffe zu schaffen. Ziel ist es, eine hochwertige 
Kreislaufwirtschaft im Bau zu etablieren. Für eine ganz-
heitliche Nachhaltigkeitsbewertung von Wohnungsbau-
vorhaben sollte der Einsatz von Zertifizierungssystemen 
auch im Sinne der Transparenz ausgeweitet und stärker 
gefördert werden. Zudem sollte ein digitaler Gebäudepass 
eingeführt werden, der unter anderem Auskunft über Ein-
satz und umweltbezogene Qualitäten der Baustoffe und 
Produkte gibt. Grundsätzlich sollten Nachhaltigkeits-
kriterien stärker bei der Vergabe berücksichtigt werden.

Innerstädtische Freiräume, insbesondere Grünräume und 
Gewässer, beeinflussen die Lebensqualität und Gesund-
heit der Bewohnerinnen und Bewohner in besonderem 
Maße und sind wesentlich für die Anpassung an den Klima-
wandel. Vor allem bei kompakten und dichter werdenden 
Städten ist es essenziell, dass diese Funktionen erhalten 
bleiben und gefördert werden. Hierzu wird in der Stellung-
nahme eine Reihe von Maßnahmenvorschlägen gemacht.

Außerdem sollte bei zukünftigen Planungsprozessen die 
sozial ungleiche Verteilung von Umweltbelastungen und 
-ressourcen eine stärkere Berücksichtigung finden. Für 
eine Verkehrswende muss die Mobilität in der Stadt neu 
gedacht und entsprechend entwickelt werden. Ziel ist es, 
die Mobilität der Bewohnerinnen und Bewohner zu ge-
währleisten und gleichzeitig die massiven Auswirkungen 
des motorisierten Individualverkehrs einzudämmen. 

Wo die Nachverdichtung in den Städten an Grenzen stößt, 
sollte der regional erforderliche Neubau nicht ungesteu-
ert erfolgen. Eine Neuausweisung von Baugebieten sollte 
durch einen bundesweiten Handel mit Flächenzertifika-
ten gelenkt werden. Dies ist dringend erforderlich, um die 
Flächenneuinanspruchnahme gemäß den Zielen der Nach-
haltigkeitsstrategie auf unter 30 ha pro Tag zu reduzieren 
und dabei die unterschiedlichen regionalen Bedürfnisse 
auszugleichen. 

Die aktuell hohe Bautätigkeit bietet neben einer hohen 
Verantwortung auch die Chance, dass die entstehenden 
langfristigen Strukturen dem Umweltschutz Rechnung 
tragen und gleichzeitig die Lebensqualität in den Städten 
substanziell weiterentwickelt wird.
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1 Einleitung

1. Aufgrund verschiedener demografischer und gesell-
schaftlicher Entwicklungen sowie Defiziten in der Wohn-
raumversorgung hat der Druck auf den Wohnungsmarkt 
in vielen Städten und Regionen Deutschlands in den letz-
ten Jahren stark zugenommen. In vielen Großstädten ist 
bezahlbarer Wohnraum kaum noch verfügbar. Hier be-
steht Handlungsbedarf, neuen Wohnraum zu schaffen. 
Dieser ist von großer Bedeutung, um die angespannten 
Wohnungsmärkte zu entlasten.

Der Neubau von Wohnungen, einschließlich der dafür 
notwendigen Infrastrukturen, geht jedoch auch mit Um-
weltrisiken und -beeinträchtigungen wie Flächenver-
brauch und nicht nachhaltiger Rohstoffnutzung sowie 
negativen Effekten für die Lebensqualität in den Städten 
einher. Der Fokus der Politik richtet sich derzeit darauf, 
den Neubaubedarf quantitativ zu decken. Dies verstärkt 
die Gefahr, dass vor allem möglichst schnell gebaut wird 
und dabei wichtige Umweltaspekte, wie der Erhalt und 
die Entwicklung qualitativ hochwertiger Grünräume, 
sowie ökologisch nachhaltige Bau- und Infrastrukturen 
vernachlässigt werden.

2. Die derzeitige Bautätigkeit wird die Lebensqualität in 
den Städten für die kommenden Generationen prägen. 
Dies geht mit einer hohen ökologischen und sozialen 
Verantwortung einher, bietet jedoch auch die Chance, 
unsere Städte zukunftsweisend zu gestalten. So sollten in 
den urbanen Räumen Flächen effektiv und multifunk-
tional genutzt und die Mobilität umweltfreundlich und 
flächen sparend organisiert werden. Gleichzeitig ist es 
notwendig, dass Städte ausreichend grüne Infrastruktur 
mit einer hohen Aufenthaltsqualität für alle Bevölke-
rungsgruppen bereitstellen. Diese muss den Anforderun-
gen der Gesundheitsförderung, der Klimaanpassung und 
der urbanen biologischen Vielfalt gerecht werden. Nicht 
zuletzt sollten Städte eine hohe funktionale und ästheti-
sche Qualität aufweisen, die auch den sich über die Zeit 
verändernden Wohnraum- und Infrastrukturbedarfen 
gerecht wird.

Die umwelt- und gesundheitsbezogene Lebensqualität in 
urbanen Räumen zu erhalten bzw. herzustellen, gehört 
dabei zu den großen Herausforderungen aktuell wach-
sender Großstädte. Daher gilt es, frühzeitig in den Blick 
zu nehmen, welche Bedeutung urbane Räume haben, in 
welchen Wechselbeziehungen diese zu den dort leben-
den Menschen stehen und welche Möglichkeiten für 
 präventive und gesundheitsförderliche Interventionen 
bestehen.

In Ergänzung zu den gegenwärtig stattfindenden wichti-
gen Diskursen zu einer integrierten Stadtentwicklungs- 
und Wohnungspolitik sieht der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen (SRU) seine Rolle darin, den Blick ver-
stärkt auf die ökologischen Aspekte zu richten. Dabei ste-
hen der schonende Umgang mit Fläche und Rohstoffen, 
Klimaschutz und -anpassung sowie der Erhalt und die 
Verbesserung der Lebensqualität in den wachsenden 
Städten im Vordergrund. Eine doppelte Innenentwick-
lung, welche die Wohnraumbereitstellung und die Ent-
wicklung von Freiräumen für die Lebensqualität der 
Menschen und der Natur in den Städten gemeinsam ad-
ressiert, bietet das Potenzial, bestehende Zielkonflikte 
und Synergien zu erkennen, um soweit möglich Lösun-
gen zu finden. Wesentlich ist hierbei der Erhalt der sozi-
alen Vielfalt in den Stadtquartieren.

Die Kommunen unternehmen erhebliche Anstrengun-
gen, um sich der komplexen Aufgabenstellung der dop-
pelten Innenentwicklung zu widmen. Allerdings benöti-
gen sie dafür weiterhin und verstärkt in verschiedener 
Hinsicht die Unterstützung von Bund und Ländern. 
D iesen Aspekt will die Stellungnahme adressieren. 

Ziel aus Sicht des SRU sollte es sein, dass Umwelt- und 
Gesundheitsaspekte bei zukünftigen Bauaktivitäten 
einen deutlich höheren Stellenwert erlangen, als dies 
heute bereits der Fall ist. Dies nicht zuletzt, damit die 
UN-Ziele zur nachhaltigen Entwicklung, denen sich 
Deutschland in seiner Nachhaltigkeitsstrategie verpflich-
tet hat, bei der Entwicklung der Städte einen hohen 
Stellen wert erlangen. 
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2 Ausgangslage

3. Der derzeitige Wohnungsmangel im unteren und 
 mittleren Preissegment in den wachsenden Städten und 
Gemeinden führt zu der Forderung, schnell und günstig 
zu bauen. Da im Sinne der vom SRU vertretenen starken 
Nachhaltigkeit die ökologische Nachhaltigkeitsdimen-
sion langfristig die Grundlage für die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung bildet (SRU 2002, S. 64 und 67), 
sollten hierbei die Auswirkungen auf die natürlichen Res-
sourcen und die Stadtraum- und Lebensqualität ausrei-
chend Beachtung finden. Diese werden in Kapitel 2.1 
kurz skizziert. Kapitel 2.2 stellt den Wohnungsmarkt und 
die Prognosen zum Wohnungsneubaubedarf in Deutsch-
land dar. Schließlich wird in Kapitel 2.3 erläutert, welche 
Leitbilder im Hinblick auf den Wohnungsbau in wach-
senden Städten von besonderer Relevanz sind.

Begriffsbestimmung Wohnungsneubau
4. Neuer Wohnraum kann innerhalb bestehender Gebäu-
de entstehen (z. B. durch funktionale Umnutzung oder 
Dachgeschossausbau), durch eine Erweiterung der 
 Gebäudehülle (Anbauten, Aufstockungen) oder in neu 
e rrichteten Gebäuden. Da der Fokus der Stellungnahme 
auf der Inanspruchnahme von Flächen und Rohstoffen 
beim Wohnungsneubau einerseits und der Veränderung 
der Lebensqualität durch die Bautätigkeit in wachsenden 
Städten andererseits liegt, umfasst das Begriffsverständnis 
von Wohnungsneubau nachfolgend neben der Schaffung 
von Wohnraum in neuen Gebäuden auch die Erweiterung 
der Gebäudehülle für neue Wohnungen.

5. Wohnungsneubau kann zudem außerhalb (Außenent-
wicklung) oder innerhalb des bestehenden Siedlungs-
zusammenhangs (Innenentwicklung) erfolgen. Wenn 
Letzteres die Bebauungsdichte erhöht, wird dies als 
(bauliche) Nachverdichtung bezeichnet. Eine vertikale 
Nachverdichtung (Aufstockung bestehender Gebäude 
oder Dachgeschossausbau) erfordert keine zusätzliche 
Flächenneuinanspruchnahme. Horizontale Nachverdich-
tungen erfordern dagegen die Inanspruchnahme von Frei-
flächen für An- oder Neubauten. 

6. Im Innenbereich können die Flächen, auf denen eine 
Nachverdichtung stattfinden kann, in die drei Nachver-
dichtungstypen Brachflächen, Baulücken und Nachver-
dichtung auf Bestandsflächen unterteilt werden (in An-
lehnung an BBSR 2013a). Die Definition von Brachflächen 
beinhaltet aufgegebene Flächen, auf denen sich Gebäude 
oder Infrastrukturen aus der vorherigen Nutzung befin-
den können und welche durch eine funktionale Um-
nutzung aufgewertet werden können. Unter Baulücken 

versteht man ungenutzte Flächen (Einzelgrundstücke 
sowie wenige zusammenhängende Grundstücke), die 
zur Bebauung geeignet und bereits erschlossen sind. 
 Flächen, auf denen eine „deutlich höhere bauliche Aus-
lastung und/oder höherwertige Nutzung städtebaulich 
und planungsrechtlich vertretbar“ wären (untergenutzte 
Flächen, s. SCHMID 2012), werden unter Nachverdich-
tung auf Bestandsflächen gefasst. Tabelle 1 gibt einen 
Überblick über die verschiedenen baulich-räumlichen 
Typen der Wohnraumbereitstellung.

2.1 Mögliche Auswirkungen des 
Wohnungsneubaus auf 
Umwelt und Lebensqualität

2.1.1 Natürliche Ressourcen

7. Bei den Auswirkungen auf natürliche Ressourcen liegt 
der Fokus der Stellungnahme sowohl auf der Flächen-
neuinanspruchnahme als auch auf der stofflichen Nut-
zung von Baumineralien.

8. Die hohe Neuinanspruchnahme von unbebauter Fläche 
für die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung (nachfol-
gend Flächenverbrauch) stellt eines der persistenten 
Umweltprobleme in Deutschland dar. Der Flächenver-
brauch hat viele negative Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft, auf die der SRU vielfach hingewiesen hat 
(zuletzt SRU 2016, Tz. 278 ff.). Mit einer Zunahme der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) von noch immer 
61,5  ha/Tag (Durchschnitt 2013  –  2016; „618  m²/Ein-
wohner für Siedlung und Verkehr“, Pressemitteilung 
Nr. 409 des Statistischen Bundesamtes vom 15. Novem-
ber 2017) liegt die Erreichung des in der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie für 2030 festgelegten Ziels von 
maximal 30  ha/Tag (Bundesregierung 2017a) in weiter 
Ferne. Zusätzlich zur SuV werden für die Gewinnung von 
Baumineralien im Tagebau täglich circa 4 ha Fläche neu 
in Nutzung genommen (UBA 2018b).

9. Aufgrund des Bodenpreisgefälles zwischen städ-
tischen und ländlichen Räumen, welches eng mit der Ver-
füg barkeit von Flächen korreliert, konzentriert sich der 
Flächenverbrauch nach wie vor auf die ländlichen Räume. 
Wie das Monitoring der Siedlungsflächenentwicklung 
ergab, entfielen 2012 bis 2015 auf die ländlichen Kreis-
typen über 60 % der Flächenneuinanspruchnahme, aber 
nur 10 % der Bevölkerungszunahme. Auf die kreisfreien 
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Großstädte hingegen entfielen nur knapp 6 % der Flächen-
zunahme, obwohl in diesen über die Hälfte des Bevölke-
rungszuwachses erfolgte (BECKMANN und DOSCH 
2018, S. 14). Für die Baulandausweisung in schrumpfen-
den, oftmals ländlichen Gemeinden gibt es verschiedene 
Gründe. Im kommunalen Wettbewerb um Einwohnerin-
nen und Einwohner erhoffen sich diese Gemeinden hier-
durch Bevölkerungszuwächse zur Stabil isierung ihres 
Haushalts und der demografischen Entwicklung (MEL-

ZER et al. 2016, S. 7). Ein weiterer wichtiger Beweggrund 
ist es, die ansässige Bevölkerung, die nach einer qualita-
tiven Verbesserung ihrer Wohn situation strebt, in der 
Gemeinde zu halten (qualitative Zusatznachfrage s.  a. 
BRAUN 2014, S. 322).

10. In Städten und Gemeinden mit schrumpfenden oder 
stagnierenden Bevölkerungszahlen kann die Ausweitung 
der SuV mit den folgenden negativen ökologischen, 

 ɦ Tabelle 1

Baulich-räumliche Typen der Wohnraumbereitstellung 

Wo entsteht Wohnraum? Erklärung
Begriffliche 
Zuordnung

Außenentwicklung

W
oh

nu
ng

sn
eu

ba
u

Neubaugebiet Neubauten auf der „grünen Wiese“.

Innenentwicklung
Nachverdichtung auf Brachflächen
Neubebauung auf 
 Konversionsflächen

Eine funktionale Umnutzung (Konversion) wird durch 
 bauliche Maßnahmen ergänzt. 

Neubebauung brachge-
fallener Flächen

Neubau auf einer zuvor beräumten Brachfläche.

Nachverdichtung in Baulücken
Schließung des 
Blockrandes

Lücken, die sich im Blockrand befinden, werden durch 
 Neubauten geschlossen. 

Bebauung unbebauter 
Bauflächen

Noch unbebaute Bauflächen innerhalb des Siedlungs-
zusammenhangs.

Nachverdichtung auf Bestandsflächen
Aufstockung Auf ein bestehendes Gebäude werden weitere Geschosse 

 aufgebaut. 
Anbau Ein bestehendes Gebäude wird horizontal um einen 

 Gebäudekörper erweitert. 
Verdichtung im Block-
innenbereich, Innenhof-
bebauung

Die Flächen im Inneren einer Blockbebauung werden 
 nachträglich bebaut. 

Bebauung in zweiter 
Reihe

Hinter bestehenden Gebäuden werden weitere errichtet. 

Verdichtung durch 
Ersatzneubau

Ein nicht erhaltenswertes Gebäude wird abgerissen und 
durch ein Gebäude mit größerer Geschossfläche ersetzt.

Entwicklung von Bestandsgebäuden

Be
st

an
ds

-
en

tw
ic

kl
un

gDachgeschossausbau Ausbau von vormals ungenutzten Dachgeschossen.

Umnutzung Funktionale Umnutzung z. B. Umnutzung von Büros in 
Wohnungen, auch als Konversion (s. o.) möglich.

Aktivierung von 
 Leerstand

Verringerung struktureller Leerstände.

SRU 2018; Datenquelle: BBSR 2014b, S. 7; BBSR 2013a, S. 40
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 ökonomischen und sozialen Folgen einhergehen. Neben 
dem direkten Flächen- und Landschaftsverbrauch 
kommt es unter anderem zu einer Unterauslastung der 
technischen Infrastruktur mit daraus resultierendem 
hohem Energie- und Rohstoffverbrauch pro Einwohner, 
sowohl in der  Erstellung als auch in der Nutzung. Dies 
belastet die Ökosysteme ebenso wie die kommunalen 
Haushalte. Wenn das Wohnungsangebot höher ist als die 
Nachfrage, steigt zudem der Anteil an leer stehenden 
Wohnungen und es kann zu sozialen Entmischungspro-
zessen kommen. So ziehen in der Regel die einkommens-
stärkeren Haushalte in Ein- und Zweifamilienhäuser ins 
Umland. Dabei werden die immobilen Haushalte von den 
mobilen Haushalten „verlassen“. Hierdurch kann in den 
inneren  Bestandsquartieren eine Abwärtsspirale ausge-
löst werden, die mit hohen Leerständen, geringen Inves-
titionen und einer Ballung benachteiligter Haushalte ein-
hergeht (Bundesstiftung Baukultur 2017, S. 49 und 70). 

Obwohl diese Folgen aufgrund der Erfahrungen mit 
schrumpfenden Städten in den letzten 25 Jahren hinläng-
lich bekannt sind, kommt es in entspannten Wohnungs-
märkten diesbezüglich noch immer zu Fehlentwick-
lungen. So werden beispielsweise in den ostdeutschen 
Flächenländern bis 2030 in schrumpfenden Regionen 
Leerstandsquoten mit Streuungen zwischen 15 und 25 % 
erwartet, welche unter anderem auf den Bau von weiteren 
Ein- und Zweifamilienhäusern zurückgeführt werden 
(BMUB 2017d). Die – bezogen auf die schwache Nach-
frage – erhöhte Bautätigkeit auch in schrumpfenden Re-
gionen gibt Anlass zu der Sorge, dass die mangelnde 
 Umsetzung wirksamer Flächeninstrumente diese Fehl-
entwicklungen weiter verstärkt (Tz. 64 ff.).

11. Im Jahr 2016 wurden in Deutschland 593 Mio. t Steine 
und Erden gewonnen. Ein großer Anteil davon wird im 
Bausektor eingesetzt. Zu den Baumineralien zählen vor 
allem die Rohstoffe Sand und Kies (247 Mio. t) sowie ge-
brochene Natursteine (218 Mio. t) (BGR 2017), welche 
primär als Grundbestandteil in Bauprodukten eingesetzt 
werden. 

Der für Baumineralien erforderliche Abbau minera - 
lischer Rohstoffe wie Sand oder Kies verändert die natür-
liche Landschaft im Abbaugebiet erheblich. Betroffen 
sind Naturschutzbelange und je nach den regionalen Ge-
gebenheiten Grund- und Trinkwasserqualität, teilweise 
auch das Wohnumfeld und die Lebensqualität der An-
wohnerinnen und Anwohner, die zum Beispiel einem 
 erhöhten Verkehrsaufkommen oder Veränderungen des 
Grund wasserstandes ausgesetzt sein können (ARTUKOVIĆ 
et al. 2017). Neben Flächen- und Rohstoffverbrauch ver-
ursachen Baustoffe und -produkte einen Transport- und 
Energiebedarf, von der Rohstoffgewinnung und -aufberei-
tung über die Produktherstellung bis hin zum Einbau, 

späteren Rückbau und der Entsorgung. Schließlich 
werde n Stoffströme zu Abfallmengen, die einerseits nur 
zu geringen Anteilen hochwertig verwertet werden, an-
dererseits die Umwelt bei unsachgemäßer Entsorgung 
schädigen können.

12. Der Wohnungsneubau ist nicht nur ein starker Treiber 
des Flächenverbrauchs (SRU 2016, Tz. 282), er ist mit 
einem Verbrauch von über 50 Mio.  t pro Jahr an Roh-
stoffen (PENN-BRESSEL 2014) auch in hohem Maße 
rohstoffintensiv. Während der Wohnungsneubau 2016 
nur 29 % des Finanzvolumens für Neubau und Sanierung 
von Wohnraum ausmachte (Bundesstiftung Baukultur 
2017, S. 32), war er Schätzungen zufolge für 71 % der für 
den Wohnungsbau benötigten Baumineralien (in Mio. t 
pro Jahr) verantwortlich (MÜLLER 2016, S. 75). Auch 
wenn die Bezugsjahre und die Definitionen für „Woh-
nungsneubau“ variieren, weisen die Schätzungen darauf 
hin, dass die Größenordnungen des materiellen und fi-
nanziellen Aufwandes erheblich sind. 

13. Die Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen in 
ihrer Ursprungsform oder in weiterverarbeiteter Form 
nimmt zu. Wurden im Jahr 2000 lediglich 11 % der neuen 
Wohngebäude in Holzbauweise genehmigt, lag dieser 
Wert 2017 bereits bei knapp 18 % (Statistisches Bundes-
amt 2018a). Dabei gibt es deutliche regionale Unter-
schiede. 2017 hatte Baden-Württemberg einen Anteil 
von 30  %, in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt lag der Anteil jeweils bei 10 bis 12  %, 
während die Stadtstaaten nur jeweils 3 bis 7  % ent-
sprechende Genehmigungen verzeichneten (Holzbau 
Deutschland 2018). Dies lässt sich unter anderem damit 
erklären, dass vor allem Ein- und Zweifamilienhäuser in 
Holzbauweise errichtet werden, innerstädtisch jedoch 
eher Mehrfamilienhäuser entstehen. Hauptanwendungs-
gebiet von Holz sind Wohngebäude im Fertigteilbau 
(Statistisches Bundesamt 2018a). 

14. Neben den Materialmengen, die direkt in die Gebäude 
eingehen, werden Rohstoffe für den Bau der wohnbe-
zogenen Infrastruktur benötigt. Allein für den Neu- und 
Ausbau von Gemeindestraßen wird der Bedarf auf jähr-
lich knapp 13  Mio.  t geschätzt (STEGER et  al.  2011, 
S.  17). Dazu kommen die Infrastruktur für Trink- und 
Abwasser, Energie und für digitale Anbindung sowie Bau-
werke für die soziale Infrastruktur (z. B. Kitas, Schulen, 
Krankenhäuser).

15. Diesem Aufbau eines Materiallagers steht ein hohes 
Bauabfallaufkommen gegenüber. 2015 fielen 209 Mio.  t 
Bau- und Abbruchabfälle an. Den größten Anteil haben 
mit 58 % Boden und Steine, gefolgt von Abbruchabfällen 
(wie Beton, Ziegel usw.) mit 26 % sowie Baustellenab-
fällen und Straßenaufbruch mit jeweils 8 % (Statistisches 
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Bundesamt 2017f). Die Umsetzung der Abfallhierarchie 
nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) (BMUB 
2017c) führt für die verschiedenen Bauabfallströme zu 
unterschiedlichen Verwertungs- und Beseitigungswegen 
(BBSR 2017e). Trotz einer im Durchschnitt hohen stoff-
lichen Verwertungsquote von 88  % findet größtenteils 
eine niederwertigere Nutzung des Materials statt: Der 
Einsatz für eine Verfüllung von Abgrabungen (z. B. von 
Sand- und Kiesgruben), im Deponiebau oder im Straßen-
unterbau (Kreislaufwirtschaft Bau 2017) ersetzt zwar 
Primärmaterialien, trägt jedoch nicht zur hochwertigen 
Bedarfsdeckung im Neubau bei. Derzeit werden lediglich 
7 % der für den Hochbau benötigten mineralischen 
 Primärrohstoffe durch Sekundärrohstoffe substituiert 
(SCHILLER et al. 2015, S. 178). Entscheidend für diesen 
Anteil sind die Ausgangsqualitäten der Baustoffe, die 
Trennbarkeit und die Verfahrensweisen bei Rückbau und 
Abbruch. Schad- und Störstoffe, die bereits in den Aus-
gangsrezepturen enthalten sind, lassen sich, ebenso wie 
unlösbare Materialverbunde, nach dem Abbruch kaum 
separieren. Eine sortenreine Trennung beim Rückbau 
 reduziert sowohl den technischen Aufbereitungsaufwand 
als auch Materialverluste (WEIMANN et al. 2013). Ein-
fluss auf die Verwendung von Sekundärrohstoffen haben 
aber auch die Erfüllung von Qualitätsanforderungen und 
die Transportentfernungen zwischen Anfallort, Aufbe-
reitung und neuem Einsatzort.

2.1.2 Auswirkungen auf die Lebens- 
und Stadtraumqualität in 
Wachstumsregionen

16. Mit dem Wachstum von Städten ist die Frage nach einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung, die das Wohlbefinden und 
die menschliche Gesundheit der Stadtbevölkerung im 
Sinne des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes stärker 
berücksichtigt, immer wichtiger geworden. Dem stehen 
in Wachstumsregionen nach wie vor ein stetig zuneh-
mender Straßenverkehr, steigende Lärm- und Luftbelast-
ungen sowie Einschränkungen der Lebensqualität gegen-
über.

Die Kommunen bewegen sich vor diesem Hintergrund 
zunehmend in einem Spannungsfeld. Auf der einen Seite 
sind sie gehalten, im Innenbereich dicht und flächen-
effizient zu bauen, um dem Flächenverbrauch im Außen-
bereich entgegenzuwirken und der Nachfrage nach Wohn-
raum nachzukommen. Auf der anderen Seite  stellen sich 
Anforderungen an eine Planung, die ein für den Men-
schen gesundes Stadtklima schafft sowie  urbane Gewäs-
ser und grüne Infrastrukturen (Tz. 144) zur Verfügung 
stellt. Ziel ist, um die Bewohnerinnen und  Bewohner an-
gemessen und qualitätsvoll mit Freiflächen zu versorgen 

und einen Beitrag zu Klimaanpassung und Klimaschutz 
zu leisten (VÖLKER  et  al. 2013; BMUB 2017e). Auch 
hinsichtlich der Möglichkeiten, soziale Kontakte zu er-
schließen oder zu pflegen, gelten urbane Grünräume – 
ebenso wie Gewässer – als bedeutende  sozialräumliche 
Systeme und Begegnungsstätten, die das soziale Wohlbe-
finden insgesamt positiv beeinflussen können (VÖLKER 
et al. 2013; ELLAWAY et al. 2005).

Dabei bestimmt die Ausgestaltung des Wohnungs neu-
baus, welche Folgewirkungen diese für die Lebensquali-
tät der Stadtbewohnerinnen und -bewohner hat. So kön-
nen in Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten 
zusätzlich ökologische und soziale Risiken entstehen, 
etwa wenn bei der Realisierung von Wohnungsbauten die 
Wahrung und Förderung von Stadtraumqualitäten nicht 
berücksichtigt werden und somit die Lebensqualität 
 beeinträchtigt wird.

Zunahme gesundheitlicher und sozialer Belastungen
17. Bei einer baulichen Nachverdichtung zulasten grü-
ner Infrastruktur (Parks, Waldflächen etc.) besteht das 
Risiko, dass gesundheitliche und soziale Belastungen 
für die Bewohnerinnen und Bewohner zunehmen. Ohne 
die Berücksichtigung lokaler klimatischer Bedingungen 
(Wind verhältnisse, Sonneneinstrahlung etc.) kann das 
Verbauen von Luftschneisen den Luftaustausch vermin-
dern und so die Akkumulation von Luftschadstoffen be-
günstigen sowie das Risiko der Ausbildung sogenannter 
Hitzeinseln in den Innenstädten steigern. Diese ent-
stehen durch die Erwärmung von Städten tagsüber sowie 
eine begrenzte Abkühlung nachts, wobei der Temperatur-
unterschied zum Umland in der Nacht besonders ausge-
prägt ist. Im Jahresdurchschnitt beträgt die Differenz 
meist 1 bis 2 °C, je nach Rahmenbedingungen kann sie 
aber auch bis zu 10 °C ausmachen (Difu und Universität 
Bielefeld – Fakultät für Gesundheitswissenschaften 2013; 
EEA 2012). Die Ausbildung von urbanen Hitzeinseln 
(Tz. 122) ist besonders problematisch für klima sensible 
Bevölkerungsgruppen wie Menschen mit vorbestehen-
den Herz-Kreislauf- und Atemwegserkrankungen, hoch-
altrige Menschen, Säuglinge und Kleinkinder oder beruf-
lich besonders exponierte Personen. Hohe Temperaturen 
in der Nacht verhindern die Erholung nach Hitze stress-
ereignissen am Tag („Folgen des Klimawandels: Über 
5 Millionen Bürgerinnen und Bürger in NRW von großer 
Hitzebelastung betroffen“, Pressemitteilung des LANUV 
NRW vom 21.  Juni 2018; KRUSE et  al. 2018; LANUV 
NRW 2018; JENDRITZKY 2007).

18. Das lokale Klima in Städten wird stark durch die 
Topo grafie, die Bebauungsdichte und den Versiegelungs-
grad, die Bodeneigenschaften sowie die Vegetation be-
einflusst. Versiegelte und verdichtete Strukturen haben 
Einfluss auf den Wasserhaushalt und die Wasserinfra-
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struktur der Stadt. So tragen sie dazu bei, dass die Grund-
wasserneubildung und der Regenwasserabfluss sowie die 
Versickerung bei Starkregenereignissen vermindert wer-
den. Zusätzlich führen verdichtete Strukturen durch ver-
ringerte Versickerungsmöglichkeiten zu einem erhöhten 
Abwasseraufkommen. Durch Überflutungen und Hoch-
wasser können Gefährdungen für die Stadtbewohnerin-
nen und -bewohner auftreten. Außerdem können auch 
Schäden an der technischen (z. B. Verkehrsanlagen, Ener-
gieversorgung) und der sozialen (z. B. Krankenhäuser, 
Altenheime und Bildungseinrichtungen) Infrastruktur 
verursacht werden (APPEL et al. 2013). 

Da im Zuge des Klimawandels auch in Deutschland regio-
nal differenziert mit einer Zunahme der Anzahl heißer 
Tage und klimatischer Extremwetterereignisse einschließ-
lich Starkregenereignissen zu rechnen ist (Bundesregie-
rung 2015; BBSR 2016a; BMUB et al. 2016), werden die 
genannten Effekte in Zukunft an Bedeutung gewinnen 
(BUTH et al. 2015).

19. Generell kann eine hohe Bevölkerungs- und Be-
bauungs dichte zu Stressreaktionen (sogenannte Crow-
ding-Effekte) führen (LEPORE 2012; HELLBRÜCK und 
KALS 2012). Beeinflusst werden diese auch von anderen 
Faktoren, wie beispielsweise Hitze oder der Verletz   ung 
des privaten Raumes durch andere Menschen (HELL-
BRÜCK und KALS 2012). Epidemiologische Studien 
 weisen darauf hin, dass das Risiko für einige der bedeut-
samsten psychischen Erkrankungen wie Angst, psycho-
tische, affektive oder Suchterkrankungen in (nordeuro-
päischen) Großstädten häufiger auftreten als in ruralen 
Gebieten (ADLI et al. 2017; GRUEBNER  et al. 2017). Be-
sonders ausgeprägt sind solche Unterschiede, wenn 
weitere Faktoren wie soziale Isolation hinzu kommen 
(ADLI et al. 2017). Allerdings sind in diesem Zusammen-
hang mindestens zwei Mechanismen zu diskutieren. So 
kann sich das Aufwachsen in Städten auf die genannten 
Krankheitsrisiken auswirken. Ein anderer Er klärungs-
ansatz geht davon aus, dass mehr Menschen mit diesen 
gesundheitlichen Problemen in städtische R egionen zie-
hen (GRUEBNER et al. 2017). Demgegen über stehen 
positive Effekte des Stadtlebens für die psychische Ge-
sundheit, wie eine gute Gesundheitsversorgung, hohe 
Mobilität, ein gutes Bildungsangebot und Möglichkeiten 
der sozialen Anbindung (Tz.  119; MELIS et  al. 2015). 
Gleichwohl besteht die Möglichkeit, dass eine zuneh-
mende Nachverdichtung das Auftreten von Crowding-
Effekten verstärkt.

Veränderungen des Quartierscharakters (z. B. durch 
Wohnungsneubau) können sich ebenfalls sowohl positiv 
wie auch negativ auf die Fähigkeit zur Identifikation mit 
dem Stadtquartier und damit die Lebensqualität der 
 Bewohnerinnen und Bewohner auswirken (s. Tz. 132 ff.).

20. Wenn im Zuge des Wohnungsneubaus gleichzeitig 
keine attraktiven alternativen (auch multimodale) 
Mobil itätsangebote bereitgestellt werden oder eine gute 
 Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) fehlt, kann dies zu einer Zunahme des moto-
risierten Individualverkehrs (MIV) führen. Der motorisier-
te Straßenverkehr ist in Städten hauptverantwortlich für 
schlechte Luftqualität, Lärm und zerschnittene 
 Lebensräume, die die Gesundheit und die Lebensqualität 
der Stadtbewohnerinnen und -bewohner beeinträchtigen. 
So wurde im Jahr 2017 Hochrechnungen zufolge noch an 
47 % der verkehrsnahen Messstellen der Jahresgrenzwert 
für Stickstoffdioxid der europäischen Luft qualitäts-
richtlinie 2008/50/EG von 40 µg/m3 überschritten (UBA 
2018d). Neben der Stickstoffoxidbelastung sind auch 
hohe Werte für Feinstaub und bodennahes Ozon in den 
Städten weiterhin problematisch (ebd.). Erhebungen, 
die im Rahmen der Umsetzung der Umgebungslärm-
richtlinie 2002/49/EG durchgeführt wurden, zeigen den 
hohen Anteil an Menschen in den Städten, die Lärm-
immissionen ausgesetzt sind, welche gesundheit liche 
 Beeinträchtigungen oder Krankheiten verursachen kön-
nen (HEINRICHS et al. 2016). Danach sind in Deutsch-
land annähernd 3,5  Mio. Menschen ganztägig Schall-
pegeln oberhalb von 65 dB(A) ausgesetzt (UBA 2017a). 

21. Der motorisierte Verkehr und insbesondere eine 
Stadtentwicklung, die dessen Ansprüche beginnend in 
den 1960er-/1970er-Jahren in den Vordergrund gestellt 
hat, haben zudem zu einer Zerschneidung der Lebens-
räume der Menschen und Beeinträchtigung der Auf-
enthalts qualität geführt. Besonders Personen, die auf-
grund ihres Alters, ihres Gesundheitszustands und/oder 
ihrer sozialen Lage weniger mobil sind, sind hiervon be-
troffen (SRU 2005; GIESEL 2015). Eine hohe Straßen-
verkehrsdichte und große Unterschiede in den Ge schwin-
dig keiten der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer 
führen darüber hinaus zu einer Abnahme der Verkehrs-
sicherheit (SCHLEINITZ 2016; Statistisches Bundesamt 
2018d). Neben den direkten Folgen in Form von Schäden 
an Leben und Gesundheit durch Verkehrsunfälle ist das 
damit verbundene Unsicherheitsempfinden ein Faktor 
dafür, dass Kinder im stärkeren Maße auf ihren Wegen 
und auch in ihrer Freizeit begleitet werden. Beschrieben 
wird dieses Phänomen auch mit dem Begriff der „Ver-
häuslichung der Kindheit“ (ZINNECKER 2001), dem 
auch weitere Faktoren wie zum Beispiel neue Formen der 
Freizeitgestaltung zugrunde liegen können.  Generell 
trägt diese Tendenz zu einer Abnahme der motor ischen 
Fähigkeiten von Kindern bei und ist ein Faktor, der die 
Zunahme von Erkrankungen wie Übergewicht und 
 Diabetes mellitus, die mit verminderter körperlicher 
Akti vität im Zusammenhang stehen, begünstigen kann 
(GEBHARD 2009; KNAPP et al. 2016; ANONYMUS 
2014).
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22. Von den aufgeführten Umwelt- und Gesundheits-
belastungen – aber auch dem Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum – sind sozial schwächer gestellte Bevölke-
rungsgruppen besonders betroffen (s. Tz.  135 ff.; BOLTE 
2014; BfS et al. 2011; BUNGE und KATZSCHNER 2009; 
GOTTSCHALK et al. 2011; BECKER 2016; HIEN 2016). 
Außerdem haben diese oftmals geringeren Zugang zu 
 gesundheitsfördernden Strukturen wie Grünräumen 
(Tz. 154 ff.). 

Inwieweit der Wohnungsneubau zu einer Steigerung der 
Mietpreise und damit zu einer weiteren sozialen Entmi-
schung beiträgt, ist schwer abschätzbar. Der Verlust von 
Grünräumen könnte einer ungerechten Verteilung von 
Umweltressourcen (Gesundheit und Lebensqualität för-
dernde Bedingungen und Strukturen) und einer fehlen-
den Zugänglichkeit weiteren Vorschub leisten. Um ge-
kehrt können Verbesserungen der Umweltqualität im 
Rahmen einer doppelten Innenentwicklung (s. Tz. 143), 
beispielsweise die Aufwertung einer Brachfläche zu 
einem Park oder das Wegfallen einer Lärmquelle, ein 
Faktor für Mietsteigerungen sein, die eine Verdrängung 
von einkommensschwächeren Haushalten zur Folge 
haben (Green Gentrification; s. Tz. 139).

Verlust von Freiräumen
23. In wachsenden Städten stehen Freiräume in be-
sonders hoher Konkurrenz zu anderen Nutzungen des 
 knappen Gutes „freie Fläche“, wie beispielsweise dem 
Siedlung sbau, Industrie und Gewerbe und der Verkehrs-
infrastruktur. Unter Freiräumen werden öffentliche, 
halb  öffentliche und private Flächen verstanden, die zwar 
keine Gebäude, aber nicht notwendigerweise Vegetation 
aufweisen. Hierzu zählen Grünräume (z. B. Parks und Al-
leen), Gewässer und Gewässerränder ebenso wie Grau-
flächen, das heißt versiegelte Oberflächen (s. Tz. 144). 
Wenn diese Bereiche einer Stadt im Zuge einer horizon-
talen Nachverdichtung (Tz. 5) bebaut werden, büßen sie 
an Größe ein, sind weniger miteinander vernetzt oder 
gehen gänzlich verloren. Gleichzeitig steigt durch die 
 Bevölkerungszunahme der anthropogene Nutzungs-
druck auf die verbleibenden Flächen, beispielsweise 
durch Erholungssuchende. Allerdings kommt es auch bei 
einer rein vertikalen Nachverdichtung, etwa durch Auf-
stockung bestehender Gebäude, zu einer stärkeren Nutz-
ung der Flächen. Sofern Freiräume nicht gleichzeitig 
qualitativ aufgewertet werden, können sie sowohl auf-
grund von Flächenverkleinerung als auch durch eine 
 Zunahme des Nutzungsdrucks bei gleichbleibender 
Flächen größe ihre vielfältigen sozialen, kulturellen und 
ökologischen Funktionen nicht mehr oder nur unzurei-
chend erfüllen. Unabhängig davon steigen aufgrund des 
Klimawandels und der gesellschaftlichen Entwicklungen 
(Singularisierung, demografischer Wandel) die Anforder-
ungen an diese Flächen.

24. Freiräume, insbesondere urbanes Grün und inner-
städtische Gewässer (VÖLKER und KISTEMANN 2015), 
bieten den Bewohnerinnen und Bewohnern einer Stadt 
Raum für Begegnung, Bewegung, Erleben und Erholung. 
Inmitten bebauter Umgebung ermöglichen sie Menschen 
unterschiedlicher sozialer Hintergründe, Altersgruppen 
und Möglichkeiten der Mobilität den Zugang zu Natur-
erfahrung in Wohnortnähe (BMUB 2017e; CLAßEN und 
HORNBERG 2008). Auf die sozialen und kulturellen 
Funktionen dieser Bereiche des öffentlichen Stadtraums 
wird in Kapitel 4 (Tz. 154–156) näher eingegangen. Der 
Verlust von Freiräumen verringert bzw. verlagert diese 
Begegnungs- und Erholungsmöglichkeiten und wirkt sich 
nachteilig auf die Lebens- und Aufenthaltsqualität in 
Städten aus. So hat aktuell etwa ein Viertel (25,7 %) der 
Einwohnerinnen und Einwohner größerer Städte in 
Deutschland (> 50.000 EW) keinen Zugang zu öffentli-
chen, erholungsrelevanten Grünflächen im Wohn umfeld. 
Hierbei lassen sowohl die Größe als auch die Erreich-
barkeit von Grünflächen mit steigender Einwohnerzahl 
nach. So steht in Städten mit einer Bevölkerungszahl von 
über einer Million durchschnittlich nur etwa ein Drittel 
der Grünfläche pro Person zur Verfügung, als dies in 
Städten mit 100.000 bis 250.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern der Fall ist (GRUNEWALD et al. 2017). 

25. Führt Nachverdichtung zu einem Verlust von Grün-
räumen und/oder einer Verschlechterung ihrer Qualität, 
schmälert dies unweigerlich auch deren ökologische 
Funktionen (s. Abschn. 4.2.2). So wird durch eine Ver-
ringerung der Vegetation die regulierende Wirkung des 
Mikroklimas durch Pflanzen beeinträchtigt (u. a. die 
A bsenkung der Umgebungstemperatur durch Verduns-
tungskühle und Beschattung, die Filterung von Luftver-
unreinigungen und damit Bereitstellung von Frischluft). 
Darüber hinaus resultiert aus weiterer Bebauung die Ver-
kleinerung und Fragmentierung von Lebensräumen von 
Tieren und Pflanzen: Die kleinräumigen und sehr hetero-
genen Strukturen einer Stadt bieten diverse Rückzugs-
räume, sowohl in Grünflächen, wie Parks und Klein-
gärten, als auch an bestehenden Gebäuden, etwa in Form 
von Nist- und Brutquartieren von Vögeln und Fleder-
mäusen. Darüber hinaus können Brachflächen je nach 
Vegetationsstruktur und Artenvorkommen aus natur-
schutzfachlicher Perspektive äußerst wertvoll für die 
 urbane Biodiversität sein (HANSEN et al. 2012). Das 
gilt ebenso für besonders  geschützte Biotope im Sinne 
des § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), wie bei-
spielsweise Trockenrasen, Heiden oder Flussauen, die 
sowohl innerhalb als auch am Rande von Städten 
 vorkommen können. Beeinträchtigungen für die hier 
 vorhandenen Tier- und Pflanzenarten können sich er-
geben, wenn Brachflächen bebaut werden, die Bebauung 
zu nah an geschützte Biotope heranrückt oder Verbin-
dungen zwischen Lebensräumen unterbrochen werden. 



2.2 Wohnungsmarkt und  Wohnungsneubaubedarf

13

 Zunehmender Nutzungsdruck auf die verbleibenden Flä-
chen geht mit Störungen einher, wie etwa Veränderungen 
des Nahrungs- und Platzangebotes von Tier- und Pflanzen-
arten, des Schadstoffeintrags, der Lärm- und Licht-
bedingungen und einer daraus resultierenden Unruhe-
wirkung (SRU 2016; BBSR 2018a; IPBES 2016, S.  50; 
BÖHM et al. 2016). Wird bislang unbebaute Fläche teil-
weise oder komplett mit Gebäuden, Asphalt oder Pflaster-
steinen versiegelt, führt dies außerdem zu einem höhe-
ren Überschwemmungs- und Hitzerisiko (Tz.  17) und 
verringert die Grundwasserneubildung sowie Boden-
bildungs prozesse (KBU 2017).

2.2 Wohnungsmarkt und 
 Wohnungsneubaubedarf

26. Um den Neubaubedarf von Wohnungen festzu-
stellen, ist es wesentlich, die regionalen Unterschiede 
und die langfristigen demografischen Veränderungen zu 
beachten. Im Folgenden wird beschrieben, in welchen 
Regionen Deutschlands der Wohnungsmarkt angespannt 
ist und was die Ursachen für den aktuellen Wohnungs-
mangel und für die gestiegene Wohnraumnachfrage sind. 
Die derzeitige Bautätigkeit reagiert zwar auf die gestiege-
ne Nachfrage, in den wachsenden Großstädten findet der 
Wohnungsneubau aber überwiegend im mittleren bis 
oberen Preissegment statt. Die Ursache hierfür liegt 
nicht allein in den gestiegenen Kosten für den Woh-

nungsneubau, sondern unter anderem auch im Mangel an 
Baugrundstücken. Bezahlbarer Wohnraum ist aber not-
wendig, um eine ausreichende soziale Durch mischung 
in den Stadtquartieren zu erhalten, die für eine gute 
 Lebensqualität in den Städten von Bedeutung ist.

Wohnungsmarkt
27. Nachdem der Wohnungsmarkt in Deutschland jahre-
lang relativ entspannt war, wird seit etwa 2010 ein deut-
licher Anstieg der Mieten und Kaufpreise für Wohn-
immobilien beobachtet. Dabei verläuft die Entwicklung 
regional unterschiedlich. Die höchsten Steigerungsraten 
und Angebotsmieten gibt es in Großstädten mit mehr 
als 500.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, während 
in den ländlichen Kreisen im Durchschnitt nur ein mo-
derater Anstieg der Angebotsmieten beobachtet wird 
(Abb.  1; BBSR 2018c). In einigen ländlichen Kreisen 
 stagnieren die Angebotsmieten oder gehen sogar zurück 
(BBSR 2016e, S. 96). Das durchschnittliche Mietniveau 
reicht von unter 4,50 €/m2 in peripheren ländlichen Räu-
men bis zu 16,65  €/m2 in München (jeweils Nettokalt-
mieten; ebd.). Deutlich steigende Mietpreise gibt es auch 
bei wirtschaftsstarken Städten und bei kleineren Städten 
mit bedeutenden Universitäten (BBSR 2017h). 

28. Auch die Kaufpreise für Wohnimmobilien steigen in 
den Städten stärker als auf dem Land (BBSR 2016b; 
BMUB 2017f; „Preise auf den Wohnungsmärkten steigen 
weiter“, Pressemitteilung des BBSR vom 12.  Dezember 
2017).

 ɦ Abbildung 1

Angebotsmieten nach Kreistypen 2004 bis 2017

Mieten für Erst- und Wiedervermietung
Quelle: BBSR 2018c, basierend auf Daten der BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung und der IDN ImmoDaten GmbH
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Nach einer Studie, die im Auftrag eines Bündnisses 
von Verbänden des Baugewerbes, von Immobilien- und 
 Wohnungsunternehmen, der IG Bau und des Deutschen 
 Mieterbundes (Verbändebündnis Wohnungsbau) erstellt  
wurde, kann der Wohnungsmarkt in rund einem Drittel 
(34 %) der 402 Kreise Deutschlands als angespannt bis 
sehr angespannt klassifiziert werden. In 23 % der Kreise 
gibt es einen entspannten Wohnungsmarkt, in 43 % ist 
der Wohnungsmarkt stagnierend oder rückläufig. Dieser 
Abschätzung liegen Daten zur Entwicklung des Woh-
nungsbestands und der Haushalte von 2011 bis 2015 
sowie Indikatoren zur regionalen Arbeitsentwicklung 
und zum Wohlstand zugrunde (Abb.  2; Prognos AG 
2017). Da in den Kreisen mit angespanntem Wohnungs-
markt die  Bevölkerungsdichte in der Regel höher ist als in 
den Kreisen  mit entspanntem Wohnungsmarkt, sind 
über ein Drittel der Bevölkerung Deutschlands von einem 
angespannten Wohnungsmarkt betroffen.

Zu den Kreisen mit den höchsten Mieten zählen vor 
allem Großstädte wie München, Frankfurt/Main und 
Stuttgart, jeweils inklusive Umland, sowie Freiburg, 
 Ingolstadt, Hamburg, Düsseldorf, Köln und Berlin 

  (BBSR 2018c). Dazu kommen Universitätsstädte, wie 
zum Beispiel Trier, Würzburg oder Heidelberg (BBSR 
2017h).

29. Für die regional angespannten Wohnungsmärkte 
können sowohl Angebots- als auch Nachfragefaktoren 
verantwortlich gemacht werden (s.  a. SRU 2016, 
Tz. 293 ff.). Auf der Angebotsseite gilt der Rückgang der 
Wohn ungsbautätigkeit in Deutschland zwischen Mitte 
der 1990er-Jahre und 2009 (s. a. Abb. 4) als eine wesent-
liche Ursache (BMI 2018f; Deutscher Bundestag 2017b, 
S.  22). Weil die Bevölkerung in Deutschland seit 2003 
konti nuierlich abnahm und die Bevölkerungsprognose 
des Statistischen Bundesamtes noch 2006 davon ausging, 
dass sich dieser Trend fortsetzen würde (Statistisches 
Bundesamt 2006), schien es folgerichtig, weniger zu 
bauen. Der Rückzug von Bund und Ländern aus dem 
 geförderten Wohnungsbau kam ergänzend hinzu (siehe 
z. B. von EINEM 2016). Auf der Nachfrageseite hat die 
vor allem in den deutschen Großstädten seit etwa 2010 
überdurchschnittlich anwachsende Bevölkerung und die 
Zunahme der Zahl der Haushalte die Wohnungsnach-
frage erhöht (s. Tz. 31 ff.).

 ɦ Abbildung 2

Typisierung der regionalen Wohnungsmärkte in Deutschland entsprechend Angebots- und Nachfragerelation

Quelle: Prognos AG 2017, verändert, basierend auf Daten der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder von 2017
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Als ein Preistreiber für Mieten und Wohnimmobilien 
kann aber auch fehlendes Bauland (Tz. 46) und das in 
den letzten Jahren stark gestiegene Interesse von Inves-
toren am Immobilien- und Grundstücksmarkt gesehen 
werden. Angesichts weltweit niedriger Zinsen ist die An-
lage von Kapital in Immobilien und Grundstücke pros-
perierender Städte attraktiv geworden. Problematisch 
ist, wenn im Mittelpunkt des Wohnungsneubaus dann 
weniger die Erstellung von Wohnraum steht, sondern 
vielmehr die Schaffung einer hochwertigen Anlagemög-
lichkeit durch „die rasche Realisierung von knappheits-
bedingten hohen Wertsteigerungen möglichst ohne In-
vestitionen“ (Difu und vhw 2017).

30. Der Nachfragedruck und die damit einhergehenden 
steigenden Mieten können in betroffenen Stadtteilen zur 
Verdrängung nicht zahlungskräftiger Mieterinnen und 
Mieter führen. Ältere Menschen können verstärkt mit 
„ Be harrungstendenzen“ reagieren (Remanenzeffekt) 
(BBSR 2017b, S. 19). Der Remanenzeffekt bezeichnet das 
Phänomen, dass Menschen in einmal bezogenen Woh-
nungen oder Häusern wohnen bleiben, auch wenn sich 
durch familiäre Veränderungen wie Auszug der Kinder 
oder Tod der Partnerin oder des Partners der Bedarf an 
Wohn fläche vermindert (s. a. SRU 2016, Tz. 294). Schließ-
lich wird auch ein „Zusammenrücken“ beobachtet, um 
durch weniger Wohnfläche pro Kopf die Wohnkosten zu 
reduzieren (BBSR 2017b, S. 19). So ist die durchschnitt-
liche Wohn fläche pro Person, bezogen auf die gleiche Haus-
haltsgröße, in den Stadtstaaten geringer als im Bundes -
durchschnitt (Statistisches Bundesamt et al. 2016, Kap. 9, 
S. 268).

Ursachen des Wohnraumbedarfs und der 
 Wohnraumnachfrage
31. Nachdem die Bevölkerung Deutschlands im Jahr 
2003 einen Höchststand von etwas über 82,5 Mio. 
 Menschen erreicht hatte, nahm sie bis 2011 kontinuier-
lich ab (auf rd. 80,3 Mio.), um danach wieder auf 82,5 
Millionen im Jahr 2016 anzuwachsen („Bevölkerung in 
Deutschland zum Jahresende 2016 auf 82,5 Millionen 
Personen gewachsen“, Pressemitteilung Nr.  019 des 
 Statistischen Bundesamtes vom 16. Januar 2018). Bis 
2020 wird die Bevölkerung Deutschlands voraussicht-
lich um eine weitere Mio. Menschen zunehmen und 
 danach langfristig zurückgehen (Statistisches Bundes-
amt 2017b). Im Jahr 2033 hätte sie wieder den Stand 
von Ende 2016 erreicht (ebd.). Diese Vorausberech-
nung  beruht auf Daten zur Bevölkerungsentwicklung 
bis zum Jahr 2013 und wurde 2017 auf Basis der Bevöl-
kerung zum 31. Dezember 2015 aktualisiert, um den 
Einfluss des Z uzugs von Schutzsuchenden in den Jahren 
2015 und 2016 zu berücksichtigen. Es wird erwartet, 
dass sich der Bevölkerungszuwachs auf die Ballungs-
räume und prosperierenden Städte konzentrieren wird, 

 während viele ländliche Regionen weiter schrumpfen 
werden (ebd.).

32. Während die Bevölkerung von 2011 bis 2015 um 
2,2  % zunahm, stieg die Zahl der Haushalte sogar um 
3,3  %. Zu der wachsenden Zahl von Haushalten tragen 
Singularisierung und Individualisierung, wie zum Bei-
spiel die spätere Ehe- und Familiengründung bei jungen 
Menschen, bei. Die Fortsetzung dieser Trends wird auch 
für die kommenden zwanzig Jahre erwartet: Die Zahl der 
Haushalte wird von 2015 bis 2035 voraussichtlich um 
weitere 5,9 % anwachsen (Statistisches Bundesamt 
2017c). Dagegen wird die Bevölkerung 2035 wieder auf 
das Ausgangsniveau von 2015 bzw. darunter gesunken 
sein (Statistisches Bundesamt 2017b). Es wird weiterhin 
erwartet, dass vor allem die Ein- und Zweipersonenhaus-
halte zunehmen, sodass 61 % der Bevölkerung im Jahr 
2035 in Ein- oder Zweipersonenhaushalten leben wer-
den. Etwa die Hälfte von ihnen wird sechzig Jahre oder 
älter sein („43 Millionen Privathaushalte im Jahr 2035“, 
Pressemitteilung Nr. 067 des Statistischen Bundesamtes 
vom 28. Februar 2017). Die Zahl der kleinen Haushalte 
nimmt vor allem in den Ballungsräumen zu. Bereits heute 
befinden sich 77 % der Ein- und Zweipersonenhaushalte 
in den kreisfreien Großstädten (BBSR 2016e, S. 61).

33. Die Wohnfläche pro Person betrug 1991 in Deutsch-
land 34,8 m2 und stieg bis 2011 auf 46,1 m2 an. Von 2012 
bis 2014 wuchs sie nur noch moderat auf 46,5 m2, seit-
dem waren bis 2017 keine Veränderungen zu beobachten 
(mit Ausnahme eines leichten Rückgangs im Jahr 2015) 
(Statistisches Bundesamt 2018f; 2017d). Diese Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes werden ermittelt, indem 
die Fortschreibung des Wohnungsbestands durch die 
Fortschreibung der Bevölkerung dividiert wird. Hierbei 
wird aber der Wohnungsbestand überschätzt, weil zum 
Beispiel auch leer stehende Wohnungen erfasst werden, 
sodass die Pro-Kopf-Wohnfläche eher zu hoch abge-
schätzt wird. Bei einem zweiten, ebenfalls vom Statisti-
schen Bundesamt verwendeten Verfahren wird auf die 
Daten des Mikrozensus zurückgegriffen, die eine genau-
ere Ermittlung der Wohnungsleerstände ermöglichen 
(s. a. BBSR 2014a, S.18). Mit diesem Verfahren – basie-
rend auf dem letzten Mikrozensus, der 2014 durchge-
führt wurde – kommt das Statistische Bundesamt für das 
Jahr 2014 auf eine Wohnfläche pro Person von 44,6 m2 
(Statistisches Bundesamt 2016). Ausgehend von diesen 
Daten prognostiziert das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) bis 2030 einen weiteren 
 Anstieg der Pro-Kopf-Wohnfläche auf rund 47 m2 (BBSR 
2015c). Als Ursachen für diesen Anstieg werden die 
Alter ung der Gesellschaft, der damit einhergehende 
Rema nenzeffekt (Tz. 30) sowie die zunehmende Singulari-
sierung der Haushalte und der Anstieg der Eigentümer-
quote genannt. Die Eigentümerquote ist deshalb relevant, 
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weil die Wohnfläche pro Kopf in Eigentumswohnungen 
höher ist als in Mietwohnungen. DESCHERMEIER und 
HENGER (2015) rechnen bis 2030 mit einer Wohnfläche 
pro Kopf von 51,5 m2. Sie begründen den Anstieg im 
 Wesentlichen damit, dass die Wohnfläche pro Kopf von 
Generation zu Generation zunimmt (Kohorteneffekt). 
Möglicherweise wird dieser Effekt aber in den Ballungs-
zentren mit angespannten Wohnungsmärkten durch die 
steigenden Wohnkosten abgeschwächt (s. a. den Hinweis 
auf die geringere durchschnittliche Wohnfläche pro Per-
son in den Stadtstaaten in Tz. 30; DESCHERMEIER und 
HENGER 2015).

34. Aus den Annahmen zur Bevölkerungsentwicklung, 
ihrer räumlichen Verteilung in Deutschland und den 
Trends zur Bildung von Haushalten wird die zukünftige 
Wohnungsnachfrage abgeschätzt (Tz. 36). Dabei gibt es 
einige relativ sichere und einige schwer vorhersagbare 
Entwicklungen. Sehr wahrscheinlich wird die Bevöl-
kerung in Deutschland älter werden, langfristig insge-
samt zahlenmäßig abnehmen und der Trend zu kleineren 
Haushalten wird fortbestehen. Aber auch wenn die 
 Bevölkerungszahl abnimmt, wird sich die Bevölkerung 
wahrscheinlich regional ungleich verteilen, sodass vor-
aussichtlich die Ballungszentren weiter wachsen werden 
(Urbanisierung). Dennoch besteht viel Unsicherheit 
 darüber, wie sich das Binnenwanderungsverhalten im 
Einzelnen weiter entwickeln wird. Es gibt zum Beispiel 
Hinweise für eine hohe Attraktivität der Großstädte für 
Familien, aber auch für eine anhaltende Abwanderung 

von Familien in den suburbanen Raum (CÂRSTEAN 
et al. 2017; BUSCH 2016). Auch der bisher beobachtete 
Trend, dass die jüngere Bevölkerung bevorzugt in wenige 
Städte zieht (sogenannte Schwarmstädte), könnte sich 
abschwächen, sollten diese Städte wegen steigender Prei-
se auf dem Wohnungsmarkt unattraktiv werden (Rat der 
Immobilienweisen 2017; IW 2017b). Die größten Unsi-
cherheiten bestehen aber hinsichtlich der Bewertung der 
Zuwanderungsraten aus dem Ausland (BBSR 2015c, 
S. 6). Diese sind seit 2010 stark gestiegen (Statistisches 
Bundesamt 2018e) und führten dazu, dass eine als sicher 
geglaubte Entwicklung, nämlich der für die Zeit nach 
2003 prognostizierte Bevölkerungsrückgang in Deutsch-
land (s. Tz. 29), nicht wie erwartet eintraf.

Prognosen zum Neubaubedarf
35. In ihrer Wohnungsbedarfsprognose von 2017 gehen 
das BBSR und das Bundesministerium für Umwelt, 
Natur schutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) davon 
aus, dass bis zum Jahr 2020 ein Neubaubedarf von rund 
350.000 Wohnungen pro Jahr besteht (BMUB 2017f; 
WALTERSBACHER 2017). Auch das Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW) hält den Neubau von 358.000 
Wohnungen im Jahresdurchschnitt bis 2020 für notwen-
dig (HENGER 2017). Einen höheren Bedarf sieht der 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen e. V. (GdW). Er fordert „[…] eine Woh-
nungsbaubeschleunigungs-Initiative, damit 400.000 
Woh nungen jährlich entstehen können – darunter min-
destens 80.000 Sozialwohnungen und weitere 60.000 

 ɦ Abbildung 3

Regionale Wohnungsbaulücke 2011 bis 2015 in absoluter Dimension bzw. relativ als Anteil am Wohnungsbestand

Quelle: Prognos AG 2017, basierend auf Daten der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder von 2017. Berechnung der Anzahl der Haushalte 
durch Prognos
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Mietwohnungen im unteren Preissegment“ (GdW 
2016b). Dieser Forderung liegt eine Studie von Prognos 
zugrunde (s. Tz.  28), in der die Wohnungsbaulücken 
(Wohnungsnachfrage zu Wohnungsbestand) regional 
differenziert dargestellt werden. Die linke Seite der 
 Abbildung 3 zeigt, dass zwischen 2011 und 2015 in 17 Re-
gionen die Zahl der Haushalte stärker zunahm als die 
Zahl der auf dem Wohnungsmarkt angebotenen Woh-
nungen, sodass sich eine Wohnungsbaulücke von über 
5.000 Wohnungen ergab. Die rechte Abbildung setzt die 
regionale Wohnungsnachfrage in Relation zum Woh-
nungsbestand. Daraus ergibt sich, dass es 2015 26 Regio-
nen gab, in denen die Wohnungsbaulücke größer als 3 % 
des Wohnungsbestandes war.

Berechnung des Wohnraumbedarfs
36. Das BBSR berechnet den Bedarf an neuen Wohnun-
gen in Deutschland, indem es die Wohnungsnachfrage 
abschätzt und mit dem Wohnungsbestand vergleicht 
(BBSR 2015c). Die Wohnungsnachfrage wird anhand der 
regionalen Entwicklung der Bevölkerung (Raumord-
nungsprognose) und der daraus berechneten Zahl der 
Haushalte sowie über regionale Prognoseergebnisse der 
Wohnflächennachfrage berechnet. In die Prognosen zur 
Wohnflächennachfrage fließen Weiterentwicklungen von 
Trends ein, wie beispielsweise die Veränderung der Le-
benssituationen (z. B. flexiblere Arbeitsplatzbedingun-
gen), ein steigender Wohnraumbedarf oder Größe und 
Zusammensetzung der Haushalte (Tz. 32 f.). Beim Woh-
nungsbestand werden die wirtschaftliche und physische 
Alterung von Wohngebäuden (Ersatzbedarf) sowie 
Wohn ungsleerstände berücksichtigt. Beim prognosti-
zierten Neubaubedarf wird nach Gebäudetypen (Ein-, 
Zwei- oder Mehrfamilienhäuser) und regionalen Unter-
schieden differenziert.

Wohnraumpotenziale im Bestand
37. In angespannten Wohnungsmärkten mit hohen 
Angebots mieten oder hohen Kaufpreisen wird der Umzug 
in eine passende größere oder kleinere Wohnung er-
schwert, wodurch sich der Remanenzeffekt verstärkt 
(Tz. 30). Rein rechnerisch könnten durch eine bessere 
Nutzung der Wohnfläche viele Wohnungsprobleme 
 gelöst werden (Der Tagesspiegel 22.01.2018). Eine Maß-
nahme gegen diese Entwicklung stellt der Wohnungs-
tausch dar. Alleinstehende und kleine Haushalte, die in 
großen Wohnungen leben, könnten ihre Wohnung mit 
Familien, die einen größeren Wohnraumbedarf haben, 
tauschen. Es gibt bereits private Tauschbörsen im Inter-
net, die zunehmend durch kommunale Tauschbörsen 
 ergänzt werden (z.  B. Potsdamer Neueste Nachrichten 
29.03.2018). Dem privaten Wohnungstausch steht aber 
im Wege, dass nicht sicher ist, dass die Mieten der ge-
tauschten Wohnungen nicht ansteigen. Einfacher lässt 
sich ein Wohnungstausch daher bei Wohnungsunterneh-

men realisieren, die einen größeren Pool an Wohnungen 
verwalten und zudem die Quadratmeterpreise beim 
Wohnungstausch nicht erhöhen (z. B. Siegener Zeitung 
19.12.2017; „Jetzt online: Das Wohnungstauschportal 
der Landeseigenen“, Pressemitteilung der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin vom 
10.  September 2018). Hilfreich ist es, den Wohnungs-
tausch mit Serviceangeboten zu flankieren, die gegeben-
enfalls den Umtauschwilligen (z. B. Seniorinnen und 
 Senioren) den Umzug abnehmen und sie bei allen dies-
bezüglichen Sorgen unterstützen. Als weiterer Anreiz  
wird auch eine Tauschprämie diskutiert (z. B. Süddeut-
sche Zeitung 20.02.2018). Auch wenn die quantitativen 
Effekte zunächst gering sein könnten, sind Maßnahmen 
zur Förderung des Wohnungstauschs sinnvoll, denn sie 
können langfristig die Option des Wohnungstauschs in 
der Gesellschaft etablieren und damit die großen Poten-
ziale untergenutzter Wohnungen ausschöpfen.

38. Die Aktivierung von leer stehenden Wohnungen ist 
eine weitere Möglichkeit, Wohnraum im Bestand zu ge-
winnen. Allerdings sind die Leerstände in angespannten 
Wohnungsmärkten naturgemäß nicht sehr groß. Außer-
dem wird eine gewisse Mindestmenge an leer stehenden 
Wohnungen zur Sicherstellung eines effizienten Woh-
nungsmarktes als notwendig angesehen (Fluktuations-
reserve) (BBSR 2017d). Diese Fluktuationsreserve ist 
eine „Daumenregel“ und wird meist mit 2 bis 3 % angege-
ben (ebd.). Nach Schätzungen des BBSR standen 2015 
bund esweit 4,5 % aller Wohnungen leer. In den Metropo-
len, wie zum Beispiel Berlin, Hamburg, Frankfurt/Main 
oder München, lag die Quote aber bei unter 1 % (BBSR 
2017i). Die Zahlen basieren auf den Leerstandsdaten 
des Zensus 2011 (ebd.). Damals wurde eine Gebäude- 
und Wohn ungszählung durchgeführt, bei der jede leer 
stehende Wohnung erfasst werden sollte. Unberück-
sichtigt blieben  aber „Ferien- und Freizeitwohnungen 
sowie gewerblich genutzte Wohnungen und Diploma-
tenwohnungen/Wohn ungen ausländischer Streitkräfte“ 
(BBSR 2017d).

Inwieweit spekulative Leerstände existieren, die von der 
Leerstandsquote nicht erfasst werden, ist nicht oder nur 
schwierig nachweisbar. Ebenfalls problematisch sind 
Wohnungen, die als Anlageobjekt gekauft werden, ohne 
dass sie als Wohnraum genutzt oder vermietet werden. 
In letzter Zeit wird zudem vor allem die Zweckentfrem-
dung durch Ferienwohnungen diskutiert. Ferienwoh-
nungen werden in der Regel gerade an nachfragestarken 
Standorten angeboten und entziehen dort Wohnungen 
dem regulären Wohnungsmarkt. Um die Zweckentfrem-
dung einzudämmen, haben viele Städte bereits ein 
Zweckentfremdungsverbot verhängt (Behördenspiegel 
16.02.2018).
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39. Die Umwandlung von Nichtwohngebäuden in Wohn-
raum (Umnutzung) kann einen Beitrag zur Entlastung 
eines angespannten Wohnungsmarktes leisten. In Frank-
furt/Main sind zwischen 2000 und 2010 bis zu 20 % der 
neu geschaffenen Wohnungen durch Umwandlungen ent-
standen (BBSR 2017g, S. 6), in Berlin waren es  zwischen 
2010 und 2015 mindestens 10 % der Bau fertigstellungen 
(ebd., S. 16). Begünstigt wurde diese Entwicklung durch 
die hohe Leerstandsquote bei Büroflächen (z. B. 2010: 
16 % in Frankfurt/Main, 8 % in Berlin; BBSR 2017f, S. 23), 
die allerdings kontinuierlich  zurückgeht (ebd.). Umnut-
zungen werden häufig in Kommunen mit hoher Woh-
nungsnachfrage und eher im gehobenen Preissegment re-
alisiert (BBSR 2017g, S. 4). Umnutzungs projekte sind 
aber „keine Selbstläufer“ (BBSR 2017f).  Sie  benötigen in 
der Regel einen Impuls von außen und eine kommunale 
Verwaltung, die das  Projekt unterstützt und die bauord-
nungsrechtlichen Ermess ensspielräume ausnutzt (ebd., 
S. III). Weitere entscheidende Parameter sind die Qualität 
der Standorte (z. B. ob eine Be lastung durch Verkehrs- 
oder  Gewerbelärm vorliegt),  bauliche Gegebenheiten, die 
bauordnungs- und plan ungsrecht liche Situation (z. B. 
Brand- und Schallschutz bei denkmalgeschützten Gebäu-
den, Abstandsflächen, Barrierefreiheit, Stellplätze) und 
Förderbedingungen (BBSR o. J.-b). Insgesamt stellen aber 

die bauordnungsrechtlichen Vorschriften und Bestim-
mungen nach Auffassung des BBSR keine unüberwindba-
ren Hemmnisse in kon kreten Umwandlungsvorhaben dar 
(BBSR 2017f, S. III).

Wohnungsneubau
40. Nach der Wiedervereinigung gab es in Deutschland 
einen außerordentlichen Bauboom, ausgelöst durch eine 
starke Zuwanderung in die alten Bundesländer sowie 
einen hohen Nachholbedarf in den neuen  Bund es  ländern 
und bestärkt durch steuerliche Erleicht erungen   und staat-
liche Förderungen (s. a. HENGER und   VOIGTLÄNDER 
2015). Die Zahl der Baufertigstellungen von Wohn ungen 
stieg bis 1995 an und ging dann bis 2009 konti nuierlich 
zurück (Abb. 4). Seit 2010 nimmt die Bautätigkeit auf 
dem Wohnungsmarkt wieder zu, sie stieg von rund 
140.000 Wohnungsbaufertigstellungen im Jahr 2010 auf 
rund 230.000 Baufertigstellungen im Jahr 2017 (jeweils 
Wohnungen in neu errichteten Wohngebäuden (ohne 
Wohnheime)) (Statistisches Bundesamt 2017a; „Bau-
fertigstellungen von Wohnungen im Jahr 2017: + 2,6 % 
gegenüber Vorjahr“, Pressemitteilung Nr. 183 des Statis-
tischen Bundesamtes vom 24. Mai 2018). Bei den 
 Bau fertigstellungen ist eine relativ starke Zunahme des 
 Geschosswohnungsbaus zu beobachten (s. Abb. 4).
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 ɦ Abbildung 4

Baufertigstellung von Wohnungen in neu errichteten Gebäuden* 1987 – 2017

*ohne Wohnungen in Wohnheimen oder Nichtwohngebäuden, ohne Maßnahmen im Bestand

SRU 2018; Datenquelle: Statistisches Bundesamt 2017a
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41. In den wachsenden Regionen mit hohen Miet- und 
Kaufpreisen ist die Wohnungsneubauintensität (fertigge-
stellte Neubauwohnungen pro 1.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner) höher als in den Regionen mit entspanntem 
Wohnungsmarkt. Nach Ansicht des BBSR reicht der 
 derzeitige Neubau in den wachsenden Region en jedoch 
nicht aus, um eine angemessene Wohnraumversorgung zu 
gewährleisten (BBSR 2017b, S. 25). In einer Analyse, die 
Bautätigkeit und Baubedarfe in den 402 Kreisen Deutsch-
lands vergleicht, werden große region ale Diskrepanzen für 
die Jahre 2011 bis 2015 festgestellt. Demnach wurde in 
wachsenden Gemeinden trotz Nachfrage zu wenig gebaut, 
in schrumpfenden zu viel (IW 2017a). Letzteres beruht 
nach Ansicht der Autorenschaft auch darauf, dass in den 
schrumpfenden Gemeinden zu viel günstiges Bauland 
ausgewiesen wurde (s. a. Tz. 9 und Abschn. 3.1.1.2). Dies 
mache zusammen mit den niedrigen Zinsen das Eigen-
heim für viele erschwinglich (ebd.). Beispielsweise wer-
den in den ostdeutschen Flächenländern bis 2030 regional 
Leerstandsquoten von 15 bis 25 % erwartet (BMUB 
2017d). Für diese Prognose werden zwei Gründe aufge-
führt: einerseits der Rückgang der Zahl der Haushalte in 
diesen  Gebieten, andererseits der zu erwartende Neubau, 
vor allem im Ein- und Zweifamilienhaussegment (ebd.; 
s. a. Tz. 10).

Baukosten und Grundstückspreise 
42. In den wachsenden Großstädten findet der Woh-
nungsneubau überwiegend im mittleren bis oberen Preis-
segment statt. Die Neubaumieten und die Verkaufspreise 
für Neubauwohnungen sind hier im Vergleich zu anderen 
Region en Deutschlands überdurchschnittlich hoch (BBSR 
2017b, S. 25). Als wesentliche Preistreiber werden, wie 
nachfolgend dargestellt, sowohl gestiegene Baukosten als 
auch höhere Grundstückspreise diskutiert. 

43. Die Kosten zur Erstellung eines Gebäudes (Bau-
kosten) stiegen in den letzten Jahren deutlich stärker als 
die Verbraucherpreise (s. Tz.  44). Um die Gründe für 
die  gestiegenen Baukosten und Möglichkeiten für ihre 
Reduzier ung zu untersuchen, wurde vom Bündnis für 
 bezahlbares Wohnen und Bauen im August 2014 die 
 Baukostensenkungskommission (BKSK) eingerichtet 
(Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen 2015). Die 
Kommission identifizierte als wesentliche Ursachen für 
den Anstieg der Baukosten die „Steigerung der Baupreise 
(d. h. der Preise für ausgewählte Bauleistungen bei neu er-
richteten Gebäuden), der Qualitäten bzw. Anforder ungen 
sowie der individuellen Eigenheiten der Aus stattung“ 
(ebd., S. 51). Überdurchschnittlich stiegen vor allem die 
Preise für die technische Gebäudeausrüstung und für die 
Planung und Beratung von Bauvorhaben (s.  Tz. 44). 
Davon unabhängig führt aber eine steigende Kapazitäts-
auslastung der am Bau beteiligten Firmen  regelmäßig auch 
zu steigenden Baupreisen (ebd., S. 29 und S. 51). 

Entwicklung der Baukosten
44. In den Baukosten sind die Bauwerkskosten (Kosten 
für sämtliche Bauleistungen, die für die Errichtung des 
Gebäudes erforderlich sind) und die Baunebenkosten 
(Kosten für Planung, Beratung, Gutachten, Abnahmen 
etc.) enthalten; die Grundstückskosten gehören nicht 
dazu. Nach Aussage der BKSK ist die Datenlage für eine 
umfassende und systematische Analyse von Baukosten 
und Baupreisen ungenügend. Eine Grobanalyse vorhan-
dener Daten ergab, dass die Baukosten für Gebäude mit 
mittlerem Standard zwischen 2003 und 2012 um 46 % 
anstiegen, während sich die Preise für Bauleistungen 
(sog. Baupreisindex) im gleichen Zeitraum nur um 22 % 
erhöhten (Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen 
2015, S.  33 und 51). Mit der Untersuchung einzelner 
Kostengruppen innerhalb der Bauwerkskosten konnte 
darüber hinaus festgestellt werden, dass die Preise für 
die technische Gebäudeausrüstung (u. a. für Wärmever-
sorgungsanlagen, lufttechnische Anlagen, Abwasser-, 
Wasser- und Gasanlagen) von 1999 bis 2013 mit 45,9 % 
deutlich schneller gestiegen waren als jene für die Bau-
konstruktionen (+ 25,3 %) und der Verbraucherpreis-
index (+ 26,2 %) (ebd., S. 18 f.). 

Nach einer Studie im Auftrag des Verbändebündnisses 
Wohnungsbau (Tz. 28) stiegen die Bauwerkskosten von 
2000 bis 2017 sogar um insgesamt 55 % (Eduard Pestel 
Institut für Systemforschung und ARGE 2018). Davon 
entsprachen 36 % der allgemeinen Preisentwicklung bei 
den Bauwerkskosten; weitere 16  % des Kostenanstiegs 
wurden durch die gestiegenen energetischen Anforde-
rungen (Energieeinsparverordnung (EnEV), Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG)) verursacht 
sowie 3 % durch grundsätzlich höhere Qualitätsanforde-
r ungen im Wohnungsbau (z. B. in Bezug auf Barrierefrei-
heit oder Brand- und Schallschutz; ebd., S. 8).

Die in den Baunebenkosten enthaltenen Planungs- und 
Beratungskosten nahmen von 2000 bis 2014 um 47 % zu 
(WALBERG et al. 2015, S. 62). Die baubezogenen Archi-
tekten- und Ingenieursleistungen stiegen zwischen 1999 
und 2014 sogar um 56,6  % (Bündnis für bezahlbares 
Wohnen und Bauen 2015, S. 24). Verantwortlich hierfür 
waren teilweise die gestiegenen Honorare, teilweise aber 
auch die erhöhten Leistungsanforderungen (ebd., S. 22).

45. Ökologische Qualität im Wohnungsbau kann höhere 
Baukosten verursachen. In der oben genannten Studie, 
die im Auftrag des Verbändebündnisses Wohnungsbau 
erstellt wurde (s.  Tz.  44), werden 16 % des Kostenan-
stiegs bei den Baukosten den gestiegenen energetischen 
Anforderungen zugeschrieben. Allerdings entstehen 
 höhere Kosten beim Wohnungsbau auch durch gestie-
gene Qualitätsanforderungen und nicht zuletzt durch 
die  Kapazitätsauslastung des Baugewerbes (Tz.  43). 
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Eine Studie im Auftrag des Bundesverbands Erneuerbare 
Energien e. V. stellt fest, dass sich bei der Wahl geeig  ne-
ter baulicher und anlagentechnischer Konzepte und bei 
Nutzung verfügbarer Fördermittel auch deutlich über die 
EnEV 2016 hinausgehende energetische Standards mit 
geringen oder sogar ohne spürbare Mehrkosten 
realisieren  lassen (ITG 2018). Höheren Investitions-
kosten für Energiesparmaßnahmen können verringerte 
Energieverbrauchskosten in der Nutzungsphase gegen-
übergestellt werden (ebd. S. 13; s. a. Tz. 91). Die BKSK 
kam in ihrer Studie von 2015 zu dem Schluss, dass die 
Anforderungen der Energieeinsparverordnung mit der 
zum 1. Januar 2016 wirksam werdenden Verschärfung 
ein „kostenoptimales Niveau“ darstellten (Bündnis für 
bezahlbares Wohnen und Bauen 2015, S. 95). Zudem er-
folgt die Betrachtung der Baukosten in der Regel aus 
betriebs wirtschaftlicher Sicht. Externe Kosten, wie sie 
zum Beispiel durch die Ressourceninanspruchnahme 
oder den Klimawandel entstehen, bleiben unberück-
sichtigt (s. a. Kurzgutachten im Auftrag des Bundesver-
bands Erneuerbare Energien (ITG 2018)). 

46. Im Unterschied zu den Baukosten gibt es bei den 
Grundstückspreisen große regionale Unterschiede 
(BBSR 2017b, S. 20). Zwischen 2011 und 2016 stiegen 
die Baulandpreise in Deutschland um 32 % (Statistisches 
Bundesamt 2018b). In den Großstädten über 500.000 
Einwohnerinnen und Einwohner kostete der Quadrat-
meter Bauland 2016 im Durchschnitt rund 580 Euro,  im 
Bundesdurchschnitt lag der Wert bei rund 120 Euro 
(Stat istisches Bundesamt 2017e). Nach einer Studie im 
Auftrag des Verbändebündnisses Wohnungsbau (Tz. 28) 
umfassen die Grundstückskosten in deutschen Groß-
städten im Mittel bereits knapp 20 % der gesamten 
Invest itionskosten beim Wohnungsneubau (Eduard Pes-
tel Institut für Systemforschung und ARGE 2018). 

Aus den regionalen Unterschieden bei den Grundstücks-
preisen folgert das BBSR, dass die Vermietungs- und 
 Verkaufspreise in den wachsenden Großstädten „kaum 
baukostendeterminiert, sondern primär – über den Um-
weg der Preisbildung bei engen Grundstücksmärkten – 
knapp heitsinduziert“ sind (BBSR 2017b, S.  21). Auch 
die BKSK (Tz. 43) vermerkt, dass sich „die Preisent-
wicklung von Immobilien (Grundstück und Gebäude) 
[…] von der Baukostenentwicklung getrennt [hat]. Es 
besteht die Gefahr, dass jede Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für den Bau und die Vermietung von Woh-
nungen über die „Einpreisung“ in Grund und Boden 
konterkariert wird“ (Bündnis für bezahlbares Wohnen 
und Bauen 2015, S. 51).

Bezahlbarer Wohnraum
47. Wie dargestellt, werden gegenwärtig überwiegend 
Wohnungen in den mittleren bis höheren Preisklassen 

gebaut (BBSR 2017b, S. 9 und 25). Als bezahlbar gilt eine 
Wohnung, wenn die Wohnkostenbelastung maximal ein 
Drittel des Einkommens ausmacht (Eduard Pestel 
Institut  für Systemforschung 2014, S. 6). Nach Berech-
nungen der Prognos AG werden zurzeit nur 33 % der 
 benötigten Mietwohnungen und 18 % der benötigten 
 So zialmietwohnungen gebaut (Prognos AG 2017, S. 6 f.). 
Dadurch entsteht eine Knappheit an Wohnraum. Die 
Schwierigkeit, eine bezahlbare Wohnung zu finden, 
 betrifft aber nicht nur Geringverdiener, sondern zuneh-
m end auch Haushalte mit mittleren Einkommen (Prog-
nos AG 2017).

Die Frage, wie ausreichend bezahlbarer Wohnraum 
 sichergestellt werden kann, genießt daher gegenwärtig in 
der Gesellschaft und Politik große Aufmerksamkeit. 
Dabei wird die Debatte fachlich durch zwei gegensätz-
liche Positionen geprägt (vgl. zu den nachfolgenden Aus-
führungen BBSR 2017b, S. 13). Auf der einen Seite steht 
die Auffassung, dass der Neubau vor allem im hochwer-
tigen Segment erfolgt und damit kein ausreichender 
Beitrag  zur Entlastung der regionalen Wohnungsmärkte, 
vor allem im Hinblick auf bezahlbaren Wohnraum, ge-
leistet wird. Daher wird gefordert, dass der geförderte 
Wohnungsbau wieder belebt werden solle. Dafür solle 
sich die öffentliche Hand stärker im Wohnungsmarkt en-
gagieren, zum Beispiel durch Quotierungsmodelle wie 
die soziale Bodennutzung nach Münchener Vorbild 
 (exemplarisch: HOLM et al. 2015). 

Im Gegensatz dazu wird vertreten, dass schlicht nicht 
ausreichend viel und schnell neu gebaut wird. Dieser 
 Ansicht zufolge muss der Wohnungsbau weiter nachfra-
gegerecht ausgeweitet werden und entsprechende Inves-
t i   t    io nshemmnisse beseitigt werden. Der Neubau führe zu 
Umzugsketten, die über mehrere Stufen eben auch Um-
zugsbewegungen in den mittleren und unteren Segmenten 
des Wohnungsmarktes anstoßen würden (so z. B. PFEIF-
FER 2013).

48. Entsprechend den oben genannten unterschied-
lichen Positionen werden auch verschiedene Ansätze 
disku tiert, um dem Mangel an günstigem Wohnraum zu 
begegnen (zu nachfrageseitigen Möglichkeiten, den 
Wohnraum bezahlbar zu halten (Wohngeld usw.), siehe 
Deutscher Bundestag 2017b). Dabei zielen diese in zwei 
Richtungen. Zum einen sollen Baukosten gesenkt wer-
den. Dem entspricht, dass ein wesentlicher Bestandteil 
des auf Initiative des BMUB geschlossenen Bündnisses 
für bezahlbares Wohnen und Bauen die BKSK ist, die 
gemäß Auftrag aus dem Koalitionsvertrag „preistreiben-
de und über dimensionierte Baustandards und Kosten 
von Materialien und Verfahren überprüfen soll“ (s. 
Tz. 43). Zum anderen hat das Bündnis empfohlen, Bau-
land bereitzustellen und Grundstücke der öffent lichen 
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Hand verbilligt und nach Konzeptqualität zu vergeben, 
steuerliche Anreize für mehr bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen und Standards im Bauwesen auf den Prüfstand 
zu stellen. Eine der Kernempfehlungen des Bündnisses 
für bezahlbares Wohnen und Bauen ist es, dass die Bun-
desanstalt für Immobilien (BImA) Grundstücke verbil-
ligt an Kommunen  abgeben soll (BMUB 2015a, S. 18). 
Vergleichbar ist die Emp fehlung, die Energie ein spar ver-
ordnung und das Er neuer bare-Energien-Wärme gesetz 
strukturell neu zu konzipieren, die Bau ordnungen der 
Länder zu harmonisieren und damit den Aufwand und 
die Bauzeit des Neubaus zu reduzieren. Die Kosten sol-
len auch durch serielles Bauen von an sprechendem und 
günstigem Wohnraum und  flexiblere Stellplatzverord-
nungen verringert werden. 

49. Zum anderen gibt es Vorschläge, die vor allem eine 
aktive Bodenpolitik und Steuerungskonzepte der Kom-
munen in den Vordergrund rücken (Difu und vhw 2016). 
Dabei wird darauf hingewiesen, dass die Städte neben 
planerischen Rahmensetzungen verstärkt liegenschafts-
politische Gestaltungsoptionen nutzen sollen. Bestand-
teil einer aktiven kommunalen Bodenpolitik sind eine 
langfristige strategische Bodenvorratspolitik, der Zwi-
schenerwerb von Grundstücken mit anschließenden 
Konzeptvergaben, Modelle der kooperativen Bauland-
entwicklung auf der Basis städtebaulicher Verträge und 
die Vergabe von Erbbaurechten auf städtischen Grund-
stücken zur Dämpfung der Bodenpreisdynamik (Deut-
scher Städtetag 2017; Difu und vhw 2016, S. 4).

50. Ein Beispiel ist die Sozialgerechte Bodennutzung 
(SoBoN) in München (SRU 2016, Tz. 306). Seit 1994 
beteiligt die Stadt München Planungsbegünstigte an den 
Kosten und Lasten, die durch die kommunale Bauleit-
planung ursächlich ausgelöst werden. Außerdem wird 
ein Teil des neu geschaffenen Wohnbaurechts für  Zwecke 
des sozial gebundenen Wohnungsbaus zur Verfügung ge-
stellt. Auch das kooperative Baulandmodell in Köln 
(Stadt Köln 2017) oder die Aktivitäten der Stadt Karls-
ruhe (Stadt Karlsruhe 2014) verfolgen diesen Weg. In 
Städ   ten mit angespannten Wohnungsmärkten sind diese 
Möglichkeiten besonders wichtig, um in den Quartieren 
eine verträgliche soziale Durchmischung der Bewohne-
rinnen und Bewohner zu behalten (ebd.). Die Empfeh-
lungen der Arbeitsgruppe „Aktive Liegenschaftspolitik“ 
im Rahmen des Bündnisses für bezahlbares Wohnen   und 
Bauen reichen von umfassenden aktivierenden Bau-
landstrategien über spezifische liegenschaftspolitische 
 Instrumente bis zu Aktivierung von Innenentwicklungs-
potenzialen und bedarfsgerechter Außenentwicklung 
(Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen o. J.).

51. Im Koalitionsvertrag 2018 wird ein Gesetzespaket 
„Wohnraumoffensive“ angekündigt, durch das verschie-

dene Änderungen des Bauplanungs- und Steuerrechts 
 erfolgen sollen. Für eine „Nachhaltige Baulandmobi-
lisierung und Bodenpolitik“ soll eine Enquete-Kommis-
sion eingesetzt werden (CDU, CSU und SPD 2018).

52. Zu den diskutierten Lösungsansätzen zählt, die 
Wohngemeinnützigkeit in veränderter Form wieder ein-
zuführen (Deutscher Bundestag 2016; 2017a). Bis Ende 
der 1980er-Jahre konnten Wohnungsunternehmen gegen 
Auflagen wie Kostenmieten und Belegungsbindungen bei 
der Schaffung von Wohnraum von bestimmten Steuern 
befreit werden. Zu den unterschiedlichen Ausgestaltung s-
 optionen existieren bereits sehr ausdifferenzierte 
 Vorschläge (vgl. vhw 2017; HOLM 2016; KUB 2016; 
HOLM et al. 2017). Dagegen wird eingewendet, dass eine 
Bauverpflichtung nicht helfen könne, den Wohnungs-
mangel zu überwinden, weil es nicht an Investoren, son-
dern an Bauflächen mangele (VOIGTLÄNDER 2016; 
GdW 2016a).

2.3 Die Leipzig-Charta als 
 Leitbild einer 
 zukunfts fähigen Stadt

53. Der Wohnungsneubau sollte auch als Chance gesehen 
werden, Städte zukunftsweisend zu gestalten. Hierzu 
muss zum einen die ökologische Nachhaltigkeit im 
Bausektor gefördert werden, zum anderen sollte mithilfe 
einer integrierten Stadtentwicklungspolitik die Lebens-
qualität in den Städten gesichert und gestärkt werden. 
Als wichtiges Leitbild hierfür bietet sich die Leipzig-
Charta an. Mit ihr wurde ein wichtiger Grundstein für die 
Diskussion, wie eine nachhaltige europäische Stadt aus-
sehen sollte, gelegt. 

Die Leipzig-Charta
54. Im Jahre 2007 haben die für Raumentwicklung zu-
ständigen Ministerinnen und Minister aus 27 Mitglied-
staaten der europäischen Gemeinschaft die „Leipzig-Char-
ta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ verab schiedet, die 
gemeinsame Grundsätze und Strate gi   en bei der Entwick-
lung der nachhaltigen europäischen Stadt beschreibt und 
Empfehlungen gibt (BMVBS 2007).

Die Leipzig-Charta erkennt die Besonderheiten europä-
ischer Städte vor dem Hintergrund ihrer historischen 
Entwicklung an. Ihre zentralen Werte sind Mit- und 
Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger, Nut-
zungsmischung, soziale Integration und öffentlicher 
Raum. Die Charta formuliert zwei wesentliche Botschaf-
ten. Zum einen sollen die Ansätze einer integrierten 
Stadtentwicklungspolitik in Europa durch die Herstel-
lung und Sicherstellung qualitativ hochwertiger öffent-
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licher Räume, die Modernisierung der Infrastrukturnetze 
und Steigerung der Energieeffizienz sowie eine aktive 
Inno  vations- und Bildungspolitik gestärkt werden. Zum 
anderen sollen benachteiligte Stadtquartiere besondere 
Aufmerksamkeit im gesamtstädtischen Kontext erfahren. 
Dazu müssen die städtebaulichen Aufwertungs strategien 
verstetigt, die lokale Wirtschaft und Arbeitsmarktpolitik 
gestärkt, mehr aktive Innovations- und Bildungspolitik 
für Kinder und Jugendliche etabliert und ein leistungs-
starker und preisgünstiger Stadtverkehr gefördert werden.

55. Der Wunsch nach der Entwicklung eines gemein-
samen Verständnisses einer europäischen Stadt geht 
auch auf das Erkennen von Fehlentwicklungen einer 
Stadt entwicklung zurück, die wesentlich von Leitbildern 
der 1930er- bis 1960er-Jahre wie der „Charta von Athen“ 
(beinhaltet das Prinzip einer grundsätzlichen Trennung 
der städtischen Nutzungsflächen nach Daseinsfunk-
tionen wie Wohnen, Arbeiten, Erholen und Verkehr) 
(LE CORBUSIER 1962), der „autogerechten Stadt“ 
(REICHOW 1959) sowie „Urbanität durch Dichte“ ge-
prägt wurde (FÜRST et  al. 1999). Die Leipzig-Charta 
wendet sich daher bewusst gegen die folgenden Prinzi-
pien (BMU 2007):

 ɦ Funktionstrennung und monotone Stadtentwicklung 
(ebd.): Die Charta empfiehlt stattdessen, Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit räumlich wieder enger miteinan-
der zu vermischen. Städte können dadurch ökono-
misch und sozial stabiler und lebendiger werden.

 ɦ Einseitige Besitzansprüche und Einzelinteressen 
(ebd.): Die Charta sieht viele Akteure für die Gegen-
wart und die Zukunft der Städte in der Verantwortung, 
darunter Bürgerinnen und Bürger sowie Akteure aus 
Verwaltung, Politik und Wirtschaft. Integrierte Stadt-
planung soll das Ergebnis eines abwägenden öffent-
lichen Prozesses sein. Hier sind isolierte Interessen 
von Wohnen, Verkehr oder Wirtschaft unangemessen.

 ɦ Ausgrenzung und Isolierung einzelner Stadtteile 
(ebd.): Die Charta setzt auf die soziale und kulturelle 
Integration benachteiligter Stadtquartiere, um eine 
stabile Wirtschaft zu ermöglichen.

56. Zentraler Ansatz der Leipzig-Charta ist es, über 
einen räumlichen Fokus sektorale Politiken zu überwin-
den und zu gebietsbezogenen Maßnahmen zu gelangen. 
Um globale Anforderungen an eine nachhaltige Entwick-
lung mit lokalen Erfordernissen der Stadtentwicklung 
zusammenzubringen, wird eine Zusammenarbeit der 
zahlreichen relevanten Akteure (Einbindung unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Gruppen, multidisziplinäre 
Allianzen) und politischen Ebenen (EU, national, regio-
nal, lokal) für wesentlich erachtet. Die Leipzig-Charta 

betont zudem die hohe Bedeutung von partizipativen 
Prozessen vor Ort für eine inklusive und nachhaltige 
Stadtentwicklung unter breiter Beteiligung der lokalen 
Bevölkerung (Latvian Presidency 2015; Netherlands Pre-
sidency 2016).

57. Die Leipzig-Charta stellt die Grundlage für den seither 
begonnenen Prozess auf dem Weg zu einer Städte agenda 
für die EU dar. In weiteren informellen Treffen der für 
die Raumentwicklung zuständigen Ministerinnen und 
Minister der EU wurde die Rolle der Charta bestätigt 
und diese weiterentwickelt (Latvian Presidency 2015; 
Nether lands Presidency 2016).

So wurde im Mai 2016 der Pakt von Amsterdam durch die 
für Stadtentwicklung zuständigen Ministerinnen und 
 Minister vereinbart. Dieser bezieht sich ausdrücklich auf 
die Leipzig-Charta und spricht sich für die Entwicklung 
einer Städteagenda der EU aus. Zusätzlich wurden 
 wichtige Ziele und Schwerpunktthemen für diese iden-
tifiziert. Neben der Wohnraumversorgung gehören zu 
den zwölf Schwerpunktthemen unter anderem Luft-
rein haltung, Kreislaufwirtschaft, Klimaanpassung, nach-
haltige Flächennutzung und auf der Natur basierende 
 Lösungen sowie urbane Mobilität, welche einen engen 
Bezug zum Umwelt- und Gesundheitsschutz haben. Aber 
auch soziale Aspekte wie die Integration von Personen 
mit Migrations hintergrund sowie Stadtarmut werden 
 adressiert (Netherlands Presidency 2016). 

58. In verschiedenen Fachdiskursen werden Leitbilder 
verfolgt, die den Leitgedanken der Leipzig-Charta ent-
sprechen bzw. diese aufgreifen. Sie enthalten teilweise 
konkrete Ansätze zu deren Operationalisierung und kön-
nen als Bausteine einer integrierten und nachhaltigen 
Stadtentwicklung betrachtet werden. Von besonderer 
Relevanz in Bezug auf die vorliegende Stellungnahme ist 
das Konzept der „doppelten Innenentwicklung“.

Das Konzept der doppelten Innenentwicklung
59. Das Konzept der „doppelten Innenentwicklung“ 
sieht vor, Flächenreserven im Siedlungsbestand zum 
einen baulich, zum anderen als Freiraum in der Stadt 
zu entwickeln. Innerstädtische Flächenpotenziale (Bau-
lücken, Brachflächen, Möglichkeiten im Bestand, z.  B. 
Aufstockung) sollen somit unter anderem für die Schaf-
fung von Wohnraum ausgeschöpft werden, zugleich 
 sollen Freiräume beispielsweise als Parks oder begrünte 
Plätze erhalten, qualitativ (multifunktional) aufgewertet 
und möglichst miteinander vernetzt werden (DRL 2006). 
Das erste Mal genannt wurde der Begriff der doppelten 
Innenentwicklung im Zusammenhang mit der Interna-
tionalen Bauausstellung Emscher Park (BÖHM et  al. 
2016), welche als Zukunftsprogramm für das nördliche 
Ruhrgebiet im Jahr 1989 mit einer Laufzeit von zehn 
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 Jahren auf den Weg gebracht wurde (AUER et al. 2014). 
Ziel dieses Leitprojektes, mit dem sowohl eine städte-
bauliche Entwicklung als auch eine ökologische Aufwer-
tung zur Verbesserung der Lebensqualität der Menschen 
in der Region verfolgt wurde, war es, brachfallende 
Industrie standorte in neue Nutzungen zu überführen. 
Am Anfang war außerdem vorgesehen, dem Wegzug der 
Menschen aus den Innenstadtbereichen durch eine Auf-
wertung der Umweltqualität entgegenzusteuern und 
somit den Flächenverbrauch im Außenraum zu begren-
zen (BÖHM et  al. 2016). Heute gilt es, beide Aspekte 
(sowohl die bauliche Erschließung von Flächenpoten-
zialen im Innern der Stadt als auch die qualitative För-
derung der ökologischen Funktionen des urbanen Grüns 
und  der wohnortnahen Erholung) so aufeinander abzu-
stimmen, dass die Lebensqualität für die Bewohnerinnen 
und Bewohner gesteigert wird. Dies betrifft eine Vielzahl 
von Akteuren und Handlungsfeldern, womit der integrier-
ten Stadtentwicklungsplanung eine hohe Bedeutung zu-
kommt. Dafür muss auch das bestehende Instrumen-
tarium (z. B. kommunaler Landschaftsplan) mit Blick auf 
die doppelte Innenentwicklung weiterentwickelt werden 
(KÜHNAU  et al. o. J.). Zusätzliche Bedeutung erlangte 
das Konzept unter anderem mit der Deutschen Nach-
haltig keitsstrategie bzw. der Festlegung eines Flächens par-
ziels für Deutschland.

Herausforderungen bei der Umsetzung der 
 Leitgedanken der Leipzig-Charta

60. Ein wichtiges Kriterium für eine nachhaltige Stadt ist 
deren Resilienz. Unter dem aus der Psychologie stam-
menden Begriff der Resilienz wird die Fähigkeit eines 
 Systems verstanden, auf Veränderungen oder Störungen 
eigen ständig zu reagieren und diese auszugleichen. Im 
städtebaulichen, umweltbezogenen Kontext wird damit 
die  Fähigkeit einer Stadt beschrieben, auf negative Um-
welt einflüsse durch Anpassungs- und Widerstandsfähig-
keit zu reagieren. Im sozialen Kontext der Stadt entwicklung 
beschreibt es die Fähigkeit der Stadt, soziale Veränderun-
gen einzufangen und auszugleichen (BBSR 2018b).

Die Umschreibung „kompakte Stadt“ wird oft im Kontext 
der Leipzig-Charta verwendet. Die Leipzig-Charta be-
schreibt aber vielmehr das Leitbild einer insgesamt nach-
haltigen Stadt. Dazu gehören neben Kompaktheit auch 
Nutzungsmischung, Urbanität, qualitätsvolle  öffentliche 
Räume, kurze Wege und Polyzentralität. Eine partizi-
pative Städteplanung ist ein erster wichtiger Schritt in 
Richtung verbesserter Anpassungs- und Lernfähigkeit. 
Zugleich offenbart die Umsetzung der Charta auch Wi-
dersprüche, die zahlreiche und inhaltl iche Abwägungs-
prozesse unter Berücksichtigung der  Stadt    entwicklung er-
fordern. Nachfolgend seien ausgewählte Spannungsfelder 
genannt:

 ɦ Kompaktheit und Dichte versus Resilienz: Dichte, 
Kompaktheit und kurze Wege reduzieren das inner-
städtische Verkehrsaufkommen und bedeuten damit 
auch weniger Lärm und Schadstoffe. Zugleich können 
Dichte und Kompaktheit die Klimaanpassung be -
hindern, wenn etwa durch eine dichtere Bebauung 
Grünflächen verdrängt werden. Städte mit nicht aus-
reichenden Grün- und Freiflächen können Hitzeinsel-
effekte schlechter bewältigen, Starkregenereig nisse 
sowie nachfolgende Un- und Schadensfälle weniger 
 aus gleichen und sind somit auch klimatisch wenig 
 resilient. 

 ɦ Nutzungsmischung versus Nutzungskonflikte:  Die 
kompakte Stadt führt dazu, dass mehr unterschied liche 
Nutzungen auf engerem Raum erfolgen. Da raus kann 
Konfliktpotenzial entstehen, beispielsweise, wenn sich 
Anwohnerinnen und Anwohner gegen neue (oder auch 
bestehende) Nutzungen aus Gründen des Lärmschut-
zes wenden. In den letzten Jahren ist das Baurecht 
dahingehend geändert worden, das  Neben einander 
bestehender Nutzungen vereinfacht genehm igen zu 
können, zum Beispiel durch das beschleunigte Verfah-
ren für Planungen im Innenbereich in § 13a Baugesetz-
buch (BauGB) oder durch das urbane Gebiet in §  6a 
Baunutzungsverordnung (BauNVO). Die  kompakte 
Stadt mit geschlossener Bauweise (Bildung von Höfen 
und abschirmenden Riegeln) bietet aber auch die 
Chance, dass laute und ruhige Nutz ungen dicht bei-
einander liegen können und die ruhige/ empfindliche 
Nutzung trotzdem nicht gestört wird.

 ɦ Flächensparen versus Grenzen der Innenentwicklung: 
Wohnraumschaffung durch Innenentwicklung ver  eint 
viele Vorteile der ressourcenschonenden Nutzung von 
Flächen und Infrastrukturen. Gleichzeitig nehmen 
durch eine bauliche Nachverdichtung Zielkonflikte    im 
Stadtraum zu. Zudem besteht das Risiko, dass nicht 
mehr ausreichend grüne Infrastruktur bereitge stellt 
werden kann bzw. deren Funktionalität aufgrund von 
Übernutzung abnimmt. Dadurch kann den Erfordernis-
sen der Klimaanpassung und Gesundheitsförder ung 
nicht mehr ausreichend Rechnung getragen bzw.  eine 
hohe Lebensqualität in den Städten gewährleistet 
 werden. Auch wenn durch eine integrierte Stadtent-
wicklung viele Zielkonflikte gelöst und Synergien erzielt 
werden können, stoßen einige stark wachs  ende Städte 
daher an die Grenzen der Innenentwicklung.

 ɦ Aufwertung versus Gentrifizierung: Eine integrierte 
Stadtentwicklung erkennt Stärken und Schwächen  des 
Bestandes und versucht, die Stärken unter Beheb ung 
der Schwächen weiterzuentwickeln. Dabei ist grund-
sätz lich zu beachten, dass jede Aufwertung im Stadt -
gebiet auch die Gefahr einer lokalen Mieten steigerung 
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 beinhaltet und somit zu Verdrängungs- und Ent-
mischungsprozessen führen kann.

Es bestehen also vielschichtige Gegensätze und Ziel-
konflikte, die Anforderungen an die Stadtentwicklung 
stellen. Die vorliegende Stellungnahme hat sich zum Ziel 
gesetzt, exemplarisch bestimmte Bedarfe, Konflikte und 

Umweltbelastungen darzustellen. Es werden Herausfor-
derungen für den Wohnungsneubau und die wohnbe-
zogene Infrastruktur (Kap.  3) sowie die Stadtentwick-
lung (Kap.  4) benannt und schließlich Empfehlungen 
gegeben, um den Bau von Wohnraum im Sinne des in-
tegrierten Ansatzes der Leipzig-Charta stärker nachhaltig 
auszurichten (Kap. 5).

 
 
3 Flächen und Rohstoffe

61. Wenn Umweltauswirkungen des Gebäudesektors 
thematisiert werden, liegt der Fokus gegenwärtig auf 
dem Energieverbrauch von Gebäuden. Dies ist nicht 
 verwunderlich, weil ein Drittel des deutschen Energie-
verbrauchs auf die Bereitstellung von privater und 
gewerb licher Raumwärme und Warmwasser entfällt 
und somit ein wichtiges Handlungsfeld für den Klima-
schutz darstellt (BMWi 2018, S. 16). Die Bundesregie-
rung strebt in ihrem Klimaschutzplan 2050 einen 
 „nahezu klimaneu tralen Gebäudebestand“ an. Entspre-
chend beträgt das Minderungsziel für 2030 für den Ge-
bäudesektor 66 bis 67 % (gegenüber 1990) (BMUB 
2016c, S. 8). Im Neubau bewirkt die Energieeinsparver-
ordnung, dass  bereits energieeffizient gebaut wird. Dies 
bedeutet   jedoch noch keine Klimaneutralität. Trotz not-
wendiger Steigerungen im Anspruchsniveau für den 
Neubau liegen die größeren Herausforderungen im 
 Bestand.

Weniger im Fokus stehen die Auswirkungen des Woh-
nungsneubaus auf die Inanspruchnahme von Flächen 
und Rohstoffen, weshalb sich diese Stellungnahme auf 
diese Aspekte fokussiert. Nachfolgend wird deshalb zu-
nächst der Frage nachgegangen, welche Potenziale zur 
Redu zierung des Flächen- und Rohstoffbedarfs durch 
 den Wohn ungsneubau bestehen (Kap. 3.1). Kapitel 3.2 
 benennt ausgewählte Handlungsansätze. Bei der Innen-
raumhygiene sieht der SRU weiteren Forschungsbedarf 
auch im Hinblick auf die Wechselwirkungen von Stoffen 
und deren Auswirkungen auf den Menschen. Aufgrund 
seiner Komplexität kann dieses Thema im Rahmen die-
ser Stellungnahme nicht behandelt werden und wird 
nur  indirekt bei der Nachhaltigkeitszertifizierung adres-
siert (Abb. 8, Tz. 112).

3.1 Stadtplanerische und 
 bautechnische Aspekte

62. Vor dem Hintergrund der Ressourcenschonung und 
der damit verbundenen Umweltentlastung kommen der 
Flächenoptimierung sowie dem Lebenszyklus von 
Gebäu den eine besondere Bedeutung zu. Im Folgenden 
werden die Ursachen für die derzeit hohe Inanspruch-
nahme von Flächen und Rohstoffen beleuchtet, relevan-
te Politiken angeführt sowie skizziert, welche Potenzia-
le bei der Planung von Wohnungsneubauprojekten 
dies bezüglich bestehen. 

3.1.1 Flächensparend bauen

3.1.1.1 Treiber der Flächeninanspruchnahme

63. Der Wohnungsneubau ist ein wesentlicher Treiber 
des Flächenverbrauchs (SRU 2016, Tz. 282 ff.). Wie 
stark dabei die Flächen für Siedlung und Verkehr in  
 Anspruch genommen werden, wird wesentlich durch 
folg ende Faktoren bestimmt: 

 ɦ Wohnfläche pro Person: Die Wohnfläche pro Person 
ist in den vergangenen Jahrzehnten stetig angestiegen, 
auch wenn sich dieser Anstieg in den letzten fünf 
 Jahren abgeschwächt hat (vgl. Tz. 33). Dieser Zuwachs 
an Wohnfläche geht mit einer erhöhten Inanspruch-
nahme von Flächen, Primärrohstoffen und Energie 
einher. Dabei ist der gesellschaftliche Strukturwandel 
(Singularisierung, Remanenzeffekt) der wesentliche 
Treiber des Wohnflächenzuwachses. 
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 ɦ Abbildung 5

Vergleich unterschiedlicher Flächeninanspruchnahme durch Pkw, Bus, Straßenbahn, Radfahrer und 
 Fußgänger (pro Person)

Flächen ermitteln sich aus Fahrzeuglänge und Breite der benötigten Verkehrsfläche sowie dem zugehörigen Bremsweg plus doppeltem 
Reaktionsweg als Sicherheitsabstand. 
Zugrunde gelegte Bremsverzögerungen (Betriebsbremsungen) und Fahrstreifenbreiten entsprechen RASt 06: Pkw (3,858 m/s², 3 m 
(30 km/h) / 3,5 m (50 km/h)), Bus (2,5 m/s², MB Citaro 12 m, 4,25 m (30 und 50 km/h)), Straßenbahn im Mischverkehr (1,35 m/s², 
Dresden NGT D12DD, 3,25 m (30 und 50 km/h)), Stadtbahn auf eigenem Bahnkörper (1,8 m/s², Stuttgart SSB DT 8.11, 3,7 m (30 
und 50 km/h)), Fahrrad (3,5 m/s², 1,5 m (30 und 50 km/h))

Quelle: RANDELHOFF 2015, verändert, Daten zum Fußverkehr basierend auf KNOFLACHER 1993, Light Rail Icon: Scott de Jonge CC BY 3.0
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 ɦ Pkw-Dichte: 80 % der Wege in Deutschland beginnen 
oder enden am Wohnstandort (infas und DLR 2010). 
Deshalb stehen die räumliche Anordnung der Wohn-
nutzung im Verhältnis zu anderen Nutzungen in einer 
Stadt und das Mobilitätsangebot am Wohn standort in 
engem Zusammenhang zum Mobilitätsverhalten der 
Bevölkerung. Monofunktionale Gebiete sind in der 
Regel flächenintensiver als nutzungsgemischte, da 
sie Verkehr erzeugen, welcher wiederum Fläche in 
An spruch nimmt. Dabei stellt der Pkw-Verkehr die mit 
Abstand flächenintensivste Form der innerstädtischen 
Mobil ität dar, wozu auch der ruhende Verkehr beiträgt 
(vgl. Abb. 5). Eine hohe innerstädtische Pkw-Dichte 
ist daher mit einer kompakten Siedlungsstruktur nicht 
vereinbar. 

 ɦ Siedlungsstruktur: In engem Zusammenhang mit den 
beiden zuvor genannten Aspekten steht die Siedlungs-
struktur. Ausgedehnte Siedlungsstrukturen erfordern 
im Vergleich zu solchen, die kompakt gestaltetet sind, 
einen wesentlich höheren Rohstoff- und Energie-
einsatz. Dies gilt sowohl in der Erstellung, zum Beispiel 
durch lange Leitungswege, als auch im Betrieb, zum 
Beispiel im Hinblick auf die technische Infrastruktur 
und den Verkehr. Die Umweltmedien Wasser, Boden 
und Luft werden in der Folge zusätzlich zu den durch 
den Flächenverbrauch verursachten Eingriffen bean-
sprucht. Dadurch ist die Siedlungsstruktur für die 
Inanspruchnahme aller natürlichen Ressourcen von 
hoher Relevanz. 

3.1.1.2 Politische Zielsetzungen

64. In der Neuauflage der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie ist es nicht gelungen, das Flächenspar ziel 
 fortzuentwickeln. Vielmehr wurde es von 30 ha am Tag 
bis 2020 als „30 ha minus x“ mit dem Zieljahr 2030 
 praktisch fortgeschrieben (Bundesregierung 2016b). 
 Allerdings wurden die Indikatoren 11.1 b/c eingeführt, die 
   die Quali tät der Flächeninanspruchnahme in den Blick 
 nehmen (Bundesregierung 2017a). Erstens soll der 
 Frei raum verlust in m2 pro Einwohnerin und Einwohner 
 erfasst werden, mit dem Ziel, den Flächenver brauch 
anwohn erbezogen zu verringern. Zweitens soll die Zahl 
der Einwohnerinnen und Einwohner je SuV festgestellt 
werden, um die Siedlungsdichte konstant zu halten. 

Übergreifendes Ziel sollte es nach Auffassung des SRU 
sein, den Flächenverbrauch bis 2030 auf netto null zu 
senken (SRU 2016, Tz. 329). Das neue Flächenziel der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie für 2030 ist daher 
nicht hinreichend. Daneben sollte die Bundesregierung 
bindende maximale Flächenverbrauchsziele für den 
Bund esverkehrswegeplan aufstellen.

Die wichtigsten Maßnahmen und Instrumente zur 
 Reduktion des Flächenverbrauchs sind seit langem be-
kannt. Seit 2002 hat es eine breit gefächerte Forschung zu 
möglichen Lösungsansätzen gegeben, in deren Rahmen 
rechtliche, ökonomische und gesellschaftliche Option en 
erarbeitet wurden. Von Bedeutung war insbesondere das 
ressortgeförderte REFINA-Programm (2006 bis 2012), 
das 110 Projekte umfasste (BOCK et  al.  2011). Einen 
breiten Überblick über relevante Maßnahmen enthielt 
auch ein Bericht der Umweltministerkonferenz von 2010 
(LABO 2010), der durch Statusberichte fortgeschrieben 
wurde (z. B. LABO 2012). Der vor kurzem veröffentlichte 
und im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) ent-
wickelte „Aktionsplan Flächensparen“ fasst die drei 
 wichtigsten Handlungsfelder zusammen: Es sollte ein 
 Kont ingentierungssystem eingeführt werden, die I n nen  -
entwicklung muss gestärkt werden und Fehlan reize soll-
ten abgebaut werden (ADRIAN et al. 2018,  Anhang 2).

65. Im Umweltgutachten 2016 hat auch der SRU einige 
Maßnahmen als besonders relevant identifiziert und dar-
gestellt. Zentrale Empfehlung war, den Flächenhandel als 
chancenreiches Instrument voranzutreiben. Dafür sollte 
das 30-ha-Ziel in Form einer Kontingentierung operatio-
nalisiert werden. Ein solches Vorgehen wäre zielführend 
und ist auch als rechtlich zulässig zu betrachten (KÖCK 
et al. 2018; KMENT 2018). Um die Neuausweisung von 
Bau- und Gewerbegebieten wirkungsvoll zu begrenzen, 
sollte außerdem die Regelung des § 2 Abs. 6 S. 3 Raum-
ordnungsgesetz (ROG) durch quantifizierte Vorgaben in 
der Landes- bzw. Regionalplanung für die Flächenaus-
weisung mit Leben gefüllt werden. Diese hat sich aller-
dings in erster Linie auf die Forschungsförderung und 
Änder ungen des Baugesetzbuchs beschränkt, global-
steuernde Instrumente, wie insbesondere das Steuer-
recht und das Recht der Kommunalfinanzen, aber nicht 
einbezogen (KÖCK et al. 2018, S. 68). Dabei sind solche 
globalsteuernden Ansätze nach Auffassung des SRU 
ebenfalls von hoher Relevanz. Dementsprechend wären 
bestehende Förderinstrumente wie die Pendlerpauschale 
zu überprüfen, um die Subventionierung des Flächenver-
brauchs zu beenden. Die Grundsteuer sollte so ausge-
staltet werden, dass Fehlanreize vermieden werden, 
indem bebaute und unbebaute Grundstücke zukünftig 
gleichmäßig mit Grundsteuer belastet werden und dane-
ben die Größe der Fläche einbezogen wird. Dem wird der 
Vorschlag, eine Grundsteuer C einzuführen, nicht ge-
recht. Folgekostenrechner sollten fortentwickelt und An-
reize für einen  Generat ionenwechsel im Bestand und 
 Angebote für generationenübergreifendes Wohnen ge-
schaffen werden (SRU 2016, Tz. 329).

Gemeinden sollten Innenentwicklungspotenziale, zu 
denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand und 
Baulücken zählen, obligatorisch erfassen und  Bau gebiete 
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nur dann ausweisen dürfen, wenn sie die mangel n d en 
 Innenentwicklungspotenziale belegen. Zur Erschließung 
von Innenentwicklungspotenzialen ist es erford er lich, 
dass Gemeinden leichter als bisher Zugriff auf Bestands-
immobilien erhalten und über die finanz iellen und per-
sonellen Ressourcen zur Mobilisierung und Baureif-
machung solcher Flächen verfügen – hierzu erprobt das 
Forschungsfeld „Aktivierung von Innen entwicklungs-
potenzialen in wachsenden Kommunen“  im Forschungs-
programm „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“ 
(ExWoSt) den Einsatz eines aktiven Managements in 
acht Modellkommunen, unter anderem in Berlin, 
 Hamburg und Regensburg (BBSR 2017a). Der SRU hatte 
2016 auch empfohlen, bei jeder Versiegelung die 
 Möglichkeit einer Entsiegelung an anderer Stelle zu 
 prüfen (SRU 2016, Tz. 318 ff.).

66. Die Novelle des Baugesetzbuches vom Mai 2017 
 erleichtert durch die Einführung des § 13b die Auswei-
sung von Wohnungsbauflächen im Außenbereich bis zu 
 ein er Grundfläche von 10.000 m2. Damit können solche 
 Flächen im beschleunigten Verfahren ausgewiesen wer-
den. Die Obergrenze von 10.000 m2 für Bebauungspläne 
bezieht sich dabei nicht auf die Plangebietsfläche, son-
dern auf die bebaubare Fläche. Das bedeutet also, dass 
die ausgewiesene Fläche insgesamt umso größer sein 
darf, je geringer die Dichte ist, die festgelegt wurde. Es 
werden somit Bebauungsplangebiete im Außenbereich 
ohne Umweltverträglichkeitsprüfung mit bis zu 5  ha 
Größe ermöglicht. Diese Festlegung läuft den Empfeh-
lungen der Leipzig-Charta (s.  Tz.  54 ff.) zu einer 
kompakt en Stadt entgegen. Hier heißt es: „Eine wichti-
ge Grundlage für die effiziente und nachhaltige Nutzung 
von Ressourcen ist eine kompakte Siedlungsstruktur. 
Diese kann durch eine Stadt- und Regionalplanung, die 
eine Zersiedelung des städtischen Umlandes verhin-
dert,  erreicht werden. Hier muss engagiert dafür ge-
sorgt  werden, dass das Flächenangebot gesteuert und 
Spekula tion en eingedämmt werden“ (BMVBS  2007). 
Durch die Regelung des § 13b BauGB entfällt die Um-
weltprüfung für die Ausweisung von teilweise nie zuvor 
bebauten  Flächen. Es ist damit nicht sichergestellt, dass 
alle relevant en Umweltbelange und Auswirkungen auf 
die Schutzgüter der Umweltprüfung im Rahmen der 
Aufstell ung eines Bebauungsplans erfasst werden und 
in die Abwägung einbezogen werden können. Der § 13b 
BauGB konterkariert somit die bisherigen Bemühungen 
des Bundes und der Länder, die Flächen inanspruchnahme 
für die Siedlungs- und Verkehr s entwicklung einschließ-
lich deren Folgewirkungen (Re ssourcenverbrauch im 
Betrieb, Belastungen der Umweltmedien, Zerschnei-
dung von Lebensräumen) dauerhaft zu reduzieren. Die 
Geltung des § 13b BauGB ist zwar bis 2019 befristet, es 
steht aber zu befürchten, dass er über 2019 hinaus ver-
längert wird (s. a. SRU 2017a).

3.1.1.3 Potenziale zur Reduzierung des 
 Flächenbedarfs

67. Bei der Planung von Wohnungsneubauprojekten kön-
nen flächenoptimierte Konzepte einen wichtigen Beitrag 
zu einer ressourcenschonenden Errichtung und Nutzung 
von Wohngebäuden und der wohnbezogenen Infrastruk-
tur leisten.

Multifunktionalität und gemeinschaftliche  Nutzung
68. Multifunktionale Räume erfüllen verschiedene Be-
dürfnisse auf ein und derselben Fläche. Das Gestaltungs-
prinzip der Multifunktionalität mit dem Ziel einer 
 effekt iven  Flächennutzung bezieht sich sowohl auf den 
Wohn- als auch auf den Stadtraum.

Eine entsprechende Flächenoptimierung bei der Planung 
neuer Wohnungen hat zum Ziel, die Wohnbedürfnisse 
der Bewohnerinnen und Bewohner (u. a. Schlafen, Essen, 
Hygiene, Freizeitgestaltung, Rückzugsort, Stauraum) auf 
einer möglichst kleinen Grundfläche unterzubringen, 
ohne dass dies als Einbuße in der Nutzungsqualität 
 empf unden wird. „Die Qualität einer Wohnung hängt 
[…] nicht primär von quantitativ messbaren Kriterien 
ab, sondern steht im Zusammenhang mit Themen wie 
Grundrissgestaltung, Ausblick und Belichtung, Möblier-
barkeit und subjektiver Größe der Räume. Deswegen ist 
es notwendig, Quantitatives und Qualitatives voneinan-
der gedanklich zu trennen“ (EL KHOULI 2016).

Aufgrund der Flächenkonkurrenz der Nutzungen im 
 urbanen Raum sollten auch infrastrukturelle Lösungen 
stets darauf überprüft werden, ob sie multifunktional 
sind. Ein naturnahes Regenwasserrückhaltebecken 
 beispielsweise kann gleichzeitig als Erholungsraum ge-
nutzt werden. Plätze können zu sogenannten water 
squares umgestaltet werden (PERINI und SABBION 
2017, S.  64). Auch Flachdächer verfügen bei entspre-
chender statischer Eignung über ein großes Potenzial für 
weitere Nutzungen wie Erholung, Erzeugung von Ener-
gie, als Puffer für Stark regenereignisse und als Lebens-
raum für Pflanzen und Tiere (PFOSER et al. 2014). Viele 
Räume in den Städten werden noch immer nur für eine 
bestimmte Tätig keit und zu bestimmten Zeiten ge nutzt. 
Für die wohnbezogene Infrastruktur kann die Multi-
funktional ität von Stadträumen daher auch dadurch 
 erhöht werden, dass die Zugänglichkeit zu zugangs-
beschränkten Frei räumen verbessert wird. Ein Beispiel 
dafür ist die öffentliche Nutzung von Schulhöfen und 
Sportplätzen zu Zeiten, in denen diese nicht durch den 
Schul- bzw. Vereins betrieb benötigt werden. Dies wird in 
zahlreichen Städten bereits per Satzung geregelt (z.  B. 
Stadt Münster 2002; Stadt Ravensburg 2013). Da die 
funktionalen Ansprüche an den öffentlichen Raum hoch 
sind (vgl. Abschn.  4.2.1), stellen monofunktional ge-
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nutzte Flächen, wie beispielsweise Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge, ein großes Problem in einer verdichteten 
Stadtstruktur dar (s. Tz. 129 ff.).

69. Eine gemeinschaftliche Nutzung von Räumen, Gütern 
und Dienstleistungen (Sharing) verbessert ebenfalls die 
Raumausnutzung. Gleichzeitig kann hierüber die soziale 
Entwicklung des Quartiers (Entstehung von Nachbar-
schaften) gefördert werden. Gemeinschaftsräume können 
helfen, den Wohnraumbedarf des Einzelnen zu reduzieren 
(SCHINDLER 2014; STETTLER und WEBER 2017).  So 
können beispielsweise Gästewohnungen im Quartier 
 errichtet werden, welche den Haushalten das Gäste-
zimmer ersparen. Car- und Bikesharing-Angebote  können 
die Mobilität der Bewohnerinnen und Bewohner bei 
 geringerem Flächenbedarf gewährleisten. Zunehmend 
von Interesse wird der Verleih von Werkzeugen und 
 anderen von den einzelnen Haushalten selten genutzten 
Geräten in der Nachbarschaft.

Nutzung bestehender Bau- und
Infrastrukturen
70. Grundstücke, auf denen eine höhere Auslastung 
 städte baulich vertretbar ist (untergenutzte Grundstücke), 
sind auch in stark wachsenden Städten noch immer 
wesen tlicher Bestandteil des Entwicklungspotenzials. 
 So machen beispielsweise in Stuttgart kleine unter-
genutzte  Potenzialflächen 50    % des gesamten Innen-
entwicklungs  potenzials aus (STEINERSTAUCH 2017). 
Als Innenentwicklungspotenziale werden neben unter-
genutzten Grundstücken auch Brachen und Baulücken 
erfasst,  die sich für eine Bebauung eignen (BBSR 2013a).

71. Bei untergenutzten Grundstücken bietet die Auf-
stockung von Bestandsgebäuden eine Möglichkeit, 
neuen Wohnraum zu schaffen, ohne mehr Fläche in 
 Anspruch zu nehmen. Das theoretische Potenzial für 
Dachaufstock ungen beträgt nach einer Studie des 
 Verbändebündnisses Wohnungsbau (Tz.  28) in Regio-
nen mit angespanntem Wohnungsmarkt circa 1,1 bis 
1,5  Mio. Wohnungen (Technische Universität Darm-
stadt und Eduard Pestel Institut für Systemforschung 
2016).

In der Realität wird dieses Potenzial nur zu einem gerin-
gen Teil realisiert. Nach Schätzungen des BBSR wurden 
in Deutschland von 1960 bis 2013 jährlich rund 10.000 
bis 20.000 Wohnungen durch Dachaufstockungen und 
 Dachausbauten fertiggestellt (BBSR 2016d, S. 19, Abb. 1) 
(Anm.: Weil bei dieser Studie Dachaufstockungen und 
Dachausbauten gemeinsam betrachtet wurden, werden 
diesbezüglich auch beide Baumaßnahmen erwähnt, ob-
wohl Dachausbauten in dieser Stellungnahme nicht zu 
den Neubauten gerechnet werden (Tab. 1)). Unter der 
Annahme, dass zukünftig jährlich 15.000 Wohnungen 

durch Dachaufstockungen fertiggestellt würden, würde 
es über siebzig Jahre dauern, bis das oben genannte 
Poten zial von 1,1 Millionen ausgeschöpft wäre.

Die Gründe, warum Aufstockungs- oder Ausbaupoten-
ziale nicht realisiert werden, liegen nach der Analyse des 
BBSR unter anderem in den „zahlreichen planungsrecht-
lichen und sonstigen Hemmnissen, die die Investitions-
kosten erhöhen“, zum Beispiel die Stellplatzpflicht, die 
Pflicht zum Einbau eines Aufzugs oder die Einhaltung 
der Energieeinsparverordnung (BBSR 2016d, S.  9  ff.). 
Der SRU hält ein Absenken der Energie- und Umwelt-
standards für nicht zielführend im Sinne eines nach halt-
igen Bauens. Hingegen sieht er bei der Stellplatzpflicht 
Möglichkeiten und Erfordernisse einer Anpassung 
 (s. a. Tz. 131).

72. Bei der Nutzung von Aufstockungspotenzialen sollte 
darauf geachtet werden, dass Trade-offs minimiert 
 werden, wie zum Beispiel die potenzielle Gefährdung der 
Frischluftzufuhr in den Städten oder der Verlust von 
Quartieren von Vögeln und Fledermäusen. Um den 
Charakt er des Quartiers zu erhalten, sollte zudem nur 
eine maßvolle Aufstockung erfolgen und eine architek          -
tonische Qualität gewährleistet werden. Auch ist bei der 
Durchführung von Aufstockungsprojekten in bewohnten 
Gebäuden auf die Minimierung von Belastungen für die 
Bewohnerinnen und Bewohner während der Bauphase  zu 
achten (s. a. Tz. 105). 

Erwähnt werden sollten in diesem Zusammenhang die 
Potenziale durch Aufstockungen auf eingeschossigen 
Einzelhandelsbauten (insb. Supermärkte) (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung 31.01.2018). Hierdurch können 
mehrere Ziele gleichzeitig verfolgt werden: So kann 
Wohnraum auf integrierten, bisher untergenutzt  en 
Flächen  entstehen, eine städtebaulich sinnvolle Nut-
zungsmischung sowie eine gestalterische Aufwert ung 
 erfolgen. Auch die Nutzung von Flachdächern für die 
wohn bezogene Infrastruktur (z. B. Sportplätze, Grün-
flächen) stellt einen wichtigen Baustein einer baulich en 
Nachverdichtung dar, wenngleich diese zumeist zugangs-
beschränkt sind und daher öffentlich frei zugäng  liche 
Frei- und Grünräume nicht adäquat ersetzen können.

73. Ein Teil des Wohnungsneubaus wird als Ersatzneu-
bau errichtet. Dies bedeutet, dass Bestandsgebäude, die 
als nicht erhaltenswert erachtet werden, abgerissen und 
an gleicher Stelle neue Gebäude erstellt werden. Durch 
Ersatzneubau können Defizite in der Baustruktur be-
hoben werden, beispielsweise wenn Bestandsgebäude 
den Anforderungen an Energie- und Flächeneffizienz 
oder Ausstattung (z. B. barrierefreie Wohnungen) nicht 
genügen. Die Grundstücke sind bereits erschlossen, so-
dass die bestehende Infrastruktur mitgenutzt werden 
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kann. Ersatzneubau ist jedoch nur dann flächeneffizient, 
wenn die neuen Gebäude mehr Bewohnerinnen und 
 Bewohner beherbergen als die alten. Aufgrund der 
gestieg enen Wohnflächeninanspruchnahme ist dies 
auch bei einer höheren Geschosswohnfläche nicht 
immer der Fall. Wie bei der Aufstockung stehen den 
Vorteilen zudem  diverse Nachteile gegenüber. Diese 
umfassen den er höh ten Energie- und Rohstoffaufwand 
durch Abriss und Neubau sowie verschiedene sozial-
politische Gründe.   So können durch Ersatzneubau bei-
spielsweise die Sozialstruktur des Quartiers oder iden-
tifikationsstiftende Strukturen verändert werden. Nach 
den Erfahrungen mit den Flächensanierungen in den 
1960er- und 1970er-Jahren (SCHMITT und SCHRÖTE-
LER-von BRANDT 2016) ist eine sozialverträgliche 
Quartiersanpassung, die sich  „idealerweise behutsam 
im Bewusstsein für und im  Respekt vor der Geschichte 
des Ortes“ (BBSR 2013b, S.  14) vollzieht, zu einem 
wichtigen Ziel einer nach haltigen Stadtquartiersent-
wicklung geworden.

Gebäudetypologie und Nutzungsmischung
74. Als Bestandteil der Siedlungsstruktur ist zudem die 
Gebäudetypologie wichtig für die Flächeneffizienz. 
 Während bei einer baulichen Nachverdichtung von 
 Bestandsgebäuden durch Anbauten und Aufstockungen 
die Gebäudetypologie nur geringfügig verändert und 
hinsichtlich einer städtebaulich besseren Auslastung 
 untergenutzter Grundstücke optimiert werden kann, 
können Gemeinden bei neuen Gebäuden die Gebäude-
typologie durch die Bebauungspläne entscheidend mit-
gestalten. Ein geringerer Wohnflächenbedarf pro Person 
ermöglicht erst eine reduzierte Flächeninanspruchnah-
me, wenn die Wohnungen in kompakter Bauweise er-
stellt werden. Hierdurch werden auch weniger Baustoffe 
für die Erstellung benötigt und es muss weniger Raum 
beheizt, gekühlt sowie belüftet werden. Flächeneffizien-
te Gebäude erreichen einen Flächeneffizienzkennwert 
von 0,7 bis 0,8. Das bedeutet, dass die Nutzfläche (ohne 
Verkehrsflächen, wie z. B. Treppenhäuser, Flure, und 
Funktionsflächen, wie z. B. Heizungsraum, Hauswirt-
schaftsraum) 70 bis 80  % der Bruttogrundfläche (auf-
summierte Grundfläche aller Geschosse) ausmacht 
 (Architektenkammer Niedersachsen und Architekten-
kammer der Freien Hansestadt Bremen 2013, S. 18). Im 
Mittel nehmen Wohneinheiten in Einfamilienhäusern 
im Vergleich zu Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern 
ein Vielfaches der Fläche in Anspruch (SRU 2016, 
Tz. 304). Das Ein familienhaus ist für 29 % der Bevölke-
rung der bevorzugte Wohntyp (Interhyp AG 2015). 
Während in städt ischen Räumen bereits zunehmend 
Mehrfamilienhäuser gebaut werden (vgl. Tz. 40; Abb. 4), 
ist gerade in länd lichen Räumen von besonderem Inter-
esse, wie es gelingen kann, eine höhere Akzeptanz für 
flächensparende Wohntypologien zu erreichen.

75. Eine hohe Nutzungsmischung im Stadtquartier 
 ermöglicht kurze Alltagswege. Hierdurch können um-
weltfreundliche und flächensparende Verkehrsmittel be-
vorzugt genutzt werden. Zudem trägt eine hohe Nut-
zungs mischung zur Lebendigkeit der Stadtquartiere bei 
und ermöglicht die Begegnung und Kommunikation im 
Stadtraum. Dies erhöht die Sicherheit sowie die Inte-
grationsfähigkeit und fördert den sozialen Zusammen-
halt im Quartier (SRU 2017a; STEFFEN et al. 2004).

3.1.2 Rohstoffschonend Bauen

76. Der Wohnungsneubau hat als Teil des Bausektors 
Anteil am Rohstoffverbrauch und auf lange Sicht an der 
Entstehung von Abfällen, insbesondere Bauschutt (s. 
Tz. 15; PFOH et al. 2015).

Die Weichen für Vermeidung, Wiederverwendung und 
eine hochwertige stoffliche Verwertung werden entlang 
des gesamten Lebenszyklus gestellt (KNAPPE und 
THEIS 2016). Vermeidung lässt sich beispielsweise 
durch eine Verlängerung der Nutzungsdauer, aber auch 
durch passgenaue Planung und Fertigung erreichen. 
Die Wiederverwendung von historischen Bauteilen 
wird heute bereits über Baustoffbörsen unterstützt. 
Mit einer stofflichen Verwertung von Bauabfällen wer-
den grundsätzlich Primärbaustoffe substituiert. Die 
Spanne reicht jedoch vom Einsatz in Recyclingbeton 
bis zum Einsatz im Straßenunterbau oder als Deponie-
abdeckung (s. Tab. 2).

3.1.2.1 Ursachen der Abfall  entstehung

77. Die Zusammensetzung des Bauabfalls hat sich mit 
Beginn der Industrialisierung durch die Verwendung 
neuartiger Materialien, von Oberflächenbehandlungen, 
Verbundbau- und Zusatzstoffen deutlich verändert.

Preisgestaltung und Prioritätensetzung
78. Bis zur Industrialisierung war unter anderem die 
Wiederverwendung von Balken, Ziegelsteinen und Dach-
ziegeln üblich und durch die damalige Bauweise mög-
lich. Ein Treiber für die Wiederverwendung war der 
hohe Preis für Rohstoffe im Verhältnis zum Preis für 
 Arbeit (Architektenkammer Niedersachsen und Archi-
tektenkammer der Freien Hansestadt Bremen 2013, 
S.  28).  Dagegen behindern (Statistisches Bundesamt 
2018c) niedrige Rohstoffpreise, verknüpft mit hohen 
Lohn kosten, rohstoffsparende Praktiken beim Bauen 
(z. B. Rück bau statt Abbruch, Wiederverwendung von 
Bau teilen), die in der Regel mit einem erhöhten Zeit- 
und Arbeitsauf wand einhergehen (DECHANTSREITER 
2016).
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Die Baustoffpreise spiegeln zunächst die Kosten für die 
Gewinnung und Herstellung wider, sowie teilweise den 
Aufwand für die Verarbeitung beim Einbau. Baustoffe, 
die in einer Gesamtbetrachtung als umweltverträglicher 
gelten (BBSR 2016c), sind unter anderem aufgrund 
ihrer geringen Marktanteile im Vergleich häufig erheb-
lich teurer als konventionelle Baustoffe (FNR 2017b; 
KÖNIG 2013). Dem steht ein gesellschaftlicher Nutzen 
durch eine umweltgerechtere Herstellung, vermiedene 
Gesund heitskosten und gegebenenfalls eine einfachere 
Entsorgung gegenüber (FNR 2017a). Auch die Folge-
kosten der gewählten Baustoffe, die sich aus den Unter-
schieden der Stoffe im Hinblick auf Langlebigkeit, 
 Austauschbarkeit, Schadstofffreiheit oder Flexibilität 
während der Nutz ungsphase ergeben, werden im Preis 
ebenso wenig abgebildet, wie die Kosten für den  Rückbau 
und die Entsorgung am Ende der Nutzungsdauer. Diese 
Kosten muss der  jeweilige Gebäudebesitzer tragen, ohne 
deren Umfang vor ab einschätzen zu können.

79. Viele Nachhaltigkeitsaspekte sind erst aus einer 
Leben szyklusperspektive heraus auch als ökonomisch 
günstig zu bewerten. Die Weichenstellungen für den 
Lebens zyklus werden jedoch bereits in der Ent wurfsphase 

gestellt. Für die Beachtung von Nachhaltigkeitsaspekten 
im Entwurfsprozess sind laut der Studie „Nachhaltigkeit 
im Immobilienmanagement“ (HENZELMANN et al. 2010) 
vorwiegend der Bauherr und der Planer zuständig. 
 Entscheidungen im Planungs- und Bauprozess haben 
langwierige Folgen auf den Rohstoffverbrauch im 
Gebäude lebenszyklus. Oftmals wird auf Standard-Bau-
techniken und -Bauprodukte zurückgegriffen, auch wenn 
nachhalt igere Alternativen zur Verfügung stehen (BUSSE 
2012). Solche Entscheidungen basieren unter anderem auf 
Kost en annahmen, welche lediglich die Errichtungskos-
ten von Gebäuden berücksichtigen, nicht jedoch die 
Folge kosten für Betrieb, Instandhaltung, Umbau und 
Rückbau. Dabei können diese einen erheblichen Teil der 
Gesamtkosten ausmachen (PFEIFFER et al. 2010, S. 5). 
Verstärkt wird dies durch den Umstand, dass Gebäude 
auch ohne An gaben über Folgekosten erfolgreich ver-
marktet werden.

Unzureichende Nutzung der 
 Kreislaufwirtschaftspotenziale
80. Rein statistisch betrachtet werden zwar 88  % der 
Bauabfälle stofflich verwertet, dies ist jedoch nicht 
 automatisch mit einer hochwertigen stofflichen Verwer-

 ɦ Tabelle 2

Auslegung der Abfallhierarchie für den Hochbau

Abfallhierarchie Leitlinien

1 Weiternutzung, Gebäudelebensdauer verlängern oder 
definierte kurze Nutzungszeit im „design for decon-
struction“ mit dem Ziel: Stufe 2 oder 3

Vorsorgende Instandhaltung, Modernisierung, 
Umbau, Rekonstruktion, Bauteilbörsen

2 Wiederverwendung von Bauelemente

3 Baumaterial/Bauprodukte in gleicher Funktionalität 
einsetzen
–  rohstofflich
– werkstofflich

Rückbau, Demontage und Zerlegung vor einem auf-
wands-/einsatzortspezifischen Nutzen  abwägen

Ziel: Primärrohstoffeinsparung bei minimalem 
 Energieeinsatz

4 Baumaterial/Bauprodukte in anderer Funktionalität 
im Hoch- oder Tiefbau einsetzen

5 Sonstiger Einsatz, bergbauliche Verfüllung, Erdbau 
(oft in Konkurrenz zu anderen Mineralstoffen 
 verminderter Qualität)

Stoffliche Restnutzung beziehungsweise thermische 
Restnutzung als letzte Handlungsoption

6 Thermische Verwertung
– energetisch orientiert
– schadstofflich begründet

7 Deponierung, Austritt des Materials aus der 
 Bau-Technosphäre

Sichere Lagerung (Kapselung), Boden- und Grund-
wasserschutz

Quelle: BBSR 2017e, verändert
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tung gleichzusetzen (s. Tz. 15). Die Bereitstellung von 
hochwertigen Sekundärrohstoffen wird derzeit durch 
mehrere Faktoren gehemmt. So können bei Rückbau-
maßnahmen Bauprodukte wegen komplexer und irrever-
sibler Verbind ungen nicht oder nur mit aufwendigeren 
Aufbereitungsverfahren in ihre Ausgangsstoffe getrennt 
werden.  Enthalten bereits die Primärprodukte beab -
sich t igt (z. B. Biozide) oder unbeabsichtigt (z. B. PAK-
haltige Klebemittel) Schadstoffe, werden diese auch 
in die  Sekundärmaterialien verschleppt, wodurch eine 
hochwertige stoffliche Verwertung erschwert wird. Auf-
grund der oft hohen Lebensdauer von Baustoffen kön-
nen die Schadstoffeinträge über einen langen Zeitraum 
die Verfügbarkeit an unbelasteten Sekundärbaustoffen 
beschränken.

81. Der Einsatz von Sekundärrohstoffen wird durch feh-
lende Akzeptanz bei Planern, Bauherren und Behörden 
gegenüber diesen Stoffen erschwert. Vor allem wenn der 
Einsatz von Sekundärrohstoffen mit einem Mehrauf-
wand bei der Planung, Bauüberwachung und durch 
 zusätzliche Prüfungen und hieraus resultierenden Mehr-
kosten verbunden ist, entscheiden sich die verant wort-
lichen Akteure für Primärbaustoffe. Weiterhin erschweren 
 unterschiedliche länderspezifische Regelungen die Um-
setzung einer Kreislaufwirtschaft, ebenso wie die lokal 
begrenzte Verfügbarkeit von Sekundärrohstoffen, da die 
Transportwege sinnvollerweise kurz bleiben sollten.

Der Bausektor steht vor der Herausforderung, die derzeit 
anfallenden Bauabfälle im ersten Schritt zu vermeiden 
und zu reduzieren und im zweiten Schritt möglichst hoch-
wertig zu verwerten. Es müssen daher jetzt Grundvoraus-
setzungen geschaffen werden, um zukünftige Bauabfälle 
für hochwertige Sekundärrohstoffe nutzen zu können. 
Der geringe Einsatz von Recyclingbaustoffen im Hochbau 
(vgl. Tz. 15) lässt auf ein brachliegendes Potenzial schlie-
ßen. So belegen zahlreiche Pilotprojekte,  beispielsweise 
für Recyclingbeton (METTKE et al. 2017; STÜRMER und 
KULLE 2017; MESSARI-BECKER 2014), dass dieser die 
erforderlichen Normeigenschaften erreicht. Dennoch 
wurden 2010 nur 0,48 Mio. t an Recyclingbeton-Zuschlag-
stoffen im Hochbau eingesetzt (SCHILLER et  al.  2015, 
S.  178). Einzelne Bundesländer wie Rheinland-Pfalz, 
 Baden-Württemberg oder Berlin unterstütz en den Einsatz 
von Recycling-Baustoffen aktiv (Minister ium für Wirt-
schaft, Klimaschutz, Energie und Land es planung Rhein-
land Pfalz 2012; Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft Baden-Württemberg 2015; METTKE 2015).

3.1.2.2 Politische Zielsetzungen

82. Das „Deutsche Ressourceneffizienzprogramm“ 
(ProgRess), das erstmals 2012 durch das Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

(BMU) veröffentlicht wurde, forciert die Steigerung 
der Ressourceneffizienz unter Berücksichtigung der 
 gesamten Wertschöpfungskette (BMU 2012). Dieses 
Ziel nimmt das 2016 publizierte „Deutsche Res sour cen-
effizienz programm II“ (ProgRess II) auf und ergänzt es 
durch eine gemeinsame Betrachtung von Energie- und 
Materialströmen. Des Weiteren adressiert ProgRess II 
versch iedene Handlungsfelder, wie beispielsweise 
„Nach halt iges Bauen und nachhaltige Stadtentwicklung“ 
und legt  Ge staltungsansätze für eine Steigerung der 
Rohstoff effizienz dar (BMUB 2016a). Auch im Integrier-
ten Umweltprogramm 2030 (BMUB 2016e) wird für das 
Jahr 2050 die Vision entworfen, dass der Wohlstand und 
der gute Zustand der Umwelt das Ergebnis einer innova-
tiven Kreislaufwirtschaft sind, bei der nichts vergeudet 
wird, natürliche Ressourcen nachhaltig bewirtschaftet 
werden und die Biodiversität geschützt, geachtet und 
wiederhergestellt wird. Dabei wird im Programm darauf 
verwiesen, dass in Deutschland ein wertvolles anthropo-
genes Rohstofflager in Form von Gebäuden, Infrastruk-
tur, Produkt en etc. heranwächst, das als Rohstoffquelle 
genutzt werden kann.

83. Der Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft, der Teil 
des „Kreislaufwirtschaftspakets“ der Europäischen Kom-
mission von 2015 ist (Europäisches Parlament 2015), 
zielt ebenfalls auf die gesamte Wertschöpfungskette, das 
heißt die Produktgestaltung, die Produktionsprozesse 
und die Abfallbewirtschaftung. In ihrem Bericht über die 
Umsetzung des Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft 
(Europäische Kommission 2017a) verweist die Europäi-
sche Kommission auf ein branchenweites freiwilliges 
Protokoll über die Bewirtschaftung von Bau- und Ab-
bruchabfällen. Angestrebt wird darin, die Akzeptanz und 
das Vertrauen in die Qualität recycelter Baustoffe und 
damit deren Absatz zu steigern. Dies soll durch Verbesse-
rungen der Identifizierung von Abfällen, ihrer Trennung 
an der Quelle und ihrer Sammlung sowie in den Bereichen 
Logistik, Aufbereitung und Qualitätsmanagement 
 erreicht werden (Europäische Kommission 2016a). 
Gleichzeitig bietet die Kommission eine digitale Platt-
form – Level(s) – zur Berichterstattung über die Nach-
haltig keitsleistung von Gebäuden an, die bis 2019 ge-
testet werden wird (DODD et  al.  2017). Ziel ist eine 
schrittweise Lebenszyklusbewertung von Büro- und 
Wohngebäuden, die sich an den Nachhaltigkeitsprio-
ritäten der EU orientiert.

Bauproduktenverordnung
84. Für die Baupraxis ist die Frage relevant, wie die öko-
logischen Anforderungen beim Bauen verpflichtend 
 ausgestaltet werden können. 2013 ist die EU-Bauproduk-
t enverordnung Nr. 305/2011 (BauPVO) in Kraft getre-
ten, die die Bauproduktenrichtlinie 89/106/EWG von 
1989 ersetzt. Sie gilt in den Mitgliedstaaten unmittelbar. 
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In der BauPVO wurde die Grundanforderung „Hygiene, 
 Gesundheit und Umweltschutz” an Bauwerke novelliert. 
Danach sollen in den einzelnen Phasen des Lebenszyklus 
eines Bauwerks übermäßig starke Auswirkungen der Bau-
produkte auf die Umweltqualität oder das Klima verhin-
dert werden. Zudem wurde eine neue Grundanforderung 
„Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen” an 
Bauwerke ergänzt. Diese siebte Grundanforderung sta-
tuiert, dass „das Bauwerk, seine Baustoffe und Teile […] 
nach dem Abriss wiederverwendet oder recycelt werden 
können“, das Bauwerk dauerhaft sein muss und für das 
Bauwerk umweltverträgliche Rohstoffe und Sekundär-
baustoffe verwendet werden sollen. Wie die anderen 
Grundanforderungen auch, ist diese nicht mit näheren 
Anforderungen unterlegt.

Bereits unter der Geltung der Bauproduktenrichtlinie 
hatte die Europäische Kommission ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland angestrengt. Dies 
richt ete sich gegen die zusätzlichen nationalen Anforde-
rungen an Bauprodukte im harmonisierten Bereich. Das 
Urteil C-100/13 des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
vom 13. Oktober 2014 stellte fest, dass Deutschland an 
harmonisierte Bauprodukte keine über die für die CE-
Kennzeichnung hinausgehenden Anforderungen stellen 
darf. Die Klage der Europäischen Kommission richtete 
sich ausdrücklich gegen die in den Landesbauordnungen 
vorgesehenen Bauregellisten. Mit dem Urteil des EuGH 
ist daher unter anderem die Prüfung von Bodenpro  dukt en 
auf ausgasende Stoffe entfallen.

Die zuletzt durch Beschluss der Bauministerkonferenz 
vom 13. Mai 2016 geänderte Musterbauordnung (MBO) 
verweist in § 3 Abs. 1 auf die Grundanforderungen der 
BauPVO: „Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu 
ändern und instand zu halten, dass die öffentliche 
 Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit 
und die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet 
werden; dabei sind die Grundanforderungen an Bauwerke 
gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu 
berücksichtigen.“ Die Musterbauordnung, die selbst keine 
Rechtsnorm ist und laufend von der Bauministerkonferenz 
aktualisiert wird, dient der Vereinheitlichung der Landes-
bauordnungen.

85. Bauprodukte haben direkten Einfluss auf die Innen-
raumqualität und bedürfen deshalb einer besonderen 
 Betrachtung ihrer gesundheitlichen Auswirkungen.  Nach 
Auffassung des BMUB wird diese von den Europäisch en 
Normen bislang nicht geleistet (BMUB 2017a, S. 72). Die 
Bundesregierung hat in mehreren Fällen formale Vorbe-
halte nach Art. 18 der EU-Bauproduktenverordnung 
 eingelegt und, soweit diese bereits von der Kommission 
zurückgewiesen worden sind, Klage beim Europäischen 
Gericht in 1. Instanz gegen die Europäische Kommission 

eingereicht. Hiermit sollen die nach Auffassung der 
 Bundesregierung bestehenden und zur Gewährleistung 
von Bauwerkssicherheit, Gesundheits- und Umwelt-
schutz notwendigen Handlungsspielräume der Mitglied-
staaten gesichert und die Rechtslage geklärt werden. Mit 
ersten entsprechend harmonisierten Produktnormen ist 
in circa fünf Jahren zu rechnen (BMUB 2017a). 

Um Bauherren zu ermöglichen, die Qualität von Bau-
produkten einzuschätzen, können sie auch freiwillige 
 Kennzeichnungen nutzen. Hersteller von Bauprodukten 
 können zusätzlich zu den für die CE-Kennzeichnung 
 be nötig ten Leistungserklärungen freiwillig sogenannte 
 Environmental Product Declarations (EPD) erstellen, in 
denen Informationen zur Nachhaltigkeit der Produkte 
bereitgestellt werden. EPD sind auch Grundlage für eine 
Nachhaltigkeitszertifizierung (s. Abschn. 3.2.3). 

In der Musterbauordnung wird nun zwischen Bauarten 
(Bauwerken) und Bauprodukten unterschieden. Für die 
Anforderungen an Bauarten sind unverändert die 
 Mitgliedstaaten – konkret in Deutschland die Bundeslän-
der – zuständig. Bauordnungsrecht wird traditionell als 
 Gefahrenabwehr verstanden. Vorsorge- und Nachhaltig-
keitsaspekte spielen eher keine Rolle (KNBau 2015). Die 
Kommission Nachhaltiges Bauen (KNBau) hat deshalb 
vorgeschlagen, die Musterbauordnung um solche Aspekte 
zu ergänzen (vgl.  Tz.  174 f.). Dieser Position schließt 
sich der SRU an.

3.1.2.3 Potenziale zur Reduzierung des 
 Rohstoffbedarfs

86. Abgesehen von Materialeinsparungen, die durch die 
Konstruktion und Bauweise ermöglicht werden, ist der 
Rohstoffverbrauch beim Neubau einer Wohnung nur  in 
gewissen Grenzen reduzierbar. Ebenso ist der Ein satz 
von Sekundärbaustoffen aufgrund der erforderlichen 
 Gewährleistung weiterer Gebäudeanforderungen (Stand-
sicherheit, bauphysikalische Anforderungen, Gebrauchs-
tauglichkeit, optische Eigenschaften etc.) nur begrenzt 
möglich. Bevor neue Wohnungen gebaut werden, sollten 
daher zunächst Möglichkeiten ausgenutzt werden, 
Wohnraum im Bestand zu schaffen. Neben dem Woh-
nungstausch und der Aktivierung von leer stehenden 
Wohn ungen, gehört dazu auch die Umnutzung be-
stehender Nichtwohngebäude für Wohnzwecke. Den 
Umbauprojekten von Nichtwohngebäuden stehen aber 
 häufig verschiedene Hemmnisse entgegen, die eine Re-
ali sierung erschweren (s. Tz. 39). 

Die Abwägung zwischen Sanierung und Ersatzneubau 
erfolgt zumeist prioritär aus ökonomischer Sicht. Wenn 
ökologische Aspekte einbezogen werden, so richtet sich 
der Fokus hauptsächlich auf die Energieeffizienz der 
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 Gebäude während der Nutzungsphase. Wenngleich im 
Neubau in der Regel mit weniger Aufwand ein höherer 
Energiestandard erreicht werden kann, ist der Abriss 
von Bestandsgebäuden jedoch mit einem (ggf. teil-
weisen) Verlust der darin gebundenen grauen Energie 
(s. Tz. 90) und an Stoffen verbunden. Zudem erzeugt 
er eine hohe Abfallmenge (BBSR 2017e, S. 58), deren 
 Entsorgung zunehmend schwieriger werden könnte. Als 
Faustregel gilt, dass die Sanierung von bestehenden Ge-
bäuden im Vergleich zum Neubau etwa zwei Drittel an 
Material einspart (UBA 2010, S.  8). Aus ökologischer 
Sicht ist es daher wichtig, auch diese rohstoffbezogenen 
Aspekte verstärkt in die Abwägung einzubeziehen.

Erforderlich ist es zudem, den Wohnungsneubau räum-
lich auf angespannte Wohnungsmärkte zu konzentrie-
ren. Neben den in Abschnitt 3.1.1.3 angesprochenen 
 Aspekten, welche die Quantität der Bau- und Infrastruk-
turen beeinflussen, gibt es weitere, die sich d irekt auf die 
Qualität der Baustoffe beziehen.

Verwendung kreislauffähiger Bauprodukte
87. In den vergangenen Jahren sind im Bausektor (in 

 einigen europäischen Ländern und in Deutschland) Pro-
jekte und Initiativen entstanden, die bereits im Planungs-
prozess versuchen, Stoffkreisläufe zu etablieren und den 
Einsatz von Primärrohstoffen zu reduzieren (s.  z. B. 
DELVA Landscape Architects et al. 2016; ArchDaily 
25.11.2015; Günter und Finkbeiner Gesellschaft von 
 Architekten o.  J.; IRBau 2018). Ziele sind die Gewähr -
leistung der Trennbarkeit von Materialien ebenso wie 
eine Reduzierung der Komplexität der Rezepturen für 
Bauprodukte. Weiterhin besteht der Anspruch, nur ge-
sundheitlich und ökologisch unbedenkliche Baustoffe 
zu  verwenden. 

88. Die Begrifflichkeit des „kreislauffähigen“ Baupro-
duktes wurde gewählt, um das Ziel einer möglichst hoch-
wertigen stofflichen Verwertung (unter Anerkennung 
physikalischer Grenzen s. a. CONVERSE 1996; CRAIG 
2001) zu verdeutlichen. Schadstofffreie und sortenrein 
trennbare Bauprodukte ermöglichen nicht nur eine hoch-
wertige stoffliche Verwertung der Baustoffe, sondern 
 tragen auch zur ökologischen Qualität urbaner Stoff-
kreisläufe (Umweltverträglichkeit) sowie zur Gesund-
heit der Nutzenden bei (vgl. Abb. 6).

 ɦ Abbildung 6

Synergien zwischen Kreislauffähigkeit, Umwelt- und Gesundheitsverträglichkeit durch Verwendung 
 schadstofffreier, sortenrein trennbarer Bauprodukte
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Vor dem Hintergrund der in dieser Stellungnahme beton-
ten langfristigen Perspektive muss es ein umweltpoliti-
sches Ziel sein, dass bevorzugt Bauprodukte eingesetzt 
werden, die in der Schnittmenge der drei Anforderungs-
bereiche liegen, das heißt solche Bauprodukte, die so-
wohl kreislauffähig als auch umweltverträglich sowie 
 gesundheitlich unbedenklich sind (zu Bauprodukten s. 
Tz. 84 f.). 

Nachwachsende Rohstoffe
89. Der Einsatz nachwachsender Rohstoffe im Bausektor 
kann den Verbrauch von nicht erneuerbaren Rohstoffen 
reduzieren. Für Gebäudekonstruktion, Bauelemente, Fas-
saden, Dämmstoffe, Böden, Farben und Putze werden ent-
sprechende Alternativen angeboten (FNR 2017a; LfU 
Bayern 2013). Mit Holz, Flachs, Hanf, Stroh, Kork usw. 
lassen sich viele Aspekte des nachhaltigen Bauens er-
füllen (FNR 2017a; 2017b). Nachwachsende Rohstoffe 
dienen dabei als Kohlenstoffspeicher und verursachen 
entlang ihrer Wertschöpfungskette oftmals weniger ne-
gative Umweltwirkungen (RÜTER 2014; KÖNIG 2013). 
Diesen Vorteilen stehen jedoch auch Risiken gegenüber. 
Bauprodukte aus nachwachsenden Rohstoffen werden 
beispielsweise gegen Schädlingsbefall und zur Erfüllung 
von Brandschutzanforderungen behandelt (BBSR 2016c). 
Biozide und Flammschutzmittel können zu Gesundheits- 
und Umweltbeeinträchtigungen führen. Schadstoffe kön-
nen zudem eine Kreislauf- oder Kaskadennutzung (z. B. 
Nachnutzung von Holz in Holzwerkstoffen oder als 
Dämmstoff) behindern. Auch sind einige der nachwach-
senden Rohstoffe derzeit wirtschaftlich noch nicht kon-
kurrenzfähig gegenüber den nicht erneuerbaren Rohstof-
fen (FNR 2018). 

Wie der Anbau nachwachsender Rohstoffe für die ener-
getische Nutzung hat auch deren Bereitstellung für den 
Bausektor ökologische Grenzen, insbesondere vor dem 
Hintergrund eines wachsenden Nutzungsdrucks auf die 
Fläche (UBA 2018c). Um die vorhandenen Flächen kon-
kurrieren verschiedene Nutzungen und Nutzungsmetho-
den: intensive und extensive Landwirtschaft für Ernäh-
rung und energetische Biomasse, intensive und extensive 
Forstwirtschaft ebenso wie die Bedarfe an Landschafts- 
und Naturschutzflächen. 

Risiken einer steigenden Produktion von nachwachsenden 
Rohstoffen sind erhöhte Nährstoff- und Schadstoffein-
träge aus Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, Humusver-
luste, eine Verringerung der Biodiversität infolge einer 
Beschränkung des Anbaus auf wenige Fruchtarten oder 
ausgedehnte Monokulturen (KBU 2008; UBA 2017b; 
2018a). Auch in der Forstwirtschaft hat die Art der 
 Bewirtschaftung Einfluss auf die Umweltqualitäten der 
Flächen. So kann die Erhöhung der Holznachfrage zu 
einer Zunahme von Monokulturen, Übernutzung, Nähr- 

und Schadstoffeinträgen und Bodenverdichtung durch 
Forstmaschinen führen (UBA 2016b). 

Um den wünschenswerten Einsatz nachwachsender Roh-
stoffe im Bausektor nachhaltig zu erreichen, ist das Anle-
gen von Mindeststandards, die sich zweckmäßig (auch 
im Rahmen von Zertifizierungen) anhand von Siegeln 
wie FSC, PEFC oder Blauer Engel belegen lassen, zweck-
mäßig. Auch ist der Einsatz von heimischen Holzprodukten  
zu bevorzugen, um die Transportwege gering zu halten.

Stoffliche und energetische Gebäudebilanzierung
90. Alle Baustoffe haben ökologische Auswirkungen 
unter anderem durch Eingriffe in die Natur, Energie-
bedarf und Schadstofffreisetzung (bei Herstellung, 
Transport und Entsorgung), Langlebigkeit (z. B. durch 
In standsetzungsfreundlichkeit), Wiederverwendbarkeit 
oder (hochwertige) Verwertbarkeit sowie Regionalität 
(PFOH et al. 2015). Daher wird die Nachhaltigkeit von 
Gebäuden durch die Auswahl der Rohstoffe, den Umfang 
des Rohstoffverbrauchs sowie den Energiebedarf entlang 
des gesamten Lebenszyklus beeinflusst. „Gebäude wer-
den in erster Linie räumlich wahrgenommen und ent-
wickelt, ihre zeitliche Dimension rückt oftmals in den 
Hinter grund. […] Tatsächlich ist das Gebaute jedoch 
Veränderungen in verschiedenen zeitlichen Maßstäben 
unterworfen, es ist weniger ein Zustand als vielmehr ein 
Prozess“ (DREXLER und EL KHOULI 2012, S. 54). Über 
den Lebenszyklus eines Gebäudes treten in den einzel-
nen Phasen Umweltwirkungen auf (vgl. Abb. 7). 

Stoff- und Energiebilanzen setzen beim Abbau von Roh-
stoffen, der Produktion von Baustoffen und Bauproduk-
ten an und münden in deren Einsatz in der Bauphase. 
Hier darf die Betrachtung jedoch nicht enden, da Energie 
und Rohstoffe auch in den weiteren Lebensphasen eines 
 Gebäudes – Betrieb, Instandhaltung und Entsorgung – 
von Nöten sind. Unter dem Begriff der „grauen Energie“ 
(auch „gebundene Energie“ oder „indirekte Energie“) 
wird zumeist die Energie, die für alle Schritte bis zur 
 Bereitstellung eines Produktes sowie für die Entsorgung 
benötigt wird, verstanden (PÜSCHEL und TELLER 
2013). Eine Definition liefert der Schweizerische Ingeni-
eur- und Architektenverein (sia): „Graue Energie: Ge-
samte Menge nicht erneuerbarer Primärenergie, die für 
alle vorgelagerten Prozesse, vom Rohstoffabbau über 
Herstellungs- und Verarbeitungsprozesse und für die 
Entsorgung, inklusive der dazu notwendigen Transporte 
und Hilfsmittel, erforderlich ist. Sie wird auch als kumu-
lierter, nicht erneuerbarer Energieaufwand bezeichnet“ 
(sia 2010). Hier wird also zusätzlich unterschieden, ob 
die Energie aus erneuerbaren oder nicht erneuerbaren 
Quellen gewonnen wird. Eine einheitliche Festlegung 
von Systemgrenzen für die Bilanzierung fehlt, sodass für 
eine Gegenüberstellung von Alternativen darauf zu ach-
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ten ist, dass die Berechnungsgrundlagen vergleichbar 
sind (BBSR und ByAK 2018). 

91. Ein Ziel einer gesamtökologischen Betrachtung über 
den Lebenszyklus eines Gebäudes ist es, den Bedarf an 
Rohstoffen und Energie (unabhängig, ob erneuerbar oder 
nicht erneuerbar erzeugt) zu minimieren. Die Wahl von 
Baustoffen und Konstruktion hat dabei erheblichen Ein-
fluss auf die Verteilung des Energie- und Rohstoffbedarfs 
auf die einzelnen Phasen des Gebäudelebenszyklus. Ein 
Mehr an energetischer Optimierung, zum Beispiel durch 
Dämmung, kann zu einem deutlich sinkenden Energie-
verbrauch im Betrieb führen. Gleichzeitig verändert sich 

jedoch der Energiebedarf für die Herstellung der Dämm-
stoffe ebenso wie für die Entsorgung (BECKER und PICHL-
MEIER 2016). Neben der Quantität eines Rohstoffes ist 
auch die Qualität der damit verbundenen ökologischen 
Wirkungen als Auswahlkriterium wesentlich. Deshalb ist 
die Gesamtschau über alle Phasen von großer Bedeutung 
für die Bewertung von Alternativen und  ermöglicht über-
dies, Planungen hinsichtlich der Umwelteffekte zu opti-
mieren (MESSARI-BECKER 2014; KÖNIG 2017).

92. Mögliche Instrumente zur Bewertung der Energie- 
und Stoffströme sind die Ökobilanzierung (nach DIN 
14040: Umweltmanagement – Ökobilanz – Grundsätze 

 ɦ Abbildung 7

Umweltwirkungen im Lebenszyklus eines Gebäudes
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und Rahmenbedingungen und DIN EN ISO 14044: Um-
weltmanagement – Ökobilanz – Anforderungen und An-
leitungen) und die Lebenszykluskostenberechnung. Auf 
der Grundlage dieser Informationserfassung müssen Pla-
nungsentscheidungen getroffen und optimiert werden. 
Hierbei sind die Dokumentation und das Monitoring in 
den einzelnen Lebenszyklusphasen der Gebäude entschei-
dend. Beide Instrumente werden unter anderem von den 
deutschen Zertifizierungssystemen (Bewert ungssystem 
Nachhaltiges Bauen (BNB), Nach haltiger Wohnungsbau 
(NaWoh), DGNB-Siegel etc.; vgl. Abschn. 3.2.3) als eine 
der Grundlagen für ihre Bewert ungen herangezogen. Die 
Komplexität dieser Systeme  erfordert ihre Anwendung 
durch zugelassene Koordinat orinnen und Koordinatoren 
bzw. Sachverständige, für die diverse Aus- und Weiterbil-
dungsangebote bestehen. Dennoch  erfolgt bisher keine 
umfassende Anwendung in der Baupraxis.

Städtebauliche Qualität und Baukultur
93. Wohnungsneubau als Teil einer integrierten 
Stadt(teil)entwicklung entsteht durch partizipative und 
ergebnis offene Prozesse, an denen die verschiedenen 
städtischen Akteure und die Bürgerinnen und Bürger 
mitwirken können. Ziel einer qualitätsvollen Innenent-
wicklung ist eine funktionale Bereicherung der Nut-
zungsstrukturen und ihr Beitrag zum sozialen Zu  sam-
menhalt. Neben diesen Aspekten, die die Grund  lage für 
eine Einfügung des Wohn ungsneubaus in das Stadt- und 
Quartiersgefüge bilden, ist eine baukulturelle Betrach-
tung des Wohnungsneubaus notwendig, damit der heuti-
ge Wohnungsneubau nicht zum Leerstand von morgen 
wird. Auch in derzeit wachsenden Großstädten könnten 
auf Phasen der Anspannung im Wohnungsmarkt mittel-
fristig Phasen der Entspannung folgen (s. Tz. 34). Die Si-
cherung einer hohen funktionalen und gestalterischen 
Qualität im Städtebau trägt dazu bei, dass die entstehen-
den Baustrukturen länger genutzt werden. Hierdurch 
kann das Ausmaß von Bauprozessen und ein damit ver-
bundener höherer Verbrauch natürlicher Ressourcen in 
späteren Generationen reduziert werden.

94. Die Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen 
 e. V. (DGNB) hat in Zusammenarbeit mit der Bundes-
architektenkammer, unter fachlicher Begleitung des 
Bund es deutscher Architekten, Gestaltungskriterien für 
Bauvorhaben entwickelt. Die Angemessenheit eines Bau-
vorhabens wird gemäß dieser Kriterien anhand seiner 
Maßstäblichkeit, Einbindung, Umsetzung und Konstruk-
tion, Beständigkeit sowie Zeitlosigkeit bewertet. Ein Bau-
vorhaben sollte außerdem städtebaulich in die Nachbar-
schaft eingebunden und erschlossen sein sowie Freiflächen 
im Bezug zum Gebäude beachten. Die Gestalt wird anhand 
der Proportion und Komposition, der Gesamtanmutung, 
der Materialität und Farbgebung sowie der Detaillierung 
des Vorhabens bewertet. Zuletzt wird der Grundriss be-

trachtet: neben einer wie in Abschnitt 3.1.3 erläuterten 
flexiblen Gestaltungsform spielen die Orientierung, 
Raum anordnung und -bezüge sowie nutzerfreundliche 
Aspekte eine Rolle (DGNB o. J.).

Im Diskurs um die Angemessenheit und Zeitlosigkeit 
eines Gebäudes oder eines städtebaulichen Entwurfs hat 
die Ästhetik eine wichtige Bedeutung. Ein „ästhetisches 
Wohlbefinden“ (SONNE 2009) innerhalb der gebauten 
Umwelt trägt zu einem langfristig stabilen sozialen Stadt-
gefüge bei. Dazu gehören die Gestaltung multifunktion aler 
sowie nachvollziehbarer und ansprechender Stadträume 
(vgl. Tz. 68), eine Boden- und Fassadengestaltung, die 
ein „harmonisch optisches Gesamtbild“ (SONNE 2009) 
der Stadt abgeben, die Beachtung von Blickachsen und 
Sichtbeziehungen sowie die Nutzung regionaler und 
langlebiger Materialien. Die jeweilige städtebauliche 
 Historie sowie die sozialen, ökonomischen, politischen, 
technischen, ökologischen und kulturellen Aspekte einer 
Stadt sollten in einem solchen ganzheitlichen Konzept 
Beachtung finden (SONNE 2009; JUPITZ 2010).

95. Die Bedeutung einer hohen Gestaltungsqualität im 
Wohnungsneubau für die Langlebigkeit der Gebäude 
sowie die Identifikation der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner mit ihrem Stadtquartier (vgl. Abschn. 4.1.3) wird 
von immer mehr Städten und Gemeinden anerkannt. Ein 
mögliches Instrument zur Verbesserung der städtebauli-
chen Qualität des Wohnungsneubaus ist der Einsatz von 
Gestaltungsbeiräten. Die Zahl der Gestaltungsbeiräte in 
Deutschland entwickelt sich dynamisch und belief sich 
2017 auf 130 Beiräte (FÖRSTER et al. 2017). Bisher 
 fördert Baden-Württemberg als einziges Bundesland die 
Einrichtung von Gestaltungsbeiräten, deren Zahl sich 
dort mit der Förderung stärker erhöht als in anderen 
Bundesländern (ebd., S. 26). Gestaltungsbeiräte stellen 
ein variables Instrument dar, welches auf die Rahmen-
bedingungen in den Kommunen abgestimmt werden 
muss. Wenn dies gelingt, kann sich ihr Mehrwert auf 
die drei Kernbereiche Kommunikation und Beteiligung, 
Image und Standortmarketing und Stadtgestalt und 
 Architektur erstrecken (ebd., S. 14). Alle diese Bereiche 
leisten einen wichtigen Beitrag zur raumbezogenen Iden-
tifikation (Abschn. 4.1.3) und nehmen unmittelbaren 
 Einfluss auf die Lebensqualität in den Quartieren. 

3.1.3 Flexibel und anpassungs fähig 
bauen

96. Flexible und anpassungsfähige Bau- und Infrastruk-
turen tragen dazu bei, dass entlang ihrer Lebenszyklen 
weniger Rohstoffe benötigt werden, die Baumaterialien 
am Ende der Nutzungsdauer wiederverwendet oder 
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hochwertig wiederverwertet (vgl. Abschn.  3.1.2) und 
Flächen einer neuen Nutzung zugeführt werden können 
(vgl. Abschn. 3.1.1).

97. Die Anforderungen an Größe, Zuschnitt und Ausstat-
tung einer Wohnung ändern sich im Zeitverlauf sowohl 
als gesamtgesellschaftliches Phänomen (Kohorteneffekt, 
s. a. Tz. 33) als auch individuell, beispielsweise mit dem 
Eintritt in eine neue Lebensphase. Die Zusammensetz ung 
der Haushalte hat sich dabei deutlich ausdifferenziert. 
Während noch in den 1960er-Jahren die „Normalfamilie“ 
die dominierende Nachfragegruppe auf dem Wohnungs-
markt war, hat sich das Bild seither grundlegend gewandelt. 
Singles, Patchworkfamilien, Alleinerziehende und Senio-
ren stellen jeweils andere Anforderungen an ihren Wohn-
raum und ihr Wohnumfeld. Doch auch technologische 
Entwicklungen folgen in immer kürzeren Zeitabständen 
aufeinander und erfordern nicht selten eine Nach- oder 
Umrüstung der Gebäudetechnik und der Versorgungs-
infrastrukturen. All diese dynamischen Trends stehen 
dem langlebigen, statischen Gut Wohnimmobilie gegen-
über (BRAUER 2017). Nicht zuletzt müssen Woh nungen 
und die wohnbezogene Infrastruktur über ihre Nutz ungs-
dauer instand gehalten werden. Bei der Anpassung eines 
Gebäudes und der wohnbezogenen Infrastruktur ergibt 
sich somit ein „komplexes Muster von Austauschzyklen“ 
(DREXLER und EL KHOULI 2012, S. 67) aus der Über-
lagerung von Nutzungsintervallen, technischen Neuerun-
gen und Instandhaltungserfordernissen.

98. Um negative Umweltwirkungen bereits zu Beginn 
des Lebenszyklus zu minimieren (begin of pipe), ist der 
Entwurfsprozess entscheidend. Verschiedene Entwurfs-
prinzipien können dazu genutzt werden, den Verbrauch 
an Primärrohstoffen (Quantität) im Verlauf des Gebäude-
   lebenszyklus zu reduzieren sowie die Wiederverwertbar-
keit der verwendeten Bauteile und -stoffe (Qualität) zu 
 erhöhen. Ihre Anwendung ermöglicht, dass das Abfallauf-
kommen im Zuge der einzelnen wieder kehrenden Erneu-
erungs- und Anforderungszyklen so  gering wie möglich 
ausfällt.

Erneuerungszyklen: Instandhaltung und 
tech nischer Anpassungsbedarf
99. Nach BRAND (1994) unterliegen folgende Schichten 
eines Gebäudes unterschiedlichen Erneuerungszyklen: 
Außenhaut, Konstruktion, Installation, Grundrisse, Ein-
richtung und Standort. Die Schichten unterscheiden sich in 
ihrer Langlebigkeit und sollten daher so konzipiert wer-
den, dass sie sich getrennt voneinander erneuern lassen.

Reparaturbedarf, technische Neuerungen sowie verän-
derte Rahmenbedingungen (z.  B. erhöhter Bedarf an 
 Schall- und Klimaschutzmaßnahmen) bedingen, dass die 
 technische Gebäudeausrüstung sowie betroffene Bauteile 

zu gänglich und lösbar bleiben sollten, damit diese bei 
 Bedarf ausgetauscht werden können. Es ist auch aus 
 öko nomischen Gründen sinnvoll, Erneuerungszyklen zu 
 berücksichtigen.

Anforderungszyklen: Anpassung an verschiedene 
Lebensphasen und Nutzende
100. Wenn die einzelnen Schichten konstruktiv vonein-
ander unabhängig sind, kann das Gebäude zudem besser 
an sich ändernde Anforderungen seitens der Nutzenden 
angepasst werden. Weitere relevante Parameter hierfür 
sind:

 ɦ Nutzungsoffenheit/Nutzungsflexibilität: Eine hohe 
Nutzungsflexibilität ermöglicht die „schnelle, kosten-
günstige, temporäre oder permanente Umnutzung 
eine s  Raumes, einer Abteilung oder gar eines ganzen 
Gebäudes“ (Architektenkammer Niedersachsen und 
Architektenkammer der Freien Hansestadt Bremen 
2013, S. 18). Einflussgrößen sind die Gebäudegeometrie, 
die Erschließung, die Gebäudetechnik sowie die Kon-
struktion des Gebäudes. Die Vielseitigkeit der Nut-
zungen wird auch durch die Raumhöhen bestimmt. 
Dabei wird insbesondere in den unteren beiden 
Geschossen eine Höhe von über drei Metern empfohlen, 
die zwar im Widerspruch zur Minimierung des umbau-
ten Raumes steht, jedoch die Nutzungsflexibilität des 
Gebäudes (bspw. die Möglichkeit der Umnutzung als 
Gewerbeeinheit) erhöht (ebd., S. 19 f.).

 ɦ Flexible Grundrisse sowie Erweiterungs-/Teilungs-
möglichkeiten: Hierfür wird die Struktur des Gebäudes 
so konzipiert, dass spätere Umgestaltungen möglich 
sind. Wichtig sind die Organisation der Erschließung 
(Treppenhäuser, Flure), die Konstruktion, die Gebäude-
geometrie (Flächen, Raumhöhen und Gebäudetiefe) 
sowie die Installation der Gebäudetechnik (Installa-
tionsschächte, Reserven und Anschlüsse). Bereits im 
Entwurf sollten mögliche Erweiterungen/Teilungen 
des Gebäudes vorgesehen und diese Reserven so 
 platziert werden, dass die Nutzung der bestehenden 
Infrastruktur ermöglicht wird (ebd., S. 16 ff.).

 ɦ Rückbaubarkeit: Als Urban Mining wird die Bewirt-
schaftung von langlebigen Gütern und Ablagerungen 
verstanden, mit dem Ziel, hieraus Sekundärrohstoffe 
zu gewinnen (UBA 2017c, S. 17). Im Sinne eines Urban 
Mining können Gebäude von Beginn an als Rohstoff-
lager konzipiert werden. Dies bedeutet, dass die Mate-
rialien am Ende der Nutzungsdauer des Gebäudes aus 
diesem herausgelöst und einer Wiederverwendung 
oder einer hochwertigen stofflichen Verwertung zuge-
führt werden können. Hierdurch wird eine weitere 
Wertschöpfung ermöglicht (Zero Waste Scotland o.  J.; 
CE100 2016). Die Rückbaubarkeit von Gebäuden 
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befördert auch die Freigabe von Flächen für eine 
er neute Nutzung (vgl. Abschn. 3.1.1).

Die in der Entwurfsphase unter Berücksichtigung der 
 beschriebenen Prinzipien angelegten Potenziale können 
nur ausgeschöpft werden, wenn die Informationen über 
die Gebäudekonstruktion und die enthaltenen Materialien 
während der gesamten Nutzungsdauer gut dokumentiert 
werden.

101. Die Abteilungen Stadtentwicklung und Bau wesen 
des BMUB (jetzt im BMI) adressierten in ihrer For-
schungsinitiative „Zukunft Bau“ flexible und an pas-
sungsfähige Baustrukturen mit dem Programm „Vario-
wohnungen“. In zwanzig Modellprojekten wurde die 
Realisierung von Wohnkonzepten gefördert, die für die 
Bedarfe unterschiedlicher kleiner Haushalte mit geringem 
Einkommen bei hoher ästhetischer und funktionaler 
Qualität flexibel nutzbar sind. Ziel war es einerseits, 
 Erkenntnisse darüber zu gewinnen, wie sich die Nut-
zungsflexibilität von Wohnungen erhöhen lässt. Ande-
rerseits sollte in angespannten Wohnungsmärkten das 
Segment von kleinen, bezahlbaren Wohnungen dauer-
haft gestärkt werden. Neben Projekten des Wohnungs-
neubaus waren auch Projekte vertreten, die ehemals an-
derweitig genutzte Gebäude zu Wohnungen umnutzten 
(Forschungsinitiative Zukunft Bau 2018).

102. Auch im Quartierskontext wird die Flexibilität 
und Anpassungsfähigkeit der Infrastruktur immer wich-
tiger, um sich an den demografischen Wandel, technolo-
gische Entwicklungen und die Folgen des Klimawandels 
anzupassen.

Zentrale Systeme der vorhandenen stadttechnischen Infra-
struktur können aufgrund hoher und langfristiger Kapital-
bindungen nur stufenweise und sehr verzögert an Bevöl-
kerungs- und Siedlungsentwicklungen angepasst werden. 
Mindestgrößen und maximale Kapazitäten tragen außer-
dem zu deren Inflexibilität bei (WESTPHAL 2008). Die 
technischen Infrastrukturen der Siedlungswasserwirtschaft 
und der energetischen Versorgung sind durch ihre Netzge-
bundenheit in hohem Maße unflexibel und erzeugen auch 
bei rückläufiger Nachfrage hohe Fixkosten (GUTSCHE 
2006). 

Da die Innovationszyklen der Infrastruktursysteme immer 
kürzer werden, ist auch hierbei wichtig, dass die Infra-
struktur an neue Technologien angepasst werden kann. 
Nicht zuletzt erfordern Extremwetterereignisse eine 
erhöhte Widerstandsfähigkeit der technischen Infra-
struktur. Dezentrale und integrierte Systemlösungen, bei-
spielsweise für Wasser-, Abwasser- und Energienutzun-
gen, können Flexibilität und Anpassungsfähigkeit der 
Infrastruktursysteme fördern (Difu 2017b). 

3.2 Instrumente für mehr 
 Ressourcenschonung im 
Wohnungsneubau

3.2.1 Systembau

Begriff Systembau
103. Unter dem Begriff Systembau wird im Weiteren 
eine Bauweise verstanden, die auf industriell vorgefer-
tigte und typisierte Bauelemente setzt. Zu unterschei-
den ist hierbei zwischen Baukastensystemen, die seriell 
ge fertigte Bauteile vor Ort unterschiedlich zusammen-
fügen (serielles Bauen), und Systemen mit vorgefer-
tigten Raummodulen (modulares Bauen). Durch die 
Vorfertigung grenzt sich der Systembau von der tradi-
tionellen Art des Bauens „vor Ort“ ab (KAMALI und 
 HEWAGE 2016). Der Vorfertigungsgrad der  Gebäude 
variiert und kann je nach Entwurf bis zu 90 %  betragen 
(ebd.). 

Historischer Kontext – Ein Rückblick
104. Auch wenn Systembau ein neuerer Begriff ist, ist 
die Idee nicht neu. Die Entwicklung der sogenannten 
Fertigteilindustrie im Wohnungsbau im 20. Jahrhundert 
lässt sich in drei Hauptphasen einteilen (PALZER et al. 
2015): So wurden von 1950 bis 1970 vor allem in Ost-
europa Systeme entwickelt, die auf großen Betonplatten 
basierten. Die industrielle Fertigung wurde streng re-
glementiert. Sie führte zu einer starken Einschränkung 
der architektonischen Freiheiten, unter anderem durch 
ein beschränktes Elementesortiment, geringe Spannwei-
ten und Bauhöhen – um den Transport der Bauteile zu 
 ermöglichen – sowie die lineare Ausrichtung der Wohn-
blöcke zur Optimierung der Kranbahnen. Weiterhin gab 
es Vorgaben zur  Errichtung von Wohnkomplexen mit 
mehreren tausend Wohneinheiten. In den 1970er-Jahren 
wurde die Produktpalette variantenreicher. Der euro-
päische Markt wurde nachfrageorientierter und die 
 Voraussetzungen für eine Vorfertigung mit untereinan-
der kompatiblen Elementen gelegt (Komponentenbau-
weise). Die Komponentenbauweise dominiert seit 1985. 
Hierzu gehören neue Baustoffe sowie Fertigungs- und 
Verbindungsverfahren. Mittlerweile wird auch der Nach-
frage nach einem höchstmöglichen Automatisierungs-
grad der Herstell ungs- und Montageprozesse  indi viduell 
gestalteter Bauelemente Rechnung getragen (FERNÁN-
DEZ-ORDÓNEZ 2008; PALZER et al. 2015).

Umweltbezogene Vorteile sowie 
 Herausforderungen des Systembaus
105. Treiber von industriellen Vorfertigungen sind meist 
ökonomischen Ursprungs, so auch bisher im Bausektor. 
Die Bauelemente lassen sich wetterunab hängig herstellen, 
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 ɦ Tabelle 3

Ausgewählte Vor- und Nachteile vorgefertigten Bauens gegenüber konventionellen Bauweisen

Vorteile Nachteile

Prozesse + wetterunabhängige Fertigung

+  durchgängiges werkseitiges Qualitäts-
management

+ kurze Montagezeiten/Bauzeitverkürzung

+ saubere Baustelle (Ort der Endmontage)

+ Automatisierung der Fertigungsprozesse

–  Fehlen durchgängiger Datenmodelle von der 
 Planung bis zur Produktion der vorgefertigten 
Konstruktion

–  kompletter Planungsvorlauf inkl. Haustechnik vor 
Fertigung im Werk notwendig

– Montageablaufplanung und Baustellenlogistik

–  aufwendige Umsetzung von Planänderungen 
bei der Ausführung

–  Limitierungen der Abmessungen und des 
Gewichts der Module durch Straßentransport

Bautechnik,
Baukultur

+  Etablierung bewährter Methoden durch 
Spezialisierung

+  höhere Produktivität durch parallele 
 Fertigungsprozesse

–  bei großem Wiederholungsfaktor Gefahr 
 monotoner Erscheinungsbilder

–  organische Formen nur sehr eingeschränkt 
 realisierbar

Arbeits-
schutz

+ Reduzierung des Unfallrisikos auf Baustellen

+  Verlagerung von Arbeiten auf der Baustelle 
in die Vorfertigung

+  Senkung des Gesundheitsrisikos durch 
betrieblichen Arbeitsschutz

Umwelt +  reduzierte Umweltbeeinträchtigungen bei 
Fertigung im Werk und Montage vor Ort

+  geringere Abfallmengen durch 
Standardisierung/Vorkonfektionierung/ 
Überwachung der getrennten Erfassung

+ Einsatz effizienter Maschinentechnik

+  hoher Auslegungsgrad der Schalungen 
im Werk

+  Reduzierung von Lärmemissionen und 
Abfall auf Baustellen und bei Renovierungen 
in der Nutzungsphase

–  höherer Materialbedarf durch Erzeugung 
 doppelter Decken bei Stapelung von Stahl- und 
Holzmodulen

– erhöhter Lagerflächenbedarf im Werk

Kosten + Einsatz effizienter Maschinentechnik

+ geringer Arbeitskräftebedarf

+  kurze Schalfristen, höhere Formen-
auslastung

+ erhöhte Mengenrabatte je Umsatz

+  Kostenreduzierung durch Werkfertigung ab 
definierter Losgrößen

+  schnellere Amortisation aufgenommener 
Finanzdienstleistungen

– Abbau bzw. Verlagerung von Arbeitsplätzen

Quelle: PALZER et al. 2015, verändert und ergänzt durch KAMALI und HEWAGE 2016
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die Montagezeiten vor Ort verkürzen, die Personalkosten 
vor Ort senken etc. Ökologische Vorteile werden bisher 
weniger kommuniziert.

Nach PALZER et al. (2015) haben vorgefertigte Bau-
weisen gegenüber konventionellen nicht nur ökono-
mische Vorteile, wie etwa Kosten- und Zeiteffizienz, son-
dern auch Vorteile hinsichtlich des Umweltschutzes 
(Tab. 3). Durch die Standardisierung der Herstellung im 
Werk lässt sich der Abfall reduzieren und anschließend 
leicht und kontrollierbar trennen. Reststoffe lassen sich 
im Werk durch Vorkonfektionierung minimieren und 
leichter im Kreislauf führen. Bei der Endmontage vor Ort 
 fällt wenig er   Abfall an. Die Verlagerung der Herstell-
prozesse in die Fabriken vermeidet Lärmemissionen auf 
Baustellen. Gerade die Verlagerung der Baustellenprozesse 
in  die Vorferti gung kann der Qualitätskontrolle und 
 -verbesserung der Bauprodukte dienen. Die Einführung 
und die Kontrolle von Bauteilpässen (als Teil eines um-
fassenden Gebäudepasses, s. Abschn. 3.2.2) könnte hier 
leichter etabliert werden.

Um weitere Umweltvorteile des Systembaus in der Nut-
z ungsphase zu erschließen, ist es von hoher Bedeutung, 
dass die Tragkonstruktion von den technischen Anlagen 
getrennt konzipiert wird, da diese unterschiedlichen 
 Erneuerungszyklen unterliegen (vgl. Tz. 99). Systeme, 
die eine leichte Trennbarkeit oder Modifikation vorse-
hen, erleichtern zudem die Realisierung flexibler Grund-
risse. Der hohe Vorfertigungsgrad in den Werken kann 
eine leistungsfähige Energiebilanz unterstützen (BENZE 
et al. 2013). Diese Umweltvorteile bestehen nicht nur im 
Systembau, lassen sich jedoch durch die Vorfertigung 
leichter realisieren.

Es gibt jedoch auch Herausforderungen des System-
baus. Hierzu gehört die Inflexibilität, auf Planungsände-
rungen während des Bauprozesses eingehen zu können. 
Durch die Produktion im Werk besteht zudem die Ge-
fahr des Abbaus bzw. der Verlagerung von Arbeitsplät-
zen. Zudem werden die Abmessungen der Raummodule 
und ihr Gewicht durch deren Straßentransport begrenzt 
(KAMALI und HEWAGE 2016). Bei Stahl- und Holz-
modulen werden doppelte Decken erzeugt, woraus sich 
verschiedene  planerische und gestalterische Herausfor-
derungen ergeben (DUTCZAK 2018; MEYWALD 2018). 
Dadurch entsteht ein erhöhter Materialbedarf. Bei 
Stahl modulen beispielsweise führt dies „zu einem Ma-
terialanstieg bei den Stahlprofilen und damit zu höhe-
ren Umweltlasten“ (GANTNER und GORDT 2018). 
Auch wenn mittlerweile  mit Systembau Gebäude errich-
tet werden können, denen die Vorfertigung nicht mehr 
angesehen werden kann, sind unter anderem der Reali-
sierung organischer Formen durch die Vorfertigung 
enge Grenzen gesetzt (LAUER 2018).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass vorgefertig-
tes Bauen Potenzial für umweltfreundliches Bauen auf-
weist. Systembau ermöglicht nicht nur, anpassungsfähige 
Gebäude zu gestalten, sondern Bauteile zu verwenden, 
die mit geringem Aufwand zurückgebaut werden können, 
abfall- und lärmreduziert einzubauen, rückgebaute Bau-
teile einer Wiederverwendung zuzuführen und damit 
 sowohl den Primärrohstoffverbrauch als auch das Abfall-
aufkommen zu senken. Hierzu bedarf es jedoch Rahmen-
setzungen, die die Potenziale des Systembaus im Hinblick 
auf gesunde, energieeffiziente, während der Nutzung 
 anpassungsfähige und recyclingfähige Konstruktionen 
konsequent ausschöpfen.

Status quo der Entwicklung
106. Den ökologischen und ökonomischen Vorteilen 
der Vorfertigung stehen große Akzeptanzprobleme und 
Hemmnisse gegenüber. Diese resultierten lange daraus, 
dass die architektonische Qualität massiv eingeschränkt 
wurde und das „Fertigteilhaus“ ein begründet schlechtes 
Image hatte.

Wie verschiedene Beispiele zeigen, kann ein hoher Grad 
der Vorfertigung mit einer ansprechenden städtebauli-
chen Gestaltung einhergehen (Bauverlag BV 2018; BMI 
2018b). Voraussetzung hierfür ist, dass schon in der Pla-
nungsphase eine Auseinandersetzung mit vorgefertigten 
Konstruktionen stattfindet und der Entwurf konsequent 
auf vorgefertigte Elemente ausgerichtet wird. Architek-
tenaufgabe ist die qualitätsvolle Umsetzung des Bau-
kastensystems (PALZER et al. 2015). Das durch den 
Massen wohnungsbau geprägte Image vom vorgefertigten 
Bauen (Fertigteilhaus) hat auf der Basis der heutigen 
modernen Komponentenbauweise eine deutliche Auf-
wertung verdient. Ziel ist eine intelligente Entwicklung 
von wandlungs- und anpassungsfähigen Baustrukturen. 

107. Nachdem in Schweden ein Ausschreibungsver-
fahren zum seriellen Bauen durch den Gesamtverband 
gemeinnütziger Wohnungsunternehmen SABO zu Ein-
sparungen in Höhe von 25 % geführt hatte, wurde 2017 
auch für Deutschland eine europaweite Ausschreibung 
initiiert. Am 29. Mai 2018 wurde eine Rahmenvereinba-
rung für serielles und modulares Bauen mit fünfjähriger 
Laufzeit zwischen dem Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen e. V. (GdW) im 
Auftrag seiner Mitgliedsunternehmen und den Gewin-
nern des Wettbewerbsverfahrens abgeschlossen. Hierin 
verpflichten sich die neun ausgezeichneten Unterneh-
men, die eingereichten seriellen und modularen Bau-
konzepte den Mitgliedsunternehmen des GdW in einem 
zuvor festgelegten Bezugsgebiet zu einem festen Quadrat-
meterpreis (im Ergebnis zwischen 2.000 und 3.200  €/
m²) anzubieten. Die Anforderungen an die eingereichten 
Konzepte beinhalteten dabei viele der in dieser Stellung-
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nahme behandelten Themen, wie eine hohe städte bau-
liche und architektonische Qualität, Richtwerte für 
 flächeneffiziente Wohnungsgrößen, eine hohe Nutzungs-
flexibilität sowie die Beachtung von Aspekten der Res-
sourceneffizienz. Der Rahmenvereinbarung vorangegan-
gen war ein intensiver Prozess, an welchem verschiedene 
Partner aus dem Bündnis für bezahlbares Bauen und 
Wohnen beteiligt waren, darunter die Abteilung Bauen 
des BMUB (jetzt im BMI), die Bundesarchitektenkam-
mer sowie der Hauptverband der Deutschen Bauindus-
trie. Um einen Rahmenvertrag abschließen zu können, 
der Planung und Bau umfasst, musste 2016 das Vergabe-
recht geändert werden (VIEHRIG und REIDT 2018; 
GdW 2017; o. J. ).

108. Die Rahmenvereinbarung ist ein wichtiger Schritt, 
serielles und modulares Bauen zu verstetigen. Neben 
der Anpassung an das jeweilige Grundstück („Serielles 
Bauen: Europaweiter Wettbewerb liefert zukunftswei-
sende Konzepte für schnellen, kostengünstigen Woh-
nungsbau in hoher Qualität“, Pressemitteilung Nr. 29/18 
des BMI vom 29. Mai 2018) erachtet der SRU die städte-
bauliche  Einbettung sowie die adäquate Bereitstellung 
der wohnbezogenen Infrastruktur als Grundvorausset-
zung für eine gesellschaftliche Akzeptanz der angebote-
nen  Konzepte. 

3.2.2 Building Information Modelling 
und Gebäudepass

109. Schon 2001 wurde der Ansatz eines Gebäudepasses 
verfolgt, der relevante Kenndaten für Betrieb, Instand-
haltung, Umbau und Rückbau eines Gebäudes enthalten 
sollte (BBR 2001a; BLUM 2001). Darin vorgesehen wur-
den Datenblätter mit Informationen, die die energeti-
sche Qualität, Angaben zur Gebäudekonstruktion, zur 
technischen Ausrüstung und zu den eingesetzten Materi-
alien beschreiben. Nicht geplant wurden die Dokumenta-
tion von Ort und die Einbausituation der verwendeten 
Baustoffe. Die Idee des Gebäudepasses hin zu einem 
 Gebäudematerialinformationssystem wurde in Öster-
reich weiterverfolgt (REISINGER et  al.  2014). Doku-
mentiert werden nach diesem Ansatz neben den bau-
technischen und energetischen Eigenschaften eines 
Gebäudes auch die aus Rohstoffsicht relevanten Infor-
mationen. Dies sind neben den eingesetzten Baumateria-
lien (ggf. besondere Zubereitungen) sowie deren Lage 
und Einbausituation die technische Gebäudeausstattung 
und Vorgaben für Instandhaltungsmaßnahmen. Geplant 
ist auch die Dokumentation grundlegender Sanierungs- 
und Umbaumaßnahmen während der Nutzungszeit, die 
für weitere Baumaßnahmen oder Rückbau und Verwer-
tung relevant sein können. 

Eine inhaltliche Ausweitung des Gebäudepasses auf 
 Papier wäre denkbar, aber auf lange Sicht nicht anwen-
derfreundlich. Schon die Prozesse und Änderungen in 
der Planungs- und Bauphase, in denen es erfahrungs-
gemäß zu sehr kurzfristigen Entscheidungen kommt, las-
sen sich kaum zentral als Papierversion dokumentieren. 
Positiv ist an der Papierversion zu werten, dass Gebäude-
beschreibung, Wartungsbuch, Materialbuch und Doku-
mentenablage mit geringem Aufwand als Teil der Bau-
akte abgelegt werden können. Eine Pflege während der 
Bau- und der Nutzungsphase wird jedoch als aufwendig 
und damit unrealistisch eingeschätzt. Dagegen scheint 
eine Anknüpfung an ein digitales Planungsinstrument 
wie das „Building Information Modelling“ (BIM) vielver-
sprechend (REISINGER et al. 2014). Eines der Ziele des 
BIM ist auch das Generieren von Datensätzen für den 
Gebäudebetrieb. Dabei werden Mietermanagement, 
 Renovierungs- und Wartungsintervalle fokussiert. Eben-
so sollte die Möglichkeit geschaffen werden, die Material-
dokumentationen in Form eines virtuellen Gebäudepas-
ses jederzeit in aktueller Fassung aus BIM ziehen zu 
können. Für die Digitalisierungsprozesse in der Bau-
industrie ist BIM von zentraler Bedeutung und wird ver-
mehrt eingesetzt. Die Option, Datensätze um Nachhaltig-
keitsaspekte, etwa von Materialien und Produkten, zu 
ergänzen, wird bisher nicht genutzt. 

110. BIM wird definiert als „eine kooperative Arbeits-
methodik, mit der auf der Grundlage digitaler Modelle 
eines Bauwerks die für seinen Lebenszyklus relevanten 
Informationen und Daten konsistent erfasst, verwaltet 
und in einer transparenten Kommunikation zwischen 
den Beteiligten ausgetauscht oder für die weitere Bear-
beitung übergeben werden“ (planen-bauen 4.0 – Gesell-
schaft zur Digitalisierung des Planens, Bauens und 
 Betreibens 2015). BIM unterstützt alle Phasen eines 
Bauvorhabens und beginnt mit der virtuellen Planung 
des gesamten  Lebenszyklus. Nutzende sind Architektin-
nen und Archi tekten, Planungs- und Ausführungs unter-
nehmen, das  Gebäudemanagement und Rückbau-, 
 Abbruch- und Recyclingunternehmen sowie die Bau -
stoffhersteller. Mit der Methodik BIM entsteht damit 
eine systematisierte Verknüpfung zwischen den Akteu-
ren. Weltweit findet das Konzept BIM bereits Anwen-
dung und ist in einigen Ländern wie Norwegen oder 
Großbritannien für öffent liche Bauprojekte bereits vor-
geschrieben (DEBACKER und MANSHOVEN 2016). 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) unterstützt die Entwicklung und den 
Einsatz von BIM in Infrastruktur-Bauprojekten mit dem 
Stufenplan Digitales Planen und Bauen (planen-bauen 
4.0 – Gesellschaft zur Digitalisierung des Planens, Bau-
ens und Betreibens 2015). Auch der aktuelle Koalitions-
vertrag sieht eine solche Regelung für große Infrastruk-
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tur-Bauprojekte des Bundes vor (CDU, CSU und SPD 
2018, S. 75 (Verkehr) und S. 115 (Baumaßnahmen des 
Bundes)). Um die Nutzung des BIM im Hochbau zu un-
terstützen, haben das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) sowie das BMUB im September 
2017 den Branchendialog „Digitaler Hochbau“ initiiert, 
in dem sich Verbände aus den Bereichen Bauwirtschaft, 
Ingenieurswesen, Architektur und Maschinenbau aus-
tauschen. Für den Hochbau der öffentlichen Hand hat 
das BMUB in einem Erlass vom Januar 2017 verfügt, dass 
im Vorfeld aller zivilen Neu-, Um- und Erweiterungsbau-
vorhaben mit geschätzten Baukosten von mehr als fünf 
Millionen Euro brutto überprüft werden muss, ob der 
Einsatz von BIM-Methoden sinnvoll ist (BMUB 2017b). 

111. Entscheidend für die spätere Qualität der Daten 
und Prozesse sind die Auftraggeber-Informations-Anfor-
derungen (AIA), die in Zusammenarbeit mit den späteren 
Nutzenden bzw. Betreibern festzulegen sind. Die AIA de-
finieren, welche Daten wann, in welcher Detailtiefe, in 
welchem Format und von wem für das System bereit-
zustellen sind (planen-bauen 4.0 – Gesellschaft zur Digi-
talisierung des Planens, Bauens und Betreibens 2015). 

Die rohstoffrelevanten Bezüge sind bereits in den AIA als 
Anforderung aufzunehmen. Konsequent angewendet, 
birgt die systematische Bündelung aller Gebäudedaten 
große Potenziale für Verbesserungen. Die Gebäudeinfor-
mationen sind in einem digitalen Modell und somit an 
nur einem Ort, aber von überall her, abrufbar. Dies redu-
ziert Reibungsverluste zwischen den Planungsphasen 
sowie zwischen den Akteuren (von den Architektinnen 
und Architekten bis zu den beteiligten Gewerken) und 
erleichtert die Kommunikation anhand der Visualisie-
rung. Verschiedene Optionen lassen sich anschaulich 
darstellen und ermöglichen bei Nutzung weiterer Ange-
bote, wie zum Beispiel ÖKOBAUDAT (ökologische 
 Wirkungen von Baumaterialien sowie Bau- und Trans-
portprozesse), WECOBIS (Ökologisches Baustoffinfor-
mationssystem) oder eLCA (Ökobilanzierungstool, bis-
her nur für den Verwaltungsbau), grundsätzlich auch 
eine frühzeitige Bewertung der ökologischen Auswirkun-
gen von Varianten. Ziel ist es, bereits vor Baubeginn 
 Kollisionsrisiken zeitlicher und räumlicher Art zu erken-
nen, Baustoff- und Konstruktionsvarianten zu verglei-
chen und mögliche Konflikt- aber auch Synergiepoten-
ziale zu identifizieren. Erste Anwendungen des BIM 
wurden positiv bewertet (ARGE BIM4INFRA 2020 2017; 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 2017; EGGER 
et al. 2013). Voraussetzung ist aber die Bereitschaft der 
Akteure, ein Bauvorhaben nicht mehr als Abfolge von 
Einzelschritten, für die Einzelne unabhängig verant-
wortlich sind, zu betrachten, sondern als Gesamtsystem, 
das mehrdimensional miteinander zusammenhängt. Die 
Einigung auf Standards bei der Datenerfassung, die 

 zuverlässige Pflege und das Mitdenken anderer Lebens-
zyklus phasen müssen für die Etablierung integrierter 
Planungs  prozesse selbstverständlich werden.

Die Digitalisierung bietet für den Lückenschluss im 
Lebens zyklus eines Gebäudes erhebliche Möglichkeiten. 
Die Verbindung zwischen „Nutzungsende“, „Abbruch und 
Neubauplanung“ sowie „Baustoffbedarf“ fehlt zumeist. 
Dies gilt jedoch nur, wenn die Voraussetzungen dafür auch 
schon in der Planung geschaffen werden. Für die Festle-
gung dieser Anforderungen müssen die Betroffenen, dar-
unter auch die Aufbereiter und Baustoff hersteller, in die 
Entwicklung von BIM und AIA einbezogen werden.

Eine wichtige Grundlage von BIM ist die Datenkonsistenz 
der virtuellen Gebäudemodelle. Je nach den geplanten 
Anwendungen des Modells müssen die dafür notwendi-
gen Daten erfasst werden. Ebenso müssen diese Daten 
eindeutig klassifiziert sein. Bisher existieren hier jedoch 
keine klaren Vorgaben, welche Informationen für ein 
 bestimmtes Bauteil oder eine bestimmte Bauteilkom-
ponente anzugeben sind. Vielfältige Software und in-
kompatible Insellösungen können die Vorteile des BIM 
einschränken. Die derzeit in Erarbeitung befindliche 
Richtlinienreihe VDI Norm 2552 „Building Information 
Modeling“ (VDI 2018) kann daher erheblich zur Verein-
heitlichung und Handhabbarkeit beitragen.

3.2.3 Nachhaltigkeitszertifizierun-
gen von Gebäuden

112. Die Bewertung von Gebäuden anhand von Nachhal-
tigkeitskriterien ist ein wichtiger Baustein, um Nachhal-
tigkeitsaspekte im Bausektor zu verankern. Die zuvor 
 angesprochenen Themen des Flächen- und Rohstoff -
verbrauchs bilden dabei nur einen Bereich der um-
fangreichen Anforderungen an die Nachhaltigkeit  von 
(Wohn-)Gebäuden. Einen Überblick über die Bandbrei-
te möglicher Kriterien, welche auch für die Nachhaltig-
keitszertifizierung verwendet werden, gibt die Abbild ung 8.

Nachhaltigkeitskriterien sollen bereits in der Planungs-
phase Hilfestellung bei der Bewertung und Auswahl von 
Alternativen geben. Nachhaltigkeitszertifikate können 
anschließend als Qualitätsnachweis für Förderungen und 
Vermarktung dienen. Auf internationaler Ebene gibt es 
bereits seit den 1990er-Jahren eine Vielfalt an Labels und 
Zertifizierungen, die mit unterschiedlichen Zielen und 
Systemgrenzen arbeiten (FRIEDRICHSEN 2018, S. 23). 

Entwicklung der deutschen 
Zertifizierungssysteme
113.   Ende der 1990er-Jahre legte die Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt“ des 13. Deut-
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schen Bundestages in ihrem Abschlussbericht Empfehl-
ungen für die zukünftige Bau- und Wohnungspolitik vor 
(Enquete-Kommission Schutz des Menschen und der 
Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen einer nach-
haltig zukunftsverträglichen Entwicklung 1998, S. 348). 
 Be nannt wurden ökologische, ökonomische und soziale 
Kriterien, die auf verschiedenen politischen Ebenen auf-
gegriffen wurden. 2001 erschien der erste Leitfaden 
nachhaltiges Bauen als Planungshilfe für Bundesbaumaß-
nahmen, der bereits eine Bewertung anhand definierter 
Kriterien vorsah (BBR 2001b). Dieser Leitfaden wurde 
zuletzt 2016 aktualisiert (BMUB 2016d) und ist mittler-

weile für den Neubau von Bundesbauten verpflichtend 
anzuwenden (BMVBS 2013).

2007 gründeten Initiatoren aus der Bau- und Wohnungs-
wirtschaft die DGNB. Gemeinsam mit dem Bundesbau-
ministerium wurde im Rahmen einer durch das BBSR 
wissenschaftlich begleiteten Zusammenarbeit 2008 eine 
Grundsystematik vorgestellt, um die Nachhaltigkeit von 
Gebäuden methodisch einheitlich zu bewerten („Con-
sense: Deutsches Gütesiegel in den Startlöchern“, 
 Presse mitteilung der DGNB vom 23. Juni 2008). Aus 
 dieser  gemeinsamen Grundlage gingen das Deutsche 

ɦ Abbildung 8

Ausgewählte nachhaltigkeitsbezogene Anforderungen bzw. Qualitäten von (Wohn-)Gebäuden

Die Anforderungen können zwischen Geschosswohnungsbau, Einfamilienhaus etc. variieren. Mikroklimabedingte Anforderungen etwa 
an Gebäudebeziehungen untereinander (gegenseitige Verschattung) oder an verkehrsbedingte Luftqualität im Außenraum sind nicht 
inkludiert und können eher in einer Quartiersbetrachtung adressiert werden. 

SRU 2018; Datenquelle: BMUB 2016d; BMI 2018a

Ökologische Qualitäten, u. a.

– reduzierter Ausstoß klimaschädlicher Gase 
(Herstellung, Betrieb)

– reduzierte lokale Umweltrisiken
– umweltverträgliche Materialgewinnung
– reduzierter Ressourcenverbrauch allg.
– reduziertes Abwasseraufkommen
– reduzierte Flächeninanspruchnahme

Soziokulturelle und funktionale Qualitäten, u. a.

– thermischer Komfort (Raum-/Oberflächentemperatur)
– Tageslicht, Blickbeziehung zur Außenumgebung
– hohe Innenraumluftqualität, schadstofffreie Materialien
– Einflussnahme und Zufriedenheit der Nutzenden

Ökonomische Qualitäten, u. a.

– Wertstabilität (längere Nutzungsdauer)
– Flexibilität der Grundrisse und Umnutzungsfähigkeit
– geringe/-r Sanierungsanfälligkeit und Wartungsaufwand
– geringe Betriebskosten
– langlebige Materialien/Konstruktion

Prozessbezogene Qualitäten, u. a.

– Planungsvorbereitung, Optimierungsprozess
– Verfahren städtebaulicher und 

gestalterischer Konzeption
– Sicherung der Nachhaltigkeitsaspekte 

(in Ausschreibung und Vergabe)
– Bauprozess 

(Vermeidung von Lärm und Abfall)
– Qualitätssicherung und Inbetriebnahme

Technische Qualitäten, u. a.

– Flächeneffizienz
– Wärme-/Feuchteschutz, Schallschutz
– Mobilitätsinfrastruktur
– Anpassungsfähigkeit technischer Systeme
– Rückbau und Recyclingfreundlichkeit

Standortqualitäten, u. a. 

– Sicherheit
– Anbindung an Verkehr (insb. ÖPNV)
– Nähe zu Versorgungseinrichtungen, 

Grün- und Freiräumen
– Zustand des Quartiers
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 Gütesiegel für Nachhaltiges Bauen (DGNB-Siegel; vor 
allem für  die Privatwirtschaft) und das Bewertungs-
system Nachhalt iges Bauen (BNB; vor allem für Bundes-
bauten) hervor. Es folgten weitere Differenzierungen, 
auch für den Wohnungsbau (s. Tab. 4).

114. BNB und DGNB-Siegel betrachten in ihrer  Methodik 
die Qualitäten von Gebäuden anhand von Nachhaltig-
keitskriterien in den Themenfeldern ökologische Qualität, 
ökonomische Qualität, soziokulturelle und funktionale 
Qualität, technische Qualität, Prozessqualität sowie 
Standortqualität. Unterkriterien konkretisieren diese 
Themenfelder. Die Bewertung erfolgt anhand von Grenz- , 
Referenz- oder Zielwerten und Bedeutungs faktoren. In-
formationen dazu lassen sich in Hilfstools wie ÖKOBAU-
DAT oder WECOBIS abrufen. ÖKOBAUDAT erfasst 
 Umwelteffekte von Materialien und Komponenten, 
 WECOBIS ist ein webbasiertes ökologisches Baustoff -
informationssystem, das Informationen zu  Umwelt- und 
 Ge sundheitsaspekten wichtiger Bauprodukt grup pen 
anbietet. Diese Informationen bilden die Grundlage für 
die Erstellung von Ökobilanzen im  Rahmen einer Zerti-
fizierung. Die Einzelwertungen führen  abschließend zu 
einem Gesamterfüllungsgrad. Vergeben werden dafür 
Zertifikate in einem dreistufigen System. Während das 
DGNB-Siegel auf private Investoren  zielt, ist das BNB 
für  bundeseigene Bauten verpflichtend,  kann aber auch 
als Orientierungshilfe für die Privatwirtschaft genutzt 
 werden. 

Für den Wohnungsbau werden mittlerweile vier Bewer-
tungssysteme angeboten, die nach der Anzahl der erbau-
ten Wohneinheiten unterscheiden (Tab. 4). Die DGNB 
bietet die Zertifizierung der Varianten Neubau kleiner 
Wohngebäude < 6 Wohneinheiten (NKW13) sowie Neu-
bau von Wohngebäuden ≥ 6 Wohneinheiten (NWO) an. 
In Anlehnung an das Bewertungssystem des BNB wurde 
das BNK für Wohnbau < 6 Einheiten entwickelt. Für den 
Bedarf der Wohnungsunternehmen mit Neubauten > 6 
Wohneinheiten steht das Siegel NaWoh zur Verfügung. 
Nachfolgend werden einige Besonderheiten der Systeme 
benannt, ohne diese zu werten. 

DGNB-Zertifizierungssystem für kleine Wohn-
gebäude (NKW13) für bis zu fünf Wohneinheiten
115. Ausgehend von Systematik und Berechnungsgrund-
lagen des DGNB-Siegels wurden der Kriterienkatalog 
und die Gewichtung der Kriterien an die Interessen und 
Bedingungen für kleine Wohnhäuser angepasst. Das 
 Angebot zielt besonders auf Bauträger und Anbieter von 
Fertig- und Reihenhäusern. Seit 2012 wurden zehn ent-
sprechende Einzelgebäude und seit 2014 1.654 Fertig-
häuser im Rahmen der Serienzertifizierung ausgezeichnet 
(schriftliche Mitteilung der DGNB vom 25. Mai 2018). 

DGNB-Zertifizierungssystem für Wohngebäude 
(NWO) für mehr als fünf Wohneinheiten
116. Auch für große Wohngebäude werden die Kriterien 
für Gesundheit, Behaglichkeit und Nutzerzufriedenheit 

 ɦ Tabelle 4

Übersicht Nachhaltigkeitszertifizierung, Schwerpunkt Wohnungsbau

SRU 2018

Adressat Name des
Siegels

Gebäudeart Anzahl zertifizierter
Projekte im Wohnungsbau

Privatwirtschaft DGNB-Siegel

*NKW13 

*NWO

Büro, Verwaltung, Bildung

Wohnbau < 6 Wohneinheiten 

Wohnbau ≥ 6 Wohneinheiten

10 NKW13 (seit 2012)

1.654 Fertighäuser 
(Serienzertifizierung seit 2014)

19 NWO (seit 2011)

Wohnungsunternehmen *NaWoh Wohnbau > 6 Wohneinheiten 25 (seit 2012)

Bundesbauten

Privatwirtschaft

BNB Büro und Verwaltung

Laborgebäude

Unterrichtsgebäude

Außenanlagen

Privatwirtschaft *BNK Wohnbau < 6 Wohneinheiten 57 (seit 2015)

*Zertifikate mit Schwerpunkt Wohnungsneubau
DGNB-Siegel – Deutsches Gütesiegel für Nachhaltiges Bauen / NWO – Neubau Wohngebäude / NKW – Neubau kleine Wohngebäude
NaWoh – Nachhaltiger Wohnungsbau / BNB – Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen / BNK – Bewertungssystem Nachhaltiger Kleinwohnhausbau
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wie Schallschutz, räumliche Flexibilität und Innenraum-
luftqualität hoch bewertet. Zusätzlich werden Fragen der 
Betriebskosten und des Werterhalts von Wohngebäuden 
besonders gewürdigt. Seit 2011 haben 19 Projekte das 
Zertifikat erhalten (schriftliche Mitteilung der DGNB 
vom 25. Mai 2018).

Bewertungssystem Nachhaltiger Kleinwohnhaus-
bau (BNK) für bis zu fünf Wohneinheiten
117. Das BNK wurde mit Unterstützung der Stiftung 
„Forschung im Siedlungs- und Wohnungswesen“ für den 
Neubau von Ein- und Zweifamilienhäusern sowie Mehr-
familienhäusern mit bis zu fünf Wohneinheiten ent-
wickelt. Grundlage war die Systematik des BNB, das auf 
derzeit 19 Kriterien reduziert wurde. Beteiligt waren 
 Akteure aus Forschung, Politik und Praxis, die auch die 
Pilotphase der ersten Fassung eines Kriterienkatalogs 
 begleiteten (HAUSER et al. 2015). 

Kriterien der technischen Qualität sind bisher nicht 
 angelegt, ebenso wenig wie Aussagen zur Standort-
qualität. Das System wird jedoch fortentwickelt, um 
Praxis tauglichkeit sowie Zeit- und Kostenaufwand zu er-
mitteln.  In diesem Zuge wird der Aspekt der Rückbau- 
und Demontagefreundlichkeit bearbeitet werden (BiRN 
2018). Das Siegel wurde bisher 57 Mal vergeben (schrift-
liche Mit teilung des BiRN vom 29. Mai 2018), unter 
 anderem für verschiedene Fertighäuser.

Qualitätssiegel Nachhaltiger Wohnungsbau 
(NaWoh) für mehr als sechs Wohneinheiten
118. Das NaWoh-Siegel wurde durch die vom Bund es-
bauministerium eingerichtete Arbeitsgruppe „Nachhal-
tiger Wohnungsbau“ des Runden Tisches „Nach halt iges 
Bauen“ unter Mitarbeit von Verbänden der Immobilien- 
und Wohnungswirtschaft, Unternehmen der Wohnungs-
wirtschaft, Vertretern relevanter Akt eurs gruppen sowie 
Forschungseinrichtungen entwickelt (BMI 2018d). Es er-
möglicht die freiwillige Beschreibung und Bewertung der 
Qualität und Nachhaltigkeit zu er richtender Wohnungs-
neubauten in den fünf Themen feldern Wohnqualität, tech-
nische, ökologische, ökono mische und Prozessqualität. 

Geprüft werden  jeweils  bewertende und beschreibende 
Kriterien, die nicht  gewichtet werden. Für die zu bewerten-
den Kriterien sind Mindestanforderungen festgelegt, die 
erfüllt  werden müssen. Bei den zu beschreibenden Kriteri-
en geht es um die vollständige Dokumentation, die anhand 
von Checklisten zu bearbeiten ist (FRIEDRICHSEN 2018). 
Unterschiedliche Auszeichnungslevel sind nicht vor ge-
sehen, die Übererfüllung von Prüfkriterien wird jedoch 
 dokumentiert und belegt die besonderen Stärken eines 
 Gebäudes (NaWoh 2018b). Seit 2011 wurde das Siegel an 
25 Wohnbauvorhaben (mit deutlich mehr als sechs Wohn-
einheiten) vergeben (NaWoh 2018a). 

Die inzwischen vorhandenen Systeme ermöglichen, auch 
den Neubau von Wohnungen ganzheitlich hinsichtlich 
Nachhaltigkeitskriterien zu bewerten. Die derzeit ange-
wendeten Siegel fordern und fördern viele der in dieser 
Stellungnahme adressierten Kriterien. Dies beinhaltet 
beispielsweise Angaben zur Dauerhaftigkeit der verwen-
deten Materialien, der Nachrüstbarkeit der technischen 
Gebäudeausstattung und der Recycling- und Rückbau-
freundlichkeit der Baukonstruktion. Allerdings sollten 
die Systeme stetig weiterentwickelt werden, um die an-
spruchsvolle Zielsetzung einer nachhaltigen Stadtquartier-
entwicklung zu unterstützen. Zu begrüßen ist in diesem 
Zusammenhang das Vorgehen der DGNB, sogenannte 
 Innovationsräume zu eröffnen, die der Notwendigkeit 
von Experimenten im nachhaltigen Bauen Rechnung 
 tragen. So ist es in vielen Bereichen auch möglich, Punk-
te für neuartige Lösungen zu erhalten, wenn nachgewie-
sen werden kann, dass die Ziele eingehalten werden 
(DGNB o. J.).

Seit 2016 stellt die KfW Bankengruppe in Verbindung mit 
einem Kredit für Bau oder Kauf eines neuen KfW-Effizi-
enzhauses Zuschüsse für die Baubegleitung bereit. Expli-
zit als förderfähig genannt werden auch Aufwendungen, 
die bei der Nachhaltigkeitszertifizierung entstehen (KfW 
Bankengruppe 2016). Voraussetzung ist die Anerken-
nung des Systems durch das zuständige Bundesministe-
rium. Dies gilt derzeit für die Siegel NKW13, BNK und 
NaWoh. 

4  Stadtraum und Lebensqualität

119. Die städtische Lebensumwelt beeinflusst in vieler-
lei Hinsicht Gesundheit und Wohlbefinden bzw. die Le-
bensqualität von Individuen und unterschiedlichen 
Bevölk erungsgruppen (GLATZER und ZAPF 1984). 
 Lebensqualität umfasst dabei sowohl die objektiven 

Lebens bedingungen (Infrastruktur, Umweltbelastungen 
und -ressourcen etc.) als auch das subjektive Wohlbefin-
den (ebd.; s. a. SRU 2012, Tz.  289). Um die regionale 
 Lebensqualität („regional well-being“) zu messen, emp-
fiehlt die Organisation for Economic Co-operation and 
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Development (OECD) ein Set von zwölf Dimensionen 
(OECD 2016). Die Mehrzahl dieser Dimensionen wird 
deutlich durch die Gestaltung des Stadtraums geprägt 
(s. Hervorhebungen in Abb. 9).

120. Der Wohnungsneubau in Städten kann sich auf 
viele der in Abbildung 9 genannten Dimensionen der Le-
bensqualität sowohl positiv als auch negativ  auswirken. 
Dies hängt beispielsweise davon ab, inwieweit die 
 Um welt    qualität (z. B. die stadtklimatologischen Ver hält-
nisse), oder die Infrastruktur (z. B. der Autoverkehr,  die 
Verfügbarkeit von nahräumlichen Erholungs- und Be-
gegnungsräumen) verändert werden (s. Abschn. 2.1.2).

Der Erhalt von Lebensqualität der Stadtbewohnerinnen 
und -bewohner wird als hohes Gut wahrgenommen und 
gewinnt zunehmend an Bedeutung (Bundesregierung 
2016a). Er ist verbunden mit der Frage, welche Maßstäbe 
erfüllt sein müssen, um eine möglichst hohe umwelt- und 
gesundheitsbezogene Lebensqualität unabhängig von 
der sozialen Lage zu gewährleisten. Diesbezüglich beste-
hen besonders große Herausforderungen in den wach-
senden Städten, weshalb dieses Kapitel auf diese Räume 
fokussiert.

Für den Erhalt der Gesundheit ist es wichtig, negative 
Umwelteinflüsse, die zu einer Entstehung oder Ver-

ɦ Abbildung 9

Dimensionen der Lebensqualität

blau hinterlegt: Dimensionen, die durch den Stadtraum beeinflusst werden

Quelle: OECD 2016, verändert
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schlimmerung von Erkrankungen führen (wie Hitze-, 
Lärm- oder Luftschadstoffbelastungen), im Sinne des 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes zu vermeiden 
(pathogenetischer Ansatz). Außerdem kann die bebau-
te Wohnumwelt das gesundheitsrelevante Verhalten 
der Menschen, wie zum Beispiel die körperliche Aktivi-
tät, beeinflussen (BOLTE 2014; BLÄTTNER und 
GREWE 2014; BUCK 2014; WHO 2012). Daher gilt es, 
bei städtebaulichen Planungsprozessen Umweltres-
sourcen, welche die Gesundheit positiv beeinflussen, 
wie zum Beispiel  innerstädtische Grün- und Blau-
räume, und die Bewegungs freundlichkeit von Räumen 
(„Walkability“) zu  erhalten und weiterzuentwickeln 
(salutogenetischer  Ansatz; FRUMKIN 2003; CLAßEN 
und BUNZ 2018).

Die Gestaltung des Stadtraumes hat somit für eine dauer-
hafte Erhaltung und Verbesserung der Lebensqualität 
eine sehr große Bedeutung. Dazu gehört die Teilhabe an 
Lebensumwelten, deren Infrastrukturen so gestaltet und 
organisiert sind, dass sie Gesundheit und Wohlbefinden 
fördern, indem sie zum Beispiel einen aktiven Lebensstil 
ermöglichen und zugleich Räume für Erholung und Rück-
zug bieten. Dies erfordert eine verantwortungs volle, 
 gesundheitspräventive und gesundheitsförderliche Stadt-
planung und Stadtentwicklung. Wohnungsneubau steht 
damit in der Verantwortung, lebenswerte Quartiere zu 
erhalten und weiterzuentwickeln. In diesem Sinne be-
schäftigt sich Kapitel 4.1 mit den umweltbezogenen 
 Anforderungen an den Stadtraum und Kapitel 4.2 thema-
tisiert die Freiräume in der Stadt. 

4.1 Umweltbezogene Anforde-
rungen an den Stadtraum

121. Im Folgenden werden wichtige Funktionen und 
 Anforderungen an den Stadtraum angesprochen, die für 
den Erhalt der Gesundheit und der Lebensqualität der 
Stadtbewohnerinnen und Stadtbewohner wichtig sind. 
Zu diesen zählen die Klimaanpassung (Abschn. 4.1.1), 
eine nachhaltige Mobilität (Abschn. 4.1.2), die Identifi-
kation mit den Quartieren (Abschn. 4.1.3) und die 
Umwelt gerechtigkeit (Abschn. 4.1.4).

4.1.1 Klimaanpassung
122. Das Thema Anpassung an den Klimawandel hat 
über die europäische und nationale Ebene inzwischen 
auch die Kommunen erreicht. Den Städten ist die hohe 
Bedeutung durchweg bewusst. Dies zeigt sich unter an-
derem in den zahlreichen Aktivitäten, die sie hierzu auf 
den Weg gebracht haben (z. B. AHLHELM et al. 2016; 

APPEL et al. 2013; BBSR o. J.-a), auf die im Folgenden 
nur exemplarisch eingegangen werden kann. 

123. Die Anpassung an den Klimawandel als eine wichti-
ge Herausforderung für die Stadtentwicklung (Tz. 18) 
gewinnt durch eine zunehmende Bautätigkeit und Nach-
verdichtung zusätzlich an Bedeutung. Die heutige Stadt-
gestaltung und die Veränderungen durch Um- oder 
Neubau bestimmen, inwieweit die Stadt in der Zukunft 
ausreichend an den Klimawandel angepasst ist (BBSR 
2017c). Aufgrund der auch aus ökologischer Perspektive 
anzustrebenden Langlebigkeit von Baustrukturen ist 
deshalb frühzeitiges Handeln von großer Bedeutung.

124. Gefahren- und Risikokarten zur Hitze- und Hoch-
wasservorsorge bilden eine wichtige Grundlage, um 
Maßnahmen zur Klimaanpassung ergreifen zu können. 
 Klimafunktionskarten machen beispielsweise sichtbar, in 
welchen Bereichen der Stadt die Wärmebelastung beson-
ders groß ist oder in Zukunft ansteigen könnte, zum Bei-
spiel die Klimafunktionskarte Frankfurt am Main (Stadt 
Frankfurt am Main 2016b). Eine andere Option stellen 
Stadtklimasimulationsmodelle dar, wie zum Beispiel die 
Klimaprojektionen, die für das Land Bremen erstellt 
wurden (SCHUCHARDT und WITTIG 2010). Diese Auf-
arbeitung der Klimarisiken hilft den Kommunen dabei, 
Kommunikation und Planung zu verbessern (BBSR 2016a). 
Zudem sind sie eine wichtige Datengrundlage für die 
form ellen und informellen Instrumente der Bauleit -
plan  ung (vgl. auch „Climate Proofing“, BIRKMANN und 
FLEISCHHAUER 2009). Auch weiterführende Darstel-
lungen von Risikoaspekten durch Extremwetterereignis-
se (z. B. Sturmschäden) wären denkbar.

Zentrales Anliegen der kartografischen Aufarbeitung 
von Klimarisiken ist es, deren Ergebnisse bei der Stadt-
plan ung bzw. bei Neubauprojekten zu berücksichtigen. 
So soll verhindert werden, dass in besonders vulnerablen 
Gebieten das Risiko für Hitzeinseln durch das Verbauen 
von Luftschneisen sowie der Verlust von Freiräumen und 
Verdunstungsflächen intensiviert wird. In den Planungs-
prozessen soll dafür gesorgt werden, dass Kaltluft-
schneisen dauerhaft gesichert werden, zum Beispiel in 
Form von Landschaftsschutzgebieten, oder dass die Ver-
sie gelung von Flächen so gering wie möglich gehalten wird 
(s. a. DÜMECKE et al. 2013). Entsprechende Ziele und 
Maßnahmen wurden bereits in einer Reihe von Klima-
anpassungsstrategien unterschiedlicher Städte festge-
legt bzw. werden derzeit erarbeitet (z. B. Stadt Frankfurt 
am Main 2016a). Es gilt im Rahmen von Pla nungs-
prozessen abzuwägen, ob eine Aufstockung von Gebäu-
den im Vergleich zu einer horizontalen Nachverdichtung 
eine geringere negative stadtklimatische Wirkung hat. 
Wie eine Studie des BBSR zeigt, besteht kein grund-
sätzlicher  Widerspruch zwischen Nachverdichtung und 
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Klima anpassung (BBSR 2014b). Daher sind für den Neu-
bau  Konzepte zu bevorzugen, die keine negative Wirkung 
auf das Mikroklima haben.

125. Insbesondere in Risikogebieten ist es wichtig, 
Klima anpassungsmaßnahmen zur Temperaturabsenkung 
und besseren Regenversickerung auf den Weg zu brin-
gen. Dazu zählen unter anderem Gebäudebegrünung 
(Dach und Fassade), ein hoher Freiflächen- und Grün-
flächenanteil, der Einsatz heller Oberflächenmaterialien 
 mit hoher Albedo (Rückstrahlvermögen) sowie offen ge-
haltene Frischluftschneisen (s. a. BBSR 2015a;  DÜMECKE 
et al. 2013). So haben zum Beispiel einzelne Städte wie 
Dortmund die Dachbegrünung bei Neubauprojekten zur 
Pflicht gemacht (Stadt Dortmund 2018). Durch Entsie-
gelung können neue Grünflächen geschaffen werden, die 
auch der Klimaanpassung dienen. Zum Schutz vor Stark-
regenereignissen müssen Rückhalte- und Versickerungs-
flächen bereitgestellt werden. Einen Überblick über die 
Vielzahl von Klimaanpassungsprojekten, die auf kommu-
naler Ebene bereits auf den Weg  gebracht wurden, findet 
sich in der „KomPass-Tatenbank“, die vom UBA bereit-
gestellt wird (AHLHELM et al. 2016).

Außerdem gibt es eine Reihe von Empfehlungen, wie 
Klima  anpassungsmaßnahmen konkret in die Umsetzung 
gebracht werden können (z. B. BBSR 2016a; 2017c; AHL-
HELM et al. 2016; BRK Aachen Noky & Simon et al. 
2015). Dafür spielen sowohl informelle Ansätze, bei-
spielsweise Prozesse zur Erarbeitung von Leitbildern 
und Zielen, Aktionspläne oder Entwicklungskonzepte, 
als auch formelle Ansätze, wie die Festlegung von Vor-
rang- und Vorbehaltsflächen für die Klimaanpassung in 
der kommunalen Bauleitplanung eine Rolle. Im Bau-
gesetzbuch ist 2011 die Klimaanpassung ausdrücklich als 
ein wichtiger Belang, auch bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen, aufgenommen worden (§  1  Abs.  5 und 6 
BauGB; s. a. Bundesregierung 2015). Damit steht sie in 
der planerischen Abwägung gleichwertig neben anderen 
Belangen (AHLHELM et al. 2016).

126. Ein weiteres Beispiel, wie Klimaanpassung in die 
Stadtplanung integriert werden kann, ist der „Stadtent-
wicklungsplan (StEP) Klima“ der Stadt Berlin (Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2016). 
Ziel dieses Entwicklungsplans ist es, Berlin –  insbesondere 
auch angesichts einer wachsenden Bevölk erung – so 
 weiterzuentwickeln, dass negative Effekte für die Bewoh-
ner durch den Klimawandel verhindert werden. Stadtent-
wicklungspläne müssen bei der Aufstellung von Bauleit-
planungen berücksichtigt werden. Auch in städtebaulichen 
Verträgen, die die Zusammenarbeit der öffentlichen Hand 
mit privaten Investoren regeln, können Maßnahmen zum 
Klimaschutz vertraglich vereinbart werden (OTTING 
2011).

Sinnvoll ist auch die finanzielle Förderung von Klima-
anpassungsmaßnahmen, die bereits über verschiedene 
Pro gramme angeboten wird (www.foerderdatenbank.
de). Bei den Städtebauförderprogrammen des Bundes 
bietet zum Beispiel der „Stadtumbau“ eine Reihe von 
 Anknüpfungspunkten. Allerdings zeigt es sich auch, dass 
beim Umbau der Städte die Berücksichtigung von Klima-
schutz und -anpassung sehr unterschiedlich erfolgt und 
zum Teil noch Optimierungsbedarf auf kommunaler 
Ebene besteht (s. BBSR o. J.-a).

Generell ist im Zusammenhang mit der Klimaanpassung 
eine intersektorale und -disziplinäre Zusammenarbeit 
wichtig. Dazu gehört auch die Einbindung von Akteuren 
aus allen relevanten Bereichen, wie zum Beispiel Politik, 
Verwaltung, Wissenschaft, Unternehmen sowie Interes-
sens- und Eigentümerverbänden.

127. Es besteht bereits eine Vielzahl von Empfehlungen, 
Leitlinien und Instrumenten für die kommunale Klima-
anpassung, die von den Städten genutzt werden können 
bzw. bereits bei bestehenden Aktivitäten zum Einsatz 
kommen. Aus diesem Grund sollten insbesondere Hürden 
bei der Umsetzung in den Blick genommen werden. Dies 
können zum Beispiel fehlende Ressourcen in Form von 
Fachpersonal oder auch mangelnder politischer Wille bei 
der Umsetzung sein. Letzterem könnte unter anderem 
mit einer Ansiedlung des Themas auf hoher politischer 
Ebene und der Schaffung entsprechender Governance-
Strukturen begegnet werden (Stadt Frankfurt am Main 
2016a; Stadt Neuss 2018). Ein Beispiel hierfür ist die 
Stabsstelle Klimaschutz, die von der Stadt Neuss einge-
richtet wurde (Stadt Neuss 2018).

4.1.2 Nachhaltige Mobilität

128. Wie bereits in Abschnitt 2.1.2 ausgeführt, aggregieren 
in Städten in besonderer Weise eine Reihe von unter-
schiedlichen Umweltbelastungen. Um diese zu mindern, ist 
der motorisierte Straßenverkehr eines der zentralen Hand-
lungsfelder. Besondere Aufmerksamkeit bedarf der Schutz 
vulnerabler Gruppen, wie ältere Menschen, Kinder und 
Menschen mit vorbestehenden Erkrankungen (Tz. 21 f.). 

Die Städte stehen rechtlich bereits seit längerem in der 
Verantwortung, die Luftschadstoff- und Lärmimmissio-
nen zu mindern. Bisherige Bemühungen hierzu, beispiels-
weise Maßnahmen, die im Rahmen der Luftreinhalte-
pläne durchgeführt wurden, haben sich als unzureichend 
 erwiesen. Sowohl was die U1msetzung der Luftqualitäts-
richtlinie 2008/50/EG als auch die Umgebungslärmricht-
linie 2002/49/EG betrifft, wurden gegen Deutschland 
Vertrags verletzungsverfahren der EU eingeleitet (Euro-
päische Kommission 2017b). Der Handlungsdruck, die 
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Mobilität in den Städten nachhaltig zu gestalten, nimmt 
angesichts der weiterhin bestehenden hohen Umwelt-
belastungen und auch aus Klimaschutzgründen weiter zu 
(s.  a. SRU 2017b). Zu der Frage, wie eine nachhaltige 
Mobi lität in den Städten gestaltet werden kann, hat sich 
der SRU bereits wiederholt geäußert (z. B. SRU 2005, 
2012). Im Folgenden werden einige dieser Empfehlungen, 
die im engen Kontext mit dem Wohnungsneubau  stehen, 
zusammengefasst.

129. Wohnungsneubau in wachsenden Städten bedeutet 
in der Regel auch eine Zunahme der Bevölkerungszahl 
pro Fläche, bei der die Mobilität der neuen Stadtbewohne-
rinnen und -bewohner mitgedacht werden muss. Wichtig 
ist dabei, nachhaltige Mobilitätskonzepte zu fördern und 
die Autozentrierung zu beenden. Der MIV beansprucht 
deutlich mehr Fläche als ÖPNV oder Rad- und Fuß-
verkehr (s. Abb. 5; BRACHER et al. 2002;  JACOBY und 
WAPPELHORST 2016). In verdichteten Städten steigt 
der Nutzungsdruck auf die vorhandenen Flächen. Dabei 
steht der Flächenbedarf für Verkehrsinfrastruktur, ins-
besondere des fließenden und ruhenden Autoverkehrs, 
in Konkurrenz zu anderen Ansprüchen an die Flächen in 
der Stadt, beispielsweise denen nach Erholungsräumen. 
Bisher dominiert oftmals der Autoverkehr den Flächen-
verbrauch in den Städten. Um dies zu ändern, spricht 
sich der SRU in Anlehnung an das Konzept shared space 
(HAMILTON-BAILLIE 2008) für eine Rückgewinnung 
dieses Raums für Begegnung, Erholung sowie den Rad- 
und Fußgängerverkehr als wichtiges Prinzip der Stadt-
planung aus. Dies bedeutet auch, Flächen, die bisher dem 
motorisierten Verkehr dienen, anderen Nutzenden 
 bereitzustellen bzw. gegebenenfalls zurückzubauen.

Die im Auftrag des UBA entwickelten technischen und 
planerischen Qualitätsziele für eine nachhaltige Mobili-
tät (SURBURG et al. 2002) enthalten auch das Qualitäts-
ziel für die Flächeninanspruchnahme „Sparsamer Um-
gang mit Bodenfläche, Etappenziel: Keine zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme durch den Verkehr ohne Aus-
gleich“. Indikator dafür ist die Fahrbahnfläche pro Ein-
wohnerin und Einwohner. Wichtig ist diesbezüglich nach 
Auffassung des SRU auch die Angleichung von Raum und 
Geschwindigkeiten der Verkehrsteilnehmer (SRU 2012, 
Tz. 324).

Erforderlich ist es dafür, die Dominanz des motorisierten 
Verkehrs zugunsten anderer Mobilitätsformen abzu-
bauen. Die in vielen Städten anstehenden Umbaupro-
zesse können genutzt werden, den zur Verfügung stehen-
den öffentlichen Raum umzuverteilen. Das bedeutet 
insbesondere, den zu Fuß Gehenden und Rad Fahrenden 
mehr Raum bereitzustellen. Ziel sollte es sein, sich nicht 
am Pkw-Aufkommen sondern an der tatsächlichen 
 Personenbeförderungskapazität zu orientieren. Weniger 

Platz für fahrende Kraftfahrzeuge bedeutet auch redu-
zierte Geschwindigkeiten, die wiederum zu geringeren 
Schadstoff- und Lärmbelastungen führen. Geringere 
 Geschwindigkeiten tragen außerdem dazu bei, die Zahl 
und Schwere der Verkehrsunfälle zu senken.

Aus diesem Grund hält der SRU weiterhin die Einführung 
einer innerstädtischen Regelgeschwindigkeit von 30 km/h 
für sinnvoll (SRU 2005, Tz. 549), unter anderem auch 
weil bei geringeren Geschwindigkeiten Fahrbahnen 
 weniger breit sein müssen. Dadurch steht für andere 
 Verkehrsteilnehmende und Nutzende des öffentlichen 
Straßenraums mehr Platz zur Verfügung. Einen beson-
ders großen Vorteil hätte die Einführung von Tempo 30 
als Regelgeschwindigkeit für die Verkehrssicherheit. 
Außer dem sollte der ÖPNV ausgebaut und attraktiver 
 gestaltet werden, um Menschen das Umsteigen vom Auto 
auf Bus und Bahn zu erleichtern (ebd., Tz. 543). 

130. Der Wohnungsneubau ist auch als Chance zu ver-
stehen, Quartiere im Sinne der Lebensqualität weiterzu-
entwickeln. Die Förderung des Umweltverbundes 
(ÖPNV, Rad- und Fußverkehr) dient dabei unter ande-
rem der Einsparung von Flächen, die ansonsten als neuer 
Parkraum im Rahmen von Neubauvorhaben verloren 
gehen würden (s. Tz. 143 ff.). Dies kann zusätzlich durch 
ein konsequentes Parkraummanagement, was auch eine 
Redu zierung der Parkplatzfläche im öffentlichen Raum 
beinhaltet, unterstützt werden. Die gewonnenen Flächen 
sollten genutzt werden, um Aufenthaltsräume wie Ruhe- 
und Bewegungsräume zu schaffen (Kap. 4.2). Somit ist 
es zwingend erforderlich, bei der Planung von neuen 
Quartieren zu gewährleisten, dass diese eine gute ÖPNV-
Anbindung besitzen. Andere zu fördernde Mobilitäts-
optionen sind Sharing-Angebote sowie der Rad- und Fuß-
verkehr. Vorbildlich ist zum Beispiel die Schaffung von 
räumlich integrierten Mobilitätsstationen, bei denen ver-
schiedene Optionen wie Carsharing, Mietfahrräder oder 
-pedelecs und eine Anbindung an den ÖPNV zusammen 
angeboten werden. Eine weitere Möglichkeit bietet die 
Entwicklung von Mieter-Mobilitätskarten, die ebenfalls 
dazu dienen, die Nutzung verschiedener Mobilitäts -
opt ionen zu bündeln und somit deren kombinierte Nut-
zung zu vereinfachen (KEMMERZEHL 2016). Insbeson-
dere in Gebieten mit einer geringen Flächenverfügbarkeit 
sollten Quartiersentwicklerinnen und -entwickler ver-
pflichtet werden, sich an der Bereitstellung von alter-
nativen Mobilitätsangeboten zu beteiligen. 

131. Die Pflicht zur Schaffung von Stellplätzen für Kraft-
fahrzeuge, aber auch für Fahrräder, wird unter anderem 
über die Landesbauordnungen geregelt. Einige Bundes-
länder, wie zum Beispiel Hessen, Brandenburg, Berlin 
und Sachsen-Anhalt, sind bereits dazu übergegangen, für 
Kfz-Stellplätze keine Verpflichtungen festzulegen bzw. 
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dies den Kommunen zu überlassen (s. beispielsweise 
 Gesetz zur Novellierung der Brandenburgischen Bauord-
nung und zur Änderung des Landesimmissionsschutz-
gesetzes vom 19. Mai 2016; MIL Brandenburg 2005). 
Wenn in den Landesbauordnungen Pflichten zur Schaf-
fung von Stellplätzen festgesetzt sind, werden diese oft-
mals mit der Option zur Befreiung verbunden. So kann 
die Genehmigungsbehörde, wenn die Schaffung der 
 notwendigen Stellplätze nicht möglich ist, darauf ver-
zichten. Allerdings muss der Bauherr dann eine Ablöse-
summe an die Kommune zahlen. Die Höhe der Ab-
lösesätze wird von den Gemeinden festgelegt. Die 
Verwendung der Mittel wird auf Kommunal- und Landes-
ebene geregelt. So  werden die Mittel zum Beispiel dafür 
vorgesehen, dass die Kommunen entsprechende Kfz-
Stellplätze bereitstellen. Dabei gibt es aber rechtlich 
auch die Möglichkeit, diese für investive Maßnahmen für 
den ÖPNV und für den Fahrradverkehr zu verwenden.

Darüber hinaus besteht die Option für die Kommunen, 
dass Bauherren die Stellplatzanforderungen durch ein 
Angebot an alternativen Mobilitätskonzepten, wie zum 
Beispiel Carsharing-Stationen oder ÖPNV-Zeitkarten, 
ablösen können. Einige Kommunen praktizieren dies 
 bereits (HEINRICHS et al. 2015). Die genannten Maß-
nahmen tragen zur Förderung von nachhaltiger Mobilität 
bei und können darüber hinaus die Baukosten senken 
 (Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen o. J.).

Außerdem sollte bei Neubauprojekten die Energieversor-
gung von Elektrofahrzeugen mitgedacht werden. Aus 
Sicht des SRU ist die Elektromobilität aufgrund ihres 
sehr hohen Wirkungsgrads besonders geeignet, die Klima- 
und Umweltauswirkungen des Verkehrs zu verringern 
(SRU 2017b). Mit der Novellierung der Gebäude effi-
zienz richtlinie (EU) 2018/844 wurden Verpflichtungen 
zur Kopplung von Stellplätzen mit entsprechender Lade-
infrastruktur in diese aufgenommen, was sehr zu begrüßen 
ist. Der SRU hat sich in einem Sondergutachten bereits 
für eine Förderung des Auf- und Ausbaus von privaten 
Lade punkten über Änderungen des Bau-, Wohneigen-
tums- und Mietrechts ausgesprochen  (SRU 2017b, 
Tz. 254).

4.1.3 Identifikation mit dem 
 Stadtquartier

132. Wohnungsneubau verändert das Stadtbild und kann 
die sozialen Interaktionen sowie die Alltagsroutinen der 
Bewohnerinnen und Bewohner beeinflussen. Diese Ver-
änderungen beinhalten Chancen, beispielsweise zur 
 Aufwertung des Stadtbildes und zur Erhöhung der Nut-
zungsqualität, bergen jedoch auch Risiken. In Bestands-

quartieren können diese Veränderungen den spezifi-
schen identitätsstiftenden Charakter des Quartiers 
ge fährden.

Stadtquartiere formen den Alltagsmittelpunkt ihrer 
 Bewohnerinnen und Bewohner. Durch Erlebnisse und 
Erfahrungen im Alltag gehen diese eine emotionale 
 Beziehung mit dem Ort ein. Die Identifikation mit einem 
Ort folgt dem Bedürfnis nach einer Stabilisierung der 
 eigenen Identität. Nach WEICHHART et al. (2006, 
S. 61 ff.) zählen hierzu:

 ɦ Komplexitätsreduktion und Konstanzerfahrung: Eine 
vertraute Umgebung reduziert die Menge der Sinnes-
eindrücke, die im Alltag zu bewältigen ist. Sie stellt die 
Voraussetzung dafür dar, dass wir unsere Lebens-
umwelt nicht ständig neu bewerten müssen. Eine per-
manente Neubewertung hingegen kann zu Stress und 
Unsicherheit führen.

 ɦ Handlungsspielraum und -kompetenz: Das unmittel-
bare Lebensumfeld wird „als Ort relativer Autonomie 
und Handlungsfreiheit“ (ebd.) erlebt. Hierzu bedarf es 
eines auffordernden Charakters des physischen Raums, 
der inspiriert und zu Aktivität anregt. Selbstbestim-
mung und Handlungskompetenz an einem vertrauten 
Ort tragen zur Stabilisierung der Ich-Identität bei. 
Zunehmende Fremdbestimmung und das Gefühl, 
Handlungsspielraum einzubüßen, können hingegen 
Identitätskrisen auslösen.

 ɦ Orte als Projektionsfläche: Hierbei werden Bestand-
teile des physischen Raums für die eigene Identität 
genutzt. Man identifiziert sich mit seinem Lebens-
umfeld, wenn es dem eigenen Charakter entspricht.

133. Der dänische Architekt Jan Gehl erforscht seit 
mehr eren Jahrzehnten die Verhaltensmuster von Men-
schen in städtischen Räumen. Die zwölf seiner Auf-
fassung nach wichtigsten Kriterien einer menschen-
gerechten „Stadt auf Augenhöhe“ ordnet er den drei 
Bedürfnissen „Schutz“, „Komfort“ und „Beglückendes“ 
zu (vgl. Abb. 10; GEHL 2015, S. 275). 

Die Matrix von GEHL (2015) ist von hoher Relevanz für 
Projekte des Wohnungsneubaus, da sie einen Gestal-
tungsrahmen für eine qualifizierte Ergänzung des Woh-
nungsbestandes aufzeigt. Neben der Beachtung des 
„menschlichen Maßes“ (ebd. S., 14 f.) und einer an-
regenden Architektur, die dem Charakter des Ortes ent-
spricht, sowie einer hohen Nutzungsmischung kann vor 
allem eine Weiterentwicklung des Freiraums die Lebens-
qualität in vielen Quartieren maßgeblich verbessern 
(s. Kap. 4.2). Hierdurch kann den menschlichen Bedürf-
nissen nach Sicherheit, Orientierung, Erleichterung des 
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Alltags und vielseitiger Freizeitgestaltung entsprochen 
werden. Diese Aspekte stellen sicher, dass durch eine Er-
höhung der Bebauungsdichte kein „Dichtestress“ ent-
steht und tragen hierüber auch zur Gesundheitsvorsorge 
bei (vgl. Tz. 19). Zudem erhöht eine derartige Quartiers-
entwicklung wiederum die Möglichkeiten einer Identifi-
kation mit dem Quartier. 

134. Auch der soziale Zusammenhalt in Stadtquartieren 
kann durch eine hohe Identifikation mit dem eigenen 
 Lebensumfeld befördert werden und somit einer sozialen 
Spaltung der Stadtgesellschaft entgegenwirken. Entschei-
dend hierfür ist die Nutzungs- und Aufenthaltsqualität im 
Quartier. Nach STEFFEN et al. (2004) fördert eine Nut-
zungsmischung im Quartier die soziale Integrationsfähig-
keit der Quartiersgemeinschaft. GEHL (2015) weist dar-
auf hin, dass lebendige Städte nur dann entstehen können, 
wenn Planerinnen und Planer die  Gebäude um das im 
Raum stattfindende Leben herum planen. Erst das Leben, 

dann der Raum und dann die Bauten, so lautet  seine Devi-
se für lebendige Städte. Auch diese Erkenntnis ist für 
einen städtebaulich hochwertigen Wohnungsneubau von 
hoher Relevanz. Insbesondere bei einer Veränderung des 
Raumgefüges durch Bauten „in zweiter Reihe“ oder durch 
Aufstockungen von mehreren Geschossen besteht an-
sonsten die Gefahr, dass diese Wohneinheiten vom öffent-
lichen Leben entkoppelt werden. Für die Lebensqualität 
in den Städten ist auch der Erhalt einer gewissen sozialen 
Durchmischung in den Stadtquartieren wichtig.

4.1.4 Umwelt, Gesundheit und 
 soziale Lage

135. Medizinhistorisch finden sich bereits in den 
 Konzepten der frühen Städte der Antike Leitideen, die 
die gesunden Lebensverhältnisse in den Mittelpunkt der 

 ɦ Abbildung 10

Qualitätsansprüche an Straßen und Plätze 

Quelle: UBA 2018e nach GEHL 2015, verändert
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Steuerung des städtischen Wachstums stellen (s.  HIP-
POCRATES 1934). Mit Blick auf ein geordnetes Wachstum 
von Städten und gegebenenfalls seiner Begrenzung kommt 
dem städtischen Raum also, was den Gesundheitsschutz 
betrifft, seit jeher eine zentrale Bedeutung zu (BAUM-
GART 2018; SCHRÖTELER-von BRANDT 2014).

Heute ist das Konzept einer nachhaltigen Stadtentwick-
lung eng mit dem Aspekt sozialer Gerechtigkeit verbun-
den. Die Zusammenhänge zwischen und die Auswirkungen 
von Umweltbelastungen und -ressourcen (vgl.  Tz.  22) 
auf die menschliche Gesundheit in Abhängigkeit von der 
sozialen Lage werden in der deutschsprachigen Literatur 
in der Regel unter dem direkt aus dem Englischen über-
setzten Begriff Umweltgerechtigkeit (environmental 
 justice) subsummiert. Analysiert und bewertet werden 
vor allem die unterschiedlichen Umweltbelastungen ver-
schiedener sozialer oder auch ethnischer Gruppen und 
der Orte, an denen sie leben. Formen umweltbezogener 
Ungerechtigkeit lassen sich anhand sozialer Unterschiede 
in der Teilhabe an umweltpolitisch relevanten Ent-
scheidungsprozessen als umweltbezogene Verfahrensun-
gerechtigkeit oder anhand räumlicher Muster als um-
weltbezogene Verteilungsungerechtigkeit identifizieren. 
Umweltgerechtigkeit beinhaltet als normatives Leitbild 
somit zwei zentrale Gerechtigkeitsdimensionen (BOLTE 
et al. 2018), die unter anderem auf die frühzeitige Be-
rücksichtigung von Umweltbelangen in Planungsverfahren 
sowie eine sozialräumliche Steuerung abzielen und im 
Rahmen des Konzeptes Umweltgerechtigkeit in der 
Wohn ungsbaupolitik zur Verwirklichung des Sozial-
staatsprinzips beitragen können. Laut Deutschem Institut 
für Urbanistik (Difu 2017a) versteht die Mehrheit der 
Akteure aus Politik, Wissenschaft und Praxis mittlerweile 
den Begriff und den Ansatz Umweltgerechtigkeit als 
„Vermeidung und Abbau der sozialräumlichen Konzen-
tration gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen sowie 
Gewährleistung eines sozialräumlich gerechten Zugangs 
zu Umweltressourcen“. Gleichwohl fokussieren einige 
Akteure den Ansatz Umweltgerechtigkeit auf die von ihrer 
Organisation prioritär bearbeiteten Themenfelder (ebd.).

Auch unter Berücksichtigung einer intersektoralen 
 Gesundheitspolitik und des Konzeptes der World Health 
Organization (WHO), die gesundheitlichen Belange in 
alle Politikfelder zu integrieren (Health in All Policies-
Konzept) wird Umweltgerechtigkeit, ausgehend von der 
Public Health-Forschung, inzwischen von zahlreichen 
Wissenschaftsdisziplinen sowie in Politik, Verwaltung und 
Praxis aufgegriffen. Strategische Überlegungen zur politi-
schen Verankerung finden sich auf Bundes-, Länder- und 
kommunaler Ebene seitens staatlicher und nichtstaatli-
cher Akteure. Ausgehend von der Erfahrung, dass Gesund-
heit überwiegend außerhalb der Gesundheitsversorgung in 
den alltäglichen Lebenswelten der Menschen entsteht und 

verändert werden kann (RUCKSTUHL 2011), stellt die 
 gesundheitsfördernde Stadtentwicklung demnach ein zen-
trales Handlungsfeld für den Wohn ungsneubau dar. 

Verdrängungsprozesse und ungleich verteilte 
Umweltbelastungen sowie deren Folgen
136. Die in vielen Kommunen angespannten Wohnungs-
märkte sind für die Erhaltung und Schaffung einer hohen 
sozialen Vielfalt in den Stadtquartieren problematisch. 
Ist das Wohnungsangebot geringer als die Nachfrage 
werden soziale Verdrängungsprozesse ausgelöst (Gen-
trifizierung) (SHRESTA et al. 2016; BÖHME und PREUß 
2017). Zu sozialen Entmischungsprozessen kann es 
 allerdings auch kommen, wenn das Wohnungsangebot 
höher ist als die Nachfrage. So fördern hohe Leerstände 
und Attraktivitätsverluste über Push- und Pull-Prozesse 
die innerörtliche Mobilität (kleinräumige Wanderung). 
In der Folge wird die sozialräumliche Polarisierung in der 
Stadt deutlich verstärkt. 

Eine Studie des Difu (2012) zeigt, dass insbesondere ein-
kommensschwache Haushalte mit Kindern in Großstäd-
ten, in denen in der Regel die Wohnungslage angespannt 
ist, immer häufiger in benachteiligten Quartieren am 
Standrand leben (z. B. Lage an Haupteinfallstraßen). 
Dort liegt die Kinderarmutsquote im Vergleich zu den     
anderen Stadtgebieten teilweise fünfzig Prozent über 
dem Durchschnitt. Allerdings können sich diese Polari-
sierungsprozesse auch sehr kleinräumig vollziehen, so-
dass „gute“ und „schlechte“ Quartiere dicht beieinander 
liegen (WEIDNER 2005, S. 88). 

137. Die Tatsache, dass Wohnraum in belasteten und 
 unattraktiven Quartieren günstiger ist, hat oft zur Folge, 
dass sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen häufiger 
gesundheitsbeeinträchtigenden Umwelteinwirkungen – 
einzeln oder in Kombination – ausgesetzt sind (EVANS 
und KANTROWITZ 2002; RICHTER und HURRELMANN 
2009; BOLTE 2014; KOHLHUBER et al. 2006;  HORN BERG 
et al. 2011; HORNBERG und PAULI 2014;  KÖCKLER 
und HORNBERG 2012; FLACKE et al. 2016). So  belegen 
verschiedene nationale und internationale Studien, dass 
sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen überpropor-
tional häufig von straßenverkehrsassoziierten Lärm- und 
Feinstaubexpositionen (LAUßMANN et al. 2013; PRATT 
et al. 2015) sowie Innenraumluftbelast ungen betroffen 
sind. Letzteres begründet sich mit den schlechteren 
Wohnbedingungen (BRAUBACH et al. 2011) und führt 
zu auffälligen korporalen Schadstoff belastungen (in 
Blut, Plasma oder Urin nachweisbar). In sozial benach-
teiligten Stadtteilen mangelt es oft an der qualitativen 
und quantitativen Ausstattung mit gesundheitsförder-
lichen Ressourcen wie Grünflächen bzw. am Zugang zu 
diesen. Auch sind dort häufiger erhöhte bio klimatische 
Belastungen zu beobachten (WÜSTEMANN et al. 2017; 
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KABISCH et al. 2016; MAAS et al. 2009a; 2009b; KOLBE 
2014; CLAßEN et al. 2011; 2012; HORNBERG und PAULI 
2012; ELLAWAY et al. 2005). Menschen in sozial be-
nachteiligten Quartieren kann darüber hinaus vielfach 
ein schlechterer Gesundheits zustand attestiert werden; 
beispielsweise ist das Auftreten von Krankheiten wie 
Bronchitis, Lungenentzündung und Nasennebenhöhlen-
entzündung bei Kindern nachweislich mit einer be-
nachteiligten Wohnlage assoziiert (GOTTSCHALK 
et al. 2011). Gleichzeitig gibt es Hinweise darauf, dass 
Menschen mit einem niedrigen sozialen Status geringere 
Möglichkeiten besitzen, benachteiligenden Wohnsitua-
tionen entgegenzuwirken (KÖCKLER und HORNBERG 
2012; KÖCKLER und KATZSCHNER 2008; FYHRI und 
KLÆBOE 2009; HELLBRÜCK und KALS 2012). Aktuelle 
Erklärungsansätze für den Zusammenhang zwischen so-
zialer Lage, Umwelt und Gesundheit (Abb. 11) befassen 
sich sowohl mit der sozialen Ungleichverteilung von Um-
weltressourcen und Umweltbelastungen (Expositions-
variation) als auch mit sozial bedingten Unterschieden 

in der Anfälligkeit (Vulnerabilität) hinsichtlich der 
 gesundheitlichen Wirkungen von Umweltexpositionen 
(Effekt modifikation).

Handlungsoptionen
138. Der Problematik der sozialräumlich ungleichen Ver-
teilung von Umweltbelastungen aber auch -ressourcen 
ist bisher nicht genügend Beachtung geschenkt worden 
(BOLTE et al. 2012). Hierbei fehlt es insbesondere an 
der Umsetzung von Strategien und Maßnahmen auf 
 Bundes- und auf Länderebene sowie in der kommunalen 
Praxis (BÖHME und PREUß 2017). Förderprogramme 
konnten jedoch zeigen, dass durch eine Integration von 
Umweltgerechtigkeitsaspekten benachteiligenden Ver-
hältnissen teils entgegengewirkt werden kann.

Eine enge Anknüpfung zum Thema Umweltgerechtig-
keit besteht bei dem Förderprogramm „Soziale Stadt“. 
Mit diesem Programm fördern der Bund und die Länder 
seit 1999 die Stabilisierung und Aufwertung von städte-

 ɦ Abbildung 11

Zusammenhang von sozialem Status und umweltbezogenen Erkrankungen
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baulich, wirtschaftlich und sozial benachteiligten sowie 
strukturschwachen Stadt- und Ortsteilen. Investiert 
werden kann zum Beispiel in Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Wohnumfelds oder der Qualität des Wohnens. 
 Wichtige Ziele sind die Verbesserung von Teilhabe und 
Integration. Eine vom BBSR durchgeführte Evaluation 
weist darauf hin, dass es in der Vergangenheit gut gelun-
gen ist, mit diesem Programm Maßnahmen in Gebieten 
zu finanzieren, in denen ein hoher Anteil von Menschen 
in prekären Lebenslagen zu finden ist (BBSR 2017j). 
Auch konnten deutliche Verbesserungen in den Quar-
tieren unter anderem durch die Schaffung von bau-
lichen Voraussetzungen für soziale und nachbarschaft-
liche  Aktivitäten auf den Weg gebracht werden. 
Selbstevalua tionen der Kommunen weisen allerdings 
auch darauf hin, dass es schwierig ist, Privateigentümer 
zu aktivieren, um beispielsweise mangelnden Investi-
tionen in der Baustruktur zu begegnen. Des Weiteren 
verhindert die begrenzte Laufzeit der Programme, 
nichtinvestive Maßnahmen zu verstetigen, was aber als 
erforderlich angesehen wird (empirica 2015). Hinsicht-
lich der Förder ziele besteht eine Reihe von Überschnei-
dungen mit anderen Ressorts, wie zum Beispiel der So-
zialpolitik. Aus diesem Grund ist eine gute Abstimmung 
und Bündelung des Programms „Soziale Stadt“ mit an-
deren Förderpolitiken erstrebenswert. Grundsätzlich 
sind also Förder programme (z.  B. „Soziale Stadt“) 
sowie sozialraum orientierte Fach planungen hilfreich, 
um im Zusammen hang mit Wohnraumversorgung 
Schwerpunkte auf mehrfachbelastete städtische Räume 
zu legen und auch für  Umweltgerechtigkeitsaspekte 
wichtige zielgruppen gerechte Beteiligungsprozesse 
durchzuführen (BOLTE et al. 2018). 

139. Dabei ist aber auch zu berücksichtigen, dass vor 
allem in Städten mit angespanntem Wohnungsmarkt 
Entwicklungsdynamiken ausgelöst werden, die dazu füh-
ren, dass von umwelt-, sozial- und gesundheitspoli-
tischen Maßnahmen anstelle der Zielgruppe der sozial 
benachteiligten Menschen statushöhere Bevölkerungs-
gruppen profitieren (BÖHME und PREUß 2017). So 
kann die Umsetzung von Grüne-Infrastruktur-Planungen 
(z. B. Aufwertung einer nicht-begehbaren Brachfläche zu 
einem öffentlichen Park) oder das Wegfallen einer Lärm-
quelle soziale Ungerechtigkeit fördern, wenn diese den 
Marktwert der angrenzenden Immobilien anhebt und 
durch Mietsteigerungen einkommensschwächere Haus-
halte verdrängt (HOKEMA 2016; COLE et al. 2017). 
 Dieser als Eco-Gentrifizierung (auch Green Gentrifica-
tion) benannte Prozess sollte daher auch bei der Ent-
wicklung von gesundheitsförderlichen Stadtentwick-
lungskonzepten mit dem Ziel der Erhaltung sozialer 
Durchmischung in den Quartieren bedacht werden 
 (HOKEMA 2016). Eine aktuelle Veröffentlichung des 
Difu (FRANKE et al. 2017) benennt verschiedene Hand-

lungsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene, darunter 
übergeordnete gesetzliche Anknüpfungspunkte wie Miet-, 
Bau- und Bodenrecht oder Rechtsinstrumente zur Steue-
rung von Stadt(teil)- und Wohnungsmarktentwicklung 
(z. B. die Erhaltungssatzung als Instrument des Planungs-
rechts).

Erste Erfahrungen aus der praktischen Umsetzung 
140. Im angelsächsischen Raum ist die Berücksichtigung 
von Umweltgerechtigkeitsaspekten in der gesundheits-
förderlichen Stadtplanung und -entwicklung im Sinne 
von „Health in All Policies“ bereits ein praktizierter 
 Ansatz. So wurden beispielsweise Richtlinien für ein 
 aktives Stadt- und Gebäudedesign erarbeitet, die unter 
anderem attraktive Grünräume (Parks, Sport- und Spiel-
plätze) als wohnortnahe Motivatoren für mehr Bewe-
gung schaffen sollen (BLOOMBERG et al. 2010). Ähnli-
che  Initiativen und Vorhaben sind auch in Deutschland 
(insb. in Berlin und Nordrhein-Westfalen) seit einigen 
Jahren auf dem Vormarsch. Über die Kopplung von bau-
lichen und sozial-integrativen Maßnahmen haben einige 
Kommunen im Zusammenschluss von Wissenschaft, 
 Politik, Verwaltung und weiteren relevanten kommu-
nalen Akteuren sowie Vertretern der Allgemeinbevölke-
rung bereits erfolgreich trans- und interdisziplinär aus-
gerichtete Verbundprojekte initiiert. So konnten unter 
anderem neue attraktive Grünflächen mit niedrig-
schwelligen Beteiligungsformaten zur Aktivierung der 
Bewohnerinnen und Bewohner, die an den konkreten 
 lokalen Bedürfnissen ausgerichtet sind (z. B. interkul-
turelle Mitmach gärten, Vernetzung von Grünräumen 
zur Bewegungs förderung), geschaffen werden (LAKES 
et al. 2014; BAUMEISTER et al. 2016).

Der für Nordrhein-Westfalen geschriebene „Leitfaden 
Gesunde Stadt“ bietet konkrete Anhaltspunkte und 
praxis orientierte Empfehlungen, um gesundheitsrele-
vante Aspekte frühzeitig in Planungsprozessen zu erken-
nen, zu bewerten und einzubinden (BAUMEISTER et al. 
2016). Umweltbezogene Gesundheit und Gesundheits-
förderung müssen zentrale Eckpfeiler verantwortungs-
voller, zukunftsfähiger Stadtplanung und Stadtentwick-
lung sein, um

 ɦ einer wachsenden Zahl von Bewohnerinnen und 
Bewohnern – unabhängig von der sozialen Zugehörig-
keit/dem Sozialstatus – ökologisch intakte Lebens-
umwelten mit hoher Lebensqualität und sozialintegra-
tivem Potenzial zur Verfügung zu stellen und 

 ɦ ihnen durch entsprechende gesundheitsfördernde 
 infrastrukturelle Umgebungsbedingungen Entschei-
dungen für gesundheitsbewusstes Verhalten im Alltag 
zu erleichtern.
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Anknüpfung Präventionsgesetz und urbane 
Agenda der EU
141. Das im Jahr 2015 in Form eines Artikelgesetzes 
 beschlossene Präventionsgesetz (PrävG) schafft neue 
Mög lichkeiten, sozialräumlichen Zusammenhalt sicher-
zustellen. Der gemäß dem V. Sozialgesetzbuch (SGB V) 
geltende gesetzliche Auftrag zur Krankheitsprävention 
durch die Krankenkassen wurde mit dem Präventions-
gesetz erweitert und konkretisiert. Die Erweiterung 
 bezieht als Handlungsebene explizit die Kommunen ein, 
die nach Einschätzung des Spitzenverbandes der gesetz-
lichen Krankenkassen „ein besonders geeignetes Setting 
der Gesundheitsförderung“ (GKV-Spitzenverband 2017, 
S. 33) darstellen. Zwar können aus den Sozialversiche-
rungsbeiträgen, die gemäß § 20 Abs. 6 SGB V auch für 
 Investitionen in Lebenswelten vorgesehen sind, keine 
kommunalen Pflichtaufgaben oder investive Maß  nahmen 
finanziert werden. Neben einer Anknüpfung an verhält-
nisorientierte Maßnahmen, die in dem „Leitfaden 
 Prävention“ aufgeführt sind, wie zum Beispiel die Stadt-
teilgestaltung (vgl. Kap 4. GKV-Spitzenverband 2017), 
erschließen sich laut KÖCKLER (2016) jedoch viele 
 weit ere Bereiche für Investitionen (wie die Fortbildung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im öffentlichen 
 Gesundheitsdienst zur Stadtplanung).

Auch die urbane Agenda der EU (Europäische Kommis-
sion o. J.) sollte das Thema urbane Gesundheit ausdrück-
lich aufgreifen. Zwar werden in dieser bereits gesund-
heitsrelevante Themenfelder wie Luftqualität und 
Mobilität adressiert, aber auch hier wäre der explizite 
Bezug zum Thema Urban Health, insbesondere auch als 
wichtiger Ansatz für eine Stärkung der Zusammen-
hänge zwischen Stadtplanung/-entwicklung und Ge-
sundheit, wichtig. So sollten noch stärker als bisher Be-
züge zu den Aktivitäten des WHO Healthy Cities 
Network, aber auch zu den Sustainable Development 
Goals 3 „Gesundheit und Wohlergehen“ und 11 „Nach-
haltige Städte und Gemeinden“ geschaffen werden.

Zwischenfazit
142. Wie die Ausführungen zur Umweltgerechtigkeit 
verdeutlichen, ist ein Wohnungsneubau nur dann nach-
haltig, wenn er gleichzeitig dem Gemeinwohlgedanken 
unterliegt. Eine ökologische Aufwertung von Stadtquar-
tieren darf Aspekte der intragenerationalen Gerechtig-
keit nicht außer Acht lassen. Nach Auffassung des SRU 
kann es beim Wohnungsneubau nicht um ein entweder 
„bezahlbar“ oder „gesundheitsfördernd und ökologisch“ 
gehen. Der Staat steht vielmehr in der Verantwortung, die 
soziale Vielfalt in den Stadtquartieren zu erhalten und 
den Wohn ungsneubau nach sozial-ökologischen Kriteri-
en zu fördern. Den vorbeugenden Gesundheitsschutz 
aller, aber insbesondere vulnerabler Bevölkerungsgrup-
pen zu gewährleisten, sollte nach Auffassung der WHO 

der anzu strebende Standard für alle gesundheitsbezoge-
nen Politikprozesse sein (WHO 2014).

Ein besonderes Anliegen sollte dabei die Schaffung ge-
sunder Lebensorte für alle sein, unabhängig von Alter, 
Beruf, Bildung, Einkommen, Ethnie oder Geschlecht. 
Eine Auseinandersetzung mit den Auswirkungen von 
Umweltbelastungen bzw. -ressourcen auf die menschli-
che Gesundheit in Abhängigkeit von der sozialen Lage im 
Sinne eines normativen, interventionsorientierten Leit-
bildes, das auch in der Stadtentwicklung und insbeson-
dere im Wohnungsneubau einen gewünschten Zustand 
in der Zukunft beschreibt, ist zielführend. Sie bietet viel-
schichtige innovative Ansatzpunkte für unterschiedliche 
Politikfelder, um soziale Ungleichheiten bei Umwelt und 
Gesundheit zu verstehen und ihnen zu begegnen. Im 
Sinne eines „Leitbildes Umweltgerechtigkeit“ als umfas-
sender gesellschaftlichen Konsens, ist eine sozial-
räumliche Betrachtungsweise mit besonderer Berück-
sichtigung mehrfachbelasteter städtischer Quartiere 
 und der Vul ne rabilität unterschiedlicher Bevölkerungs-
gruppen so wie die Anwendung integrierter, ressort-
übergreifender An sätze und Planungen aus Sicht des 
 vorsorgenden umweltbezogenen Gesundheitsschutzes 
von hoher Bedeutung.

Eine stärkere Differenzierung und die Fokussierung auf 
besonders gefährdete Bevölkerungsgruppen können dazu 
beitragen, Vulnerabilitäten abzubauen und die Wider-
standsfähigkeit (Resilienz) der Menschen, aber auch der 
Städte zu stärken. Eine fachlich integrierte und sozial-
räumlich orientierte Stadtplanung kann dabei zur 
 Beseitigung der Folgen von räumlich konzentrierter 
Benachtei ligung beitragen (Tz. 199). Zukunftsfähige 
Gesund heits för derung kann mittels innovativer, kreativer 
 Strategien Antworten auf aktuelle gesellschaft liche 
Problem lagen und gesundheitspolitische Heraus for-
derungen bereitstellen, wenn sie auf mehreren Ebenen 
stattfindet (Politik, Gemeinwesen, Institutionen, Grup-
pen, Individuen). Sie sollte dabei eine klare Ausrichtung 
auf  Gesundheit und gesundheitsbezogene Bedarfe in un-
terschiedlichen Lebenswelten (z. B. Wohnen, Wohnum-
feld, Freizeit) über die gesamte Lebensspanne haben. 
Der sogenannte Setting-Ansatz verbindet Gesundheits-
förderung mit sozialräumlichen Aspekten. Diesen Ansatz 
in all seinen Möglichkeiten auszuschöpfen, würde auch – 
wie in der Ottawa-Charta der WHO bereits 1986 gefordert 
– auf die Verbesserung der Fähigkeiten jeder/jedes Einzel-
nen, die „eigene Umwelt meistern bzw. verändern zu kön-
nen“ sowie ein „höheres Maß an Selbstbestimmung über 
die eigene Gesundheit“ zu erlangen, abzielen  (SIEBER 
2017). 

Insbesondere in sozial benachteiligten Wohnquartieren 
ist eine integrierte Vorgehensweise (Tz. 199 f.) mit einer 
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stärkeren Ausrichtung der Stadtentwicklungsplanung, zu 
der aktuell vor allem auch die Versorgung mit neuem 
Wohnraum gezählt werden muss, auf Teilaspekte des 
 Gesundheitsschutzes und der Gesundheitsförderung ein 
zentraler Baustein für eine nachhaltige Verbesserung der 
Umwelt- und Lebensverhältnisse. Soziale Ungleich-
heitsphänomene in der Teilhabe an Lebensumwelten 
sind in allen Stadtplanungs- und Stadtentwicklungspro-
zessen – im Sinne des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 
und der Gesundheitsförderung – frühzeitig und  stärker 
als bisher zu berücksichtigen.

4.2 Freiräume in der Stadt

143. Durch eine gezielte Innenentwicklung von Städten 
wird benötigter Wohnraum geschaffen und der Druck auf 
den unbebauten Außenbereich reduziert. Dass somit Ein-
griffe in die stadtnahe Natur und Landschaft sowie die 
Zerschneidung der Lebensräume von Tier- und Pflanzen-
arten vermieden werden, ist naturschutzfachlich wichtig 
und trägt zur Reduktion des Flächenverbrauchs bei 
(s. Abschn. 3.1.1). Allerdings gibt es auch innerhalb von 
Städten (bislang) unbebaute Flächen, sog. Freiräume 
(s.  Kasten Begriffserläuterungen, Tz. 144), die einen 
wichtigen Beitrag zur Qualität des städtischen Lebens-
umfelds leisten können und die es daher zu erhalten gilt. 
Während in den vorangegangenen Abschnitten der Stadt-
raum als Ganzes betrachtet wurde und damit explizit 
auch die Nutzungs- und Aufenthaltsqualität von Straßen 
und Plätzen, fokussiert das folgende Kapitel im Wesent-
lichen auf die Grünräume und Wasserflächen einer Stadt. 
Diese Bereiche beeinflussen nicht nur das äußere 
 Erscheinungsbild von Städten, sondern erfüllen eine 
Vielzahl von Funktionen und erbringen multiple Öko-
systemleistungen, die den Bewohnerinnen und Bewoh-
nern direkt zugutekommen (GRUNEWALD et al. 2018).

Insbesondere durch Grünräume lassen sich, wenn sie ad-
äquat ausgestaltet sind, viele der vorab beschriebenen 
Anforderungen an Städte (z. B. in Bezug auf Klimaanpas-
sung, nachhaltige Mobilität oder ein gesundes Lebens-
umfeld) adressieren. Abbildung 12 bietet einen Über-
blick über die Gemengelage von Anforderungen an den 
Stadtraum und Lösungsmöglichkeiten durch die Stadt-
struktur sowie graue und grüne Infrastruktur. So ermög-
lichen beispielsweise sowohl die technische Infrastruk-
tur, als auch unversiegelte, naturnahe Bereiche einer 
Stadt Resilienz gegenüber Extremwetterereignissen. 
Gleichzeitig können Freiräume als städtische Erholungs-
fläche für den Menschen und Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen fungieren. Trotz der vielfältigen Anforderungen 
an den Stadtraum verdeutlicht die Abbildung auch, dass 
bestimmte stadt- sowie infrastrukturelle Lösungen 
gleichzeitig mehrere Anforderungen erfüllen. Nichtsdes-

totrotz sind einige Anforderungen auch mit Zielkonflik-
ten behaftet. Beispielsweise steht die aus ökologischer 
und medizinischer Perspektive sinnvolle Schaffung natur-
naher Lichtverhältnisse im Widerspruch zu dem Bedürf-
nis der Stadtbewohnerinnen und -bewohner nach gut 
ausgeleuchteten Wegen zur Steigerung ihres Sicherheits-
empfindens. Abschnitt 4.2.1 bietet zunächst einen Über-
blick über die Funktionen von Freiräumen, hierbei 
 ins besondere der Grünräume, und inwiefern sie ein we-
sentlicher Teil der Lösung verschiedener stadtgesell-
schaftlicher Herausforderungen sein können. Abschnitt 
4.2.2 beleuchtet anschließend die Notwendigkeit einer 
integrierten Stadtentwicklung, die Synergien nutzt und 
Zielkonflikte zwischen der Wahrung freier Flächen und 
der Schaffung von benötigtem Wohnraum frühzeitig er-
kennt, mit diesen umgeht oder diese vermeidet. 

Begriffserläuterungen Freiraumentwicklung

144. Freiräume/Freiflächen: private, halböffentliche 
und öffentliche Flächen. Der Begriff „Freiraum“ ersetzt 
inzwischen den Begriff „Freifläche“, da er auch drei-
dimensional zu verstehen ist und Fassaden- und Dach-
flächen einschließt (DRL 2006), auch wenn diese nicht 
oder nur eingeschränkt durch die Bevölkerung nutzbar 
sind. Neben Grünräumen bzw. -flächen (Parks, Alleen, 
Friedhöfe etc.) sowie Blauräumen bzw. -flächen (Ge-
wässer, Gewässerufer) beinhaltet der Begriff darüber 
hinaus auch graue Freiräume, die eine überwiegend mit 
Asphalt, Beton etc. versiegelte, undurchlässige Oberflä-
che haben (z. B. Parkplätze), aber dennoch mit Bäumen 
bestanden sein können (BÖHM et al. 2016).

Urbanes Grün: „bezeichnet alle Formen temporärer und 
permanenter städtischer Grünräume sowie städtischer 
Grünstrukturen an Gebäuden“ (ebd., S. 17). Neben 
Parks, Stadtwäldern, Kleingärten oder Hofbegrünung 
umfasst der Begriff auch Fassaden- und Dachbegrü-
nung, Gewässer und Uferbereiche (BÖHM et al. 2016).

Urbane grüne Infrastruktur: setzt sich aus allen (priva-
ten, halböffentlichen, öffentlichen) unversiegelten Flä-
chen in urbanen Gebieten zusammen und beinhaltet 
damit sowohl Grünräume als auch Gewässer. Ihre Be-
standteile können anthropogen bzw. technisch geprägt 
sein (z. B. Dach- oder Fassadenbegrünung, Straßenbe-
gleitgrün) und sind nicht notwendigerweise natür lichen 
bzw. naturnahen Ursprungs (HEILAND et al. 2017).

Stadtnatur: beinhaltet alle Bestandteile der natürlichen, 
zumeist belebten Umwelt und umfasst sowohl einzelne 
Tier- und Pflanzenarten, kleinflächige Strukturen wie 
Straßenbäume oder Felsen, als auch großflächige Be-
reiche wie Gärten, Parkanlagen oder Stadtwälder 
(SCHRÖDER et al. 2016).
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 ɦ Abbildung 12

Ausgewählte Anforderungen an den Stadtraum und beispielhafte stadt- und infrastrukturelle Lösungen
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ɦ Abbildung 13

Gesundheitliche, ökologische, soziale, ökonomische und kulturelle Aspekte von Freiräume
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4.2.1 Funktionen von städtischen 
Freiräumen

145. Städtische Freiräume beeinflussen verschiedene 
 gesundheitliche, ökologische, soziale, ökonomische sowie 
kulturelle Aspekte (s. Abb. 13). Die sich hieraus  ergebenden 
Funktionen sind abhängig von Lage, Größe und Art der 
Fläche. Zum Teil haben sie nur jeweils eine Funktion (z. B. 
Raum für Begegnung), mitunter sind sie multifunktional 
und erbringen mehrere gleichzeitig (z. B. Erholung, 
 Klimaanpassung, Lebensraum für Tiere und Pflanzen). 

Klimaanpassung und Klimaschutz
146. Wie bereits in Abschnitt 4.1.1 beschrieben, wirken 
sich Grünräume und Gewässer regulierend auf das Stadt- 

klima aus und sind zentrale und zunehmend wichtige 
Instrumente der Klimaanpassung vieler Kommunen. 
 Während ein hoher Versiegelungsgrad zu steigenden 
Lufttemperaturen führt, spendet urbanes Grün (z. B. 
Bäume) ab einer gewissen Höhe Schatten und erzeugt 
Verdunstungskühle, wodurch die Umgebungstemperatur 
gesenkt wird. Es generiert Frisch- und Kaltluft, erhöht 
die Luftfeuchtigkeit, bindet Luftverunreinigungen (wie 
Stäube unterschiedlicher Fraktionen) und sorgt damit 
für ein angenehmeres Mikroklima. Gleichzeitig beugt 
Stadtgrün erosiven Prozessen beispielsweise bei Stark-
regen vor und fördert die Infiltration von Niederschlags-
wasser. Grünräume spielen eine wichtige Rolle dabei, 
 Abwassersysteme zu entlasten, Überschwemmungen zu 
verhindern und tragen gleichzeitig zur Grundwasserneu-
bildung bei. Auch Gewässerflächen innerhalb der Stadt 
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erhöhen die Luftfeuchtigkeit und haben damit ebenfalls 
einen kühlenden Effekt (Naturkapital Deutschland – 
TEEB DE 2016, S.  56 f.; BMUB 2015b; BBSR 2018a). 
 Darüber hinaus speichert die Vegetation in deutschen 
Städten 62 Mio. t CO2 und bindet so 6 % des nationalen 
Kohlenstoffvorrats (BMUB 2015b). 

147. Zunehmende Klimarisiken für die Bewohnerinnen 
und Bewohner (insb. eine Überwärmung des Stadt-
raums, die keine physiologische Erholung zulässt) und 
für die Infrastruktur von Städten (z. B. Starkregen und 
Überschwemmung) lassen die Anforderungen an Grün-
räume hinsichtlich ihrer Klimawirksamkeit steigen. Eine 
generelle Erhöhung des Anteils an Stadtgrün (Grünaus-
stattung) und die Reduzierung des Versiegelungsgrads 
werden als wesentliche Stellschrauben erachtet. So steigt 
in Städten im Sommer bei einer Versiegelungszunahme 
um 10 % die Lufttemperatur um 0,3 bis 0,4 °C (ROOS 
2009). Eine spürbare klimatische Wirksamkeit, die über 
lokal begrenzte Effekte (wie bspw. begrünte Innenhöfe) 
hinausgeht, können Grünräume nur in ausreichender 
Größe ab einem Hektar entfalten. Diese ist allerdings 
räumlich (auch bei größeren Grünflächen) auf einen 
Umkreis von 200 bis 300 m begrenzt. Positiven Einfluss 
auf das Mikroklima haben Grünflächen vorwiegend dann, 
wenn sie über großvolumigen Bewuchs verfügen (Bäume 
und Sträucher), hingegen haben reine Rasenflächen eine 
deutlich geringere Wirkung (Naturkapital Deutschland – 
TEEB DE 2016). Aufgrund der geringen Reichweite des 
Abkühlungseffekts ist eine geeignete Verteilung ausrei-
chend großer Flächen im Stadtgebiet wichtig, ebenso wie 
Frischluftschneisen für den Transport kalter Luft aus den 
Grün- und Blauräumen und Randbereichen, die Vernet-
zung von urbanem Grün sowie Dach- und Fassadenbe-
grün ung (ROOS 2009; Naturkapital Deutschland – TEEB 
DE 2016). Aus klima- und gesundheitsökologischer Per-
spektive sind auch Gewässerstrukturen in mehrfacher 
Weise gesundheitsschützend wirksam. Wasserflächen 
besitzen ein eigenständiges Ausgleichspotenzial mit 
Kühlungs effekten, die mit circa 2,5 °C sogar noch deut-
lich über der Reduktionsleistung von Grünräumen liegen 
können. In der kälteren Jahreszeit hingegen wirken offene 
Wasser flächen als Wärmespeicher (VÖLKER et al. 2013). 

148. Kleinräumige Abkühlungseffekte und insbesonde-
re die dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser 
(zur Vorbeugung von Überschwemmungen) werden 
durch eine möglichst geringe Versiegelung des Unter-
grunds gefördert. Dies betrifft neben den öffentlichen 
Freiräumen auch die privaten Grundstücke. Städte-
bauliche Instrumente wie die Einführung eines 
 „Bio topflächenfaktors“ (Verhältnis von naturhaus-
haltswirksamen Flächen eines Grundstücks, z. B. als 
Pflanzenstandort, zur Grundfläche) oder einer „Grün-
kennzahl“ (Anteil der unversiegelten Freiflächen an der 

Grundstücksfläche) zur Festlegung eines maximalen 
Versiegelungsgrads eines Privatgrundstücks konnten 
sich jedoch nicht bundesweit durchsetzen (BBSR 2018a). 
Die klimatischen Funktionen von urbanem Grün und 
Blau macht sich das Schwammstadt-Konzept („Sponge 
City“) zunutze. Diese von der Natur inspirierte Form der 
wassersensiblen Stadtentwicklung kommt in einigen 
deutschen Städten (z. B. Hamburg und Berlin) bereits 
zur Anwendung. Der natürliche Wasserkreislauf wird 
dabei durch die dezentrale Zwischenspeicherung von 
Niederschlag vor Ort (in Mulden, Grünflächen, Grün-
d ächern mit hoher Substratauflage und umfangreicher 
 Bepflanzung, Baumrigolen, begrünten Fassaden etc.) 
 erhalten, anstatt ihn möglichst schnell abzutransportie-
ren. Durch die daraus resultierende verzögerte und ge-
drosselte Abgabe des Niederschlagwassers aus vielen 
kleinen Zwischenspeichern im Stadtgebiet, werden Ab-
wassersysteme entlastet, Überflutungen verhindert und 
die Umgebungstemperatur durch Verdunstungskühle ge-
senkt (BBSR 2015b). Hierbei ist zu beachten, dass durch 
das versickernde Niederschlagswasser umweltschädliche 
Stoffe in den Boden und das Grundwasser gelangen 
 können. Bei den eingesetzten Bauprodukten muss daher 
auch aus diesem Grund besonders auf ihre Umweltver-
träglichkeit geachtet werden. Nach dem Konzept der 
Schwammstadt kann ein Teil der grauen Infrastruktur 
der Siedlungswasserwirtschaft durch grüne ersetzt werden, 
die darüber hinaus weitere Funktionen erfüllen kann, bei-
spielsweise im Hinblick auf Erholung und den Biodiver-
sitätsschutz.

Ausgehend von der Gefahrenabwehr haben sich die Ziele 
der städtischen Regenwasserbewirtschaftung seit den 
1960er-Jahren sukzessive um Aspekte zur Verbesserung 
der Lebensqualität, der Ökologie und der Klimaanpas-
sung erweitert (FLETCHER et al. 2015, S. 534). Diese 
ganzheitlichere Herangehensweise wird von verschie-
denen Ansätzen wie dem integrierten Regenwasser-
management oder den „sustainable urban drainage 
 systems“ abgebildet (DAVIS und NAUMANN 2017; für 
einen Überblick über verschiedene Ansätze s. FLETCHER 
et al. 2015).

Lebensqualität, Gesundheitsförderung und 
Gesundheitsschutz
149. In den letzten Jahrzehnten hat das Verständnis für 
die Bedeutung der Lebensqualität des präventiven Ge-
sundheitsschutzes und der Gesundheitsförderung stetig 
zugenommen (WHO 1986; BZgA 2015). Grünräume im 
nahen Wohnumfeld haben eine positive Wirkung auf den 
allgemeinen Gesundheitszustand (siehe z. B. de VRIES 
et al. 2003; COUTTS und HAHN 2015). Sie können sich 
sowohl direkt als auch indirekt positiv auf die Erholung 
und das Wohlbefinden der Stadtbewohnerinnen und 
Stadt bewohner auswirken.
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150. Direkte positive Wirkungen betreffen insbesondere 
die Bedeutung von Grünräumen für die Erholung und 
Freizeitgestaltung (LEE und MAHESWARAN 2011). Die 
Betrachtung von Grünräumen wirkt entspannend, beru-
higend sowie stressreduzierend und beeinflusst somit 
positiv die psychische Gesundheit. Zusätzlich wird das 
spirituelle Erleben gefördert. In der Summe trägt dies zu 
einer besseren kognitiven und emotionalen Entwicklung 
sowie zu erhöhter Konzentrationsfähigkeit und Auf-
merksamkeit bei (FRUMKIN 2003). 

Grünräume können außerdem Ängsten sowie depressi-
ven Symptomen entgegenwirken und damit die mentale 
Gesundheit steigern (McEACHAN et  al. 2015; MAAS 
et al. 2009a; ROE und ASPINALL 2011; WARD THOMP-
SON et al. 2012). Sie können das psychische und körper-
liche Stressempfinden reduzieren (BMUB 2015b; HARTIG 
et al. 1991; 2003; KORPELA et al. 2010), das allgemeine 
Wohlbefinden steigern (WHITE et al. 2013) und mit 
einer höheren Vitalität und geringeren Sterblichkeit im 
Alter assoziiert sein (TAKANO et al. 2002; MAAS et al. 
2009b). Städtische Grünräume senken das Risiko, an 
kardiovaskulären Erkrankungen zu versterben (GASCON 
et al. 2016; van den BERG et al. 2015).

Grünräume werden häufig für sportliche Aktivitäten und 
zum Spazierengehen genutzt. Dass Bewegung sich po-
sitiv auf die Gesundheit auswirkt, ist unumstritten. In 
ihrem Review konnten de VRIES et al. (2011) anhand 
zahlreicher Studien zeigen, dass eine grüne Umgebung 
Anreiz und Motivation zu zusätzlicher Bewegung gibt. 
Die Autoren kritisieren aber auch die gemischte Evidenz 
der Studienlage und den Mangel an qualitativ hochwerti-
gen Studien. Zudem gibt es Hinweise darauf, dass Sport 
im Freien im stärkeren Maße die Genesung fördert 
als Sport in geschlossenen Räumen (MITCHELL und 
POPHAM 2007). 

151. Auch wegen der klimatischen Wirkung leistet Stadt-
grün einen positiven Beitrag zum psychisch-mentalen, 
physischen und sozialen Wohlbefinden und somit zur 
Gesundheitsprävention (BOWLER et al. 2010a; LEE und 
MAHESWARAN 2011). Indirekte Wirkungen entstehen 
unter anderem über die positive Beeinflussung des Mikro-
klimas. Mit der steigenden Hitzebelastung in Städten 
nehmen die negativen gesundheitlichen Effekte zu 
(HARLAN und RUDDELL 2011). Diese reichen von 
Beeinträchtigungen des Wohlbefindens bis zum Anstieg 
von Morbiditäts- und Mortalitätsraten, insbesondere bei 
vulnerablen Gruppen wie zum Beispiel älteren Menschen, 
Kranken und Kindern (Naturkapital Deutschland – TEEB 
DE 2016; EIS et al. 2010; KOVATS und HAJAT 2008). 
Wie im vorangegangen Abschnitt beschrieben (Tz. 146–
148), verringern Vegetation und Gewässer die Hitze-
belastung und durch die Beschattung mit Laub wird die 

UV-Strahlung reduziert. Stadtnatur kann so das Risiko 
hitzebezogener Erkrankungen (insb. Herz-Kreislauf- 
und Atemwegserkrankungen) mindern (Naturkapital 
Deutschland – TEEB DE 2016, S. 56 f.). Diese positiven 
Wirkungen sind von einer Reihe von Faktoren, wie zum 
Beispiel der Lage, der Größe und der Qualität einer Grün-
fläche sowie von deren Nutzungsgrad abhängig (RITTEL 
et al. 2014). Wesentliche Kennwerte sind hierbei der Ver-
sorgungsgrad mit Grün (in m²) pro Kopf, die Grün-
erreichbarkeit (die Distanz, die zwischen Wohnstandort 
und Grünfläche zurückgelegt werden muss) sowie der 
(barrierefreie) Zugang.

152. Auch gesundheitsbeeinträchtigende Umweltein-
flüsse wie Belastungen durch Lärm und Luftschadstoffe 
spielen in der Diskussion um Freiräume in der Stadt eine 
wichtige Rolle. Wie in Abschnitt 2.1.2 ausgeführt, kon-
zentrieren sich diese Belastungen in Städten in besonde-
rem Maße. Die Immissionen des Straßenverkehrs sind 
hierbei von zentraler Relevanz. Neben den in Abschnitt 
4.1.2 dargestellten notwendigen Maßnahmen, sind auch 
Grünräume (wenn sie über den entsprechenden Be-
wuchs verfügen) in der Lage, als Schadstoffsenken zu 
fungieren und Feinstäube oder Stickstoffoxide zu binden 
(JANHÄLL 2015; NOWAK et al. 2006). In Abhängigkeit 
von artspezifischen Besonderheiten lagern sich zum Bei-
spiel Feinstäube an Blättern und Nadeln von Bäumen 
und Sträuchern ab und werden anschließend durch den 
Regen abgespült. Gasförmige Schadstoffe können von 
Pflanzen aufgenommen und somit der Luft entzogen 
werden (AMORIM et al. 2013). In den 1970er-Jahren 
ergab eine Untersuchung in Frankfurt am Main, dass die 
Staubbelastung in Straßenzügen ohne Baumbestand im 
Vergleich zu Straßen mit Baumbestand sechsmal höher 
ist (BERNATZKY 1973). Der Arbeitskreis „Stadtbäume“ 
der Deutschen Gartenamtsleiterkonferenz e. V. (GALK) 
beim Deutschen Städtetag weist hierbei auf die besonde-
ren Anforderungen an die Auswahl und Anordnung von 
Pflanzen hin: So filtern Nadelbäume effektiver als Laub-
bäume, ein aufgelockerter Baumbestand und ein lichter 
Kronenschluss fördern die Luftzirkulation besser als 
eine zu dichte Bepflanzung (Vermeidung des Tunnel- 
Effekts), wodurch Luftschadstoffe schneller abgeführt 
werden (GALK – Arbeitskreis Stadtbäume 2008). Ferner 
besitzen Pflanzen unterschiedliche Ausgleichsfunktio-
nen gegenüber umweltbedingten Stressoren, wie zum 
Beispiel Lärm (GIDLÖF-GUNNARSSON 2010) oder kli-
matische Extreme (BOWLER et al. 2010b; VÖLKER et al. 
2013). In welchem Ausmaß flüchtige organische Verbin-
dungen, die natürlicherweise von Pflanzen freigesetzt 
werden, in Kombination mit hohen Stickstoffoxidkon-
zentrationen (z. B. von Autoabgasen) in der Luft zu der 
Bildung von gesundheitsschädlichem bodennahem Ozon 
reagieren, wird aktuell untersucht (CHURKINA et al. 
2017). 
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153. Allerdings kann das Vorkommen bestimmter hei-
mischer sowie invasiver Tier- und Pflanzenarten auch 
 gesundheitliche Beeinträchtigungen nach sich ziehen. 
 Beispielsweise weisen die Pollen der als Stadtbaum be-
liebten und weit verbreiteten Birke ein hohes allergenes 
Potenzial auf und die zunehmend auch in Deutschland 
vorkommende Ambrosia artemisiifolia kann Asthma 
bronchiale verursachen (BERGMANN et al. 2012; EIS et 
al. 2010; BERGMANN und STRAFF 2015). Ein weiteres 
Risiko geht mit Hautirritationen durch Pflanzensäfte 
(z.  B. Riesen-Bärenklau, Heracleum mantegazzianum; 
WHO 2016) oder Tierhaare (z. B. Raupen des Eichen-
prozessionsspinners, Thaumetopoea processionea; UBA 
2016a) einher, die Bevölkerungsgruppen auch kleinräumig 
in Stadtquartieren betreffen können. Aus gesundheitlichen 
Gründen sollte bei einer Neupflanzung von Bäumen und 
Sträuchern im öffentlichen Raum daher auf die Anpflan-
zung von Baumarten, die im Zusammenhang mit einer 
weiteren Erhöhung der Baumpollenzahl mit allergenem 
Potenzial stehen (Birke, Erle, Hasel), verzichtet werden 
(DADVAND et al. 2014).

Soziale und kulturelle Werte
154. Grünräume bieten die Möglichkeit, sich in der Nähe 
des Wohnorts oder des Arbeitsplatzes zu erholen, sind 
Kulisse für Bewegung im Freien (wie etwa Spazieren-
gehen, Joggen oder Fahrradfahren) und schaffen einen 
Raum für Verabredungen mit Familie und Freunden. Als 
Orte der Begegnung sind sie bedeutsam für das gesell-
schaftliche Leben in der Stadt, den (interkulturellen) 
Austausch und die Integration (BÖHM et al. 2016). Dar-
über hinaus bieten sie Bürgerinnen und Bürgern die Mög-
lichkeit, sich in die Gestaltung ihrer Stadt einzubringen 
und zur Versorgung mit Lebensmitteln beizutragen (z. B. 
durch Urban-Gardening-Initiativen oder Kleingartenver-
eine). Grünräume können die Ästhetik des Stadtbildes 
aufwerten und leisten einen wichtigen Beitrag zur Iden-
tifikation der Bewohnerinnen und Bewohner mit ihrem 
Stadtquartier (Abschn. 4.1.3; BMUB 2015b). Inmitten 
bebauter Umgebung bieten sie Menschen unterschied-
licher Herkunft, Alters und Mobilität die Möglichkeit, 
ohne großen logistischen oder finanziellen Aufwand 
Natur zu erleben. Ein Großteil der von GEHL (2015) 
entwickelten zwölf Qualitätskriterien einer menschen-
gerechten Stadt (Abb. 10) werden von qualitätsvollen, 
multifunktional gestalteten Grünräumen abgedeckt.

155. Um diese Funktionen erfüllen zu können, müssen 
entsprechend gestaltete Freiräume in ausreichender 
Größe und fußläufiger Erreichbarkeit vorhanden sein. 
Die GALK entwickelte Kennwerte für die Freiraumver-
sorgung, die im Jahr 1973 beim Deutschen Städtetag 
 verabschiedet wurden. Diese kommen zwar direkt kaum 
noch zur Anwendung, dienen aber nach wie vor vielen 
Kommunen als Orientierung. Der Kennwert für die Ver-

sorgung und die Erreichbarkeit sieht eine Fläche von 
mindestens 20 m²/Person vor (inkl. mind. 7 m²/Person 
Zugang zu einer Grünfläche ≥ 10 ha und mind. 6 m²/Per-
son Zugang zu einer kleineren Grünfläche) (GRUNEWALD 
et al. 2017). Es gibt keine neueren bundesweiten Orien-
tierungswerte, seit den 1970er-Jahren haben sich jedoch 
die Stadtgrüntypen und Nutzungen (z. B. Urban-Garde-
ning-Projekte oder Naturerfahrungsräume) wie auch die 
Anforderungen an die Funktionen und Leistungen von 
Freiräumen (z. B. für Klimaanpassung) diversifiziert. 
Fachkreise sehen daher eine Aktualisierung der GALK-
Werte als notwendig an (BBSR 2018a). In Bezug auf die 
Erreichbarkeit schlagen GRUNEWALD et al. (2017) vor, 
dass für eine Grün- oder Gewässerfläche von 1 ha Größe 
eine maximale Distanz von 300 m Luftlinie (fußläufige 
Distanz 500 m) und für eine Fläche von 10 ha Größe ma-
ximal 700 m Luftlinie (fußläufige Distanz 1.000 m) zu-
rückgelegt werden sollten. Damit Grünräume von den 
Bewohnerinnen und Bewohnern einer Stadt angenom-
men und genutzt werden, sind darüber hinaus weitere 
Qualitätskriterien wie Sicherheit (Beleuchtung, Einseh-
barkeit), Multifunktionalität, Pflegezustand etc. wichtig.

Allerdings verfügt nicht jede Stadt über ausreichend 
Grünflächen bzw. über Grünflächen in angemessener 
Größe, Qualität und Zugänglichkeit. So gibt es in Groß-
städten generell weniger urbanes Grün pro Kopf als in 
Kleinstädten. 25,7 % (= 8,1  Mio.) der Einwohnerinnen 
und Einwohner größerer deutscher Städte (> 50.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner) haben keinen Zugang zu 
öffentlichen, erholungsrelevanten Grün- oder Gewässer-
flächen im Wohnumfeld (GRUNEWALD et  al. 2017). 
Gleichzeitig kommt es auch innerhalb einer Stadt zu 
 Ungleichverteilungen von Stadtnatur, mit Auswirkungen 
auf die Gesundheit, wie in Abschnitt 4.1.4 beschrieben 
wurde. Insbesondere in hoch verdichteten Quartieren 
liegt der Anteil an Grünfläche pro Kopf zum Teil deutlich 
unter dem, was Bewohnerinnen und Bewohnern von 
 locker bebauten Vierteln zur Verfügung steht (BMUB 
2015b). MITCHELL und POPHAM (2008) fanden in 
einem englischen Forschungsprojekt zudem weniger 
 Ungleichheiten hinsichtlich Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen und Mortalität zwischen Menschen mit hohem und 
niedrigem sozioökonomischen Status in grüneren Ge-
genden als in Gebieten mit einem geringen Zugang zu 
 natürlichen Grünräumen. Dies ist auch deshalb bedeut-
sam, weil die Verteilung von qualitativ hochwertigen 
Grünflächen meist zuungunsten von Gruppen mit nied-
rigem sozioökonomischen Status sowie ethnischen Min-
derheiten ausfällt.

156. Aus umweltpädagogischer Sicht ist die Bedeutung 
von Naturerfahrungsräumen hervorzuheben. Hierbei 
handelt es sich um nicht oder kaum gärtnerisch gestal-
tete, strukturreiche Grünräume in der Stadt, die keine 
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Infra struktur in Form von Gebäuden, asphaltierten 
Wegen oder ähnlichem aufweisen und auf denen sich die 
Natur frei entwickeln kann. Als „wilde Spielräume“ für 
Kinder und Jugendliche (Arbeitskreis Städtische Naturer-
fahrungsräume 2018) fördern sie das spontane, nicht 
durch Vorgaben angeleitete, eigenständige, kreative Spiel 
und die körperliche Bewegung in natürlicher Umgebung 
(STOPKA und RANK 2013; Naturkapital Deutschland – 
TEEB DE 2016). Hierbei sind Fragen der Haftung und 
 Sicherheit auf diesen Flächen (z. B. Verkehrssicher-
heitspflichten) zu berücksichtigen. Die Umweltbewusst-
seinsstudie in Deutschland 2014 (BMUB und UBA 2015) 
zeigt, dass Umwelt und Natur im Alltag von Jugend-
lichen, sowohl im Vergleich zu älteren Menschen als auch 
zu anderen Themen ihres täglichen Lebens, eine ver-
gleichsweise untergeordnete Rolle spielen (GOSSEN et 
al. 2015). Vor diesem Hintergrund und der zunehmen-
den „Verhäuslichung“ der Kindheit (Tz. 21) können 
Natur erfahrungsräume eine wichtige Rolle einnehmen, 
durch positive Erfahrungen und unmittelbaren Natur-
kontakt die Wertschätzung der Natur bei Kindern und 
Jugendlichen zu steigern (STOPKA und RANK 2013; 
 Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2016). 

Lebensraum für Tiere und Pflanzen
157. Städte sind vorrangig Lebensraum für den Men-
schen, jedoch weisen sie mitunter auch eine beachtlich 
hohe Zahl an Tier- und Pflanzenarten auf (WERNER 
2016). Dementsprechend stellen Grünräume, sind sie 
strukturreich gestaltet, unversiegelt und miteinander 
vernetzt, auch wertvolle Habitate und Rückzugsräume 
innerhalb der Stadt dar. Darüber hinaus zählen botani-
sche und zoologische Gärten sowie andere öffentliche 
Einrichtungen zu dem urbanen Grün und können auch 
dem Artenschutz und der Biodiversitätsforschung die-
nen (BMUB 2015b). 

158. Städtische Lebensräume sind häufig heterogen 
und durch zum Teil deutliche Kontraste geprägt: 
Trocken standorte können in unmittelbarer Nähe zu 
Gewässer flächen existieren, es gibt sowohl nährstoffar-
me als auch nährstoffreiche Bereiche, stark genutzte 
Flächen in Parks kommen ebenso vor, wie nahezu un-
berührte Brachen alter Industrieanlagen. Auch Gebäu-
de selbst bieten beispielsweise Vögeln und Fledermäu-
sen Nist- und Brutquartiere. Durch diese kleinräumigen 
und sehr diversen Strukturen ergeben sich faunen- und 
florengeschichtlich neuartige, komplexe und dynami-
sche Lebensräume, die Arten mit unterschiedlichen 
Ansprüchen an ihre Umgebung anziehen (BMUB 
2015b). Generell finden sich in Städten aufgrund der 
im Vergleich zum Umland höheren Temperaturen vor 
allem wärmeliebende Tiere und  Pflanzen (BfN 2016). 
Arten, die sich den Lebensraum Stadt erschließen 
 können, sind in der Regel mobil,  störungstolerant und 

 verfügen über breite ökologische Toleranzbereiche. Als 
Generalisten haben sie große natürliche Verbreitungs-
areale. Häufig sind Städte durch einen hohen Anteil 
nicht-heimischer Arten (Neobiota)  gekennzeichnet, 
die an nährstoffreiche, trockene und warme  edingungen 
angepasst sind (SRU 2000, Tz. 385). Der beabsichtigte 
oder auch unbeabsichtigte Zustrom von Neobiota trägt 
dazu bei, dass Städte eine vergleichsweise hohe Arten-
zahl aufweisen können (SRU 2000, Tz. 386 f.; WERNER 
2016). Auch steigt die Zahl an Wildtieren, wie Wild-
schweinen, Mardern, Füchsen, Wasch bären oder Rehen 
in der Stadt. Dies liegt sowohl an einem guten Nah-
rungsangebot und Unterschlupfmöglichkeiten als auch 
an generellen Bestandszunahmen (v. a. bei Wildschwei-
nen). Einige Wildtiere kommen in der Stadt durch die 
guten Lebensbedingungen sogar in höheren Dichten 
vor als in ländlichen Bereichen (ŠÁLEK et al. 2015). 
Dies kann unterschiedliche Arten von Kon flikten mit 
der  Bevölkerung hervorrufen, beispielsweise  aufgrund 
entstehender ökonomischer Schäden (vorwiegend 
durch Wildschweine) oder gesundheitlicher  Bedenken 
(Angst vor Übertragung von Krankheiten z. B. durch 
Füchse) (Professur für Wildtierökologie und Wild-
tiermana ge ment – Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 
2018). 

159. Auf Brachflächen können sich Sukzessionsstadien 
mit spezialisierten und seltenen Tier- und Pflanzenarten 
entwickeln, teilweise sind darunter auch Arten der Roten 
Liste (KOWARIK 2011). Brachflächen können so zu 
 Ersatzlebensräumen werden, da geeignete Habitate in 
landwirtschaftlich geprägten Regionen mittlerweile sel-
ten geworden sind. Dies gilt auch für andere wertvolle 
Lebensräume, wie Trockenrasen, Flussauen oder Heiden, 
die innerhalb oder am Rande von Städten vorkommen 
können und als besonders geschützte Biotope (nach § 30 
BNatSchG) wichtige Rückzugsräume spezialisierter Arten 
sind. In Abhängigkeit von den jeweiligen Rahmenbedin-
gungen weisen Städte mitunter einen größeren Arten-
reichtum und eine größere Häufigkeit an Bestäubern auf 
als das Umland (IPBES 2016, S. 50; KOWARIK 2011). 
Grundsätzlich ist diese vergleichsweise hohe Artenvielfalt 
innerhalb der Städte immer auch vor dem Hintergrund 
des zunehmenden Arten- und Habitatverlusts im land-
wirtschaftlich geprägten Umland zu sehen.

Stadtnaturschutz und Maßnahmen für eine qualitative 
und/oder quantitative Aufwertung von urbanem Grün 
sind dabei nicht als Ersatz für den Naturschutz außerhalb 
der Städte zu verstehen. Die Ziele des Naturschutzes 
 gelten sowohl außerhalb als auch innerhalb der Städte. 
Neben seinen ökologischen Ansätzen umfasst der Natur-
schutz in der Stadt jedoch in besonderem Maße auch 
 gesellschaftliche, soziale und kulturelle Aspekte, indem 
er den Bewohnerinnen und Bewohnern die Natur in 
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Wohnortnähe erfahrbar machen, und Naturbeobachtung 
fördern will (DRL 2006; SCHRÖDER et al. 2016). Neben 
der Erhaltung von Freiflächen und Biotopstrukturen 
spielt auch deren Pflege eine entscheidende Rolle – 
 sowohl für die Naturerfahrung durch den Menschen, als 
auch für die vorkommenden Tiere und Pflanzen. Das 
Pflegemanagement hat direkte Auswirkungen auf die 
 Artenvielfalt, etwa indem durch die Anlage von Blühstrei-
fen, Blühwiesen und Stauden und deren fachgerechte 
Pflege, insektenfördernde Strukturen geschaffen werden. 

160. Wegen der Bedeutung, die Städte für die Biodiver-
sität durchaus haben können, initiierte das Bundesamt 
für Naturschutz (BfN) im Jahr 2010 das Dialogforum 
„Biologische Vielfalt in Kommunen“. Die freiwillige 
Selbstverpflichtung zum Erhalt der Biodiversität als 
Grundlage einer nachhaltigen Stadtentwicklung wurde 
mittlerweile von über 250 Kommunen unterzeichnet. Im 
Jahr 2012 wurde das Bündnis „Kommunen für Biologi-
sche Vielfalt“ ins Leben gerufen, dessen Ziel der Schutz 
und die nachhaltige Nutzung der Biodiversität ist und 
das hierzu gemeinsame Aktionen und Projekte initiiert 
und Gemeinden miteinander vernetzt. So hat beispiels-
weise die Stadt Bad Saulgau (Baden-Württemberg) bislang 
vier Fünftel ihrer Anlagen im öffentlichen Raum (Ver-
kehrsinseln, Straßenbegleitgrün, Wiesen etc.) in arten-
reiches Grün (Blumenwiesen, Staudenbeete, heimische 
Gehölze) umgewandelt, Flächen entsiegelt und damit 
die biodiversitätsrelevante Fläche von 5 % auf 30 % 
 erhöht (Kommunen für biologische Vielfalt o. J.). Bis-
lang sind 135 Kommunen dem Bündnis beigetreten, 
 einzelne Kommunen haben zur Sicherung und Entwick-
lung ihrer Biodiversität bereits eigene kommunale Biodi-
versitätsstrategien aufgestellt. Das Label „Stadtgrün natur-
nah“ (verliehen durch das Bündnis „Kommunen für 
Biologische Vielfalt“ und die Deutsche Umwelthilfe e. V.) 
zeichnet Kommunen für eine naturnahe Grünflächen-
gestaltung nach ökologischen Standards aus. Ziel des 
 Labels ist, die Biodiversität in Städten durch eine exten-
sive Grünflächenbewirtschaftung zu fördern. Bislang 
wurde es fünfmal verliehen, 15 Bewerbungen sind aktiv 
(Kommunen für biologische Vielfalt 2018). Im Rahmen 
des Projekts des BUND „Pestizidfreie Kommune“ haben 
sich zudem bislang 240 Kommunen für den gänzlichen 
oder weitgehenden Verzicht auf Pestizide auf ihren kom-
munalen Grünflächen ausgesprochen (Stand 2018) (BUND 
2018; 2016).

Ökonomischer Wert
161. Neben den zuvor genannten Werten für Gesund-
heit, Klimaanpassung, Begegnungsraum und Habitat für 
Tiere und Pflanzen, haben Freiräume und Stadtnatur 
 darüber hinaus einen ökonomischen Wert. Finanzielle 
Erträge werden einerseits direkt durch eine wirtschaft-
liche  Nutzung erzielt (z.  B. durch Eintrittsgelder für 

 botan ische Gärten). Andererseits generieren optisch an-
sprechend gestaltete Freiräume indirekt Gewinne, indem 
sie als weiche Standortfaktoren Wohnstandort- und Inves-
titionsentscheidungen, Boden- und Immobilienpreise 
beeinflussen. Hierbei muss allerdings der Effekt der 
 Eco- Gentrifizierung bedacht werden, durch die ein-
kommensschwächere Haushalte verdrängt werden (Tz. 
139). Zudem kann durch eine geeignete Begrünung 
(Mächtigkeit der Substratauflage und Art der Bepflan-
zung)  von Dach-, Fassaden- und Hofflächen der Bedarf 
an Gebäudeklimatisierung reduziert werden, was auch 
volkswirtschaftlich – durch die Reduktion von Krank-
heitskosten – finanzielle Effekte mit sich bringen sowie 
zur Einsparung von Energiekosten führen kann (Natur-
kapital Deutschland – TEEB DE 2016; DETTMAR et al. 
2016). Der  Einfluss von wohnortnahem Grün auf die in-
dividuelle  Lebenszufriedenheit konnte in einer evidenz-
basierten Studie in 32 deutschen Großstädten auch 
 monetär quanti fiziert werden. Dazu wurden Gesund-
heitsdaten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) für 
die Jahre 2000 bis 2012 mit georeferenzierten Land-
nutzungs daten des European Urban Atlas (EUA) ver-
schnitten.  Die  Ergebnisse belegen einen positiven 
Zusammen hang  zwischen einer verbesserten Verfügbar-
keit von städt ischem Grün und der Lebenszufriedenheit 
sowie der mentalen und physischen Gesundheit. Obwohl 
die  kon kreten  Wirkmechanismen der positiven Effekte 
von Grünflächen auf die Gesundheit nicht Gegenstand 
der Untersuchung waren, kann vermutet werden, dass 
die Grünflächen als Anregung für Bewegung und Entspan-
nung in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle ein-
nehmen. Ein monetärer Vergleich ergab für eine Grün-
fläche in Berlin-Wilmersdorf, dass die Lebenszufriedenheit 
der Anwohnerinnen und Anwohner innerhalb eines Ra-
dius von einem Kilometer durch das Vorhandensein der 
 Grünfläche deutlich ansteigt und mit der Zunahme an 
Lebenszufriedenheit durch ein höheres Jahresein kommen 
 ver gleichbar ist. Übertragen auf die ganze Bevölkerung 
innerhalb dieses Radius, übersteigt der quan tifizierte 
Mehrwert an Lebensqualität den ökonomischen Wert der 
gleichen Fläche als Baugrundstück (KREKEL et al. 2016).

Wertschätzung von Stadtnatur
162. Die Bedeutung der in den vorangegangenen Ab-
schnitten dargestellten Funktionen und Werte spiegelt 
sich auch in einer Wertschätzung von Grünräumen durch 
die Bevölkerung wieder: Die Naturbewusstseinsstudie 
2015 von BMUB und BfN (2016) zeigt, dass für die große 
Mehrheit der Befragten Stadtnatur zum Alltag gehört 
und intensiv genutzt wird. Über 90 % der Befragten emp-
finden öffentliche Parkanlagen als wichtig oder sehr 
wichtig. Auch die politische und wissenschaftliche Wahr-
nehmung und Wertschätzung von Freiflächen hat in den 
letzten Jahren deutlich zugenommen. Meilensteine sind 
insbesondere die Leipzig-Charta zur nachhaltigen euro-
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päischen Stadt (Kap. 2.3), der im Jahr 2015 durch das 
BMUB angestoßene Grünbuchprozess zum Thema Grün 
in der Stadt (BMUB 2015b) und die Einrichtung des For-
schungsclusters „Green Urban Labs“ des BBSR, dem sich 
weitere nachgeordnete Behörden angeschlossen haben. 
Von besonderer Relevanz ist zudem das im Mai 2017 vor-
gestellte Weißbuch „Stadtgrün“, in dem sich der Bund 
mit zahlreichen Handlungsempfehlungen und Maßnah-
men für die Sicherung sowie die nachhaltige und multi-
funktionale Aufwertung von Freiflächen in Städten ein-
setzt (BMUB 2017e). Eine Maßnahme des Weißbuchs ist 
das Bund-Länder-Städtebauförderungsprogramm „Zukunft 
Stadtgrün“, das im Jahr 2017 mit einem Etat von 50 Mio. 
Euro ausgestattet war. Mit dem Programm werden 
 Ländern und Kommunen Bundesfinanzhilfen zur Ver-
besserung der urbanen grünen Infrastruktur bereitge-
stellt. Diese können für die Anlage, Sanierung, Quali-
fizierung und Vernetzung von öffentlich zugänglichen 
Grün- und Freiflächen eingesetzt werden. Ziel dieser 
Maßnahme ist die Verbesserung der Wohn- und Lebens-
qualität, des Stadtklimas und der Umweltgerechtigkeit 
sowie die Ermöglichung von gesellschaftlicher Teilhabe. 
Darüber hinaus liegt der Fokus auf dem Erhalt der bio-
logischen Vielfalt und der Förderung von Natur erfahrung. 
Förderschwerpunkte sind unter anderem die  Aufwertung 
und Qualifizierung des öffentlichen Raums, die Her-
stellung multifunktionaler Grün- und Freiflächen und 
deren Vernetzung, Bau- und Ordnungsmaßnahmen zur 
(vorübergehenden) Aktivierung von Brachflächen sowie 
die Umsetzung der Barrierefreiheit. Insbesondere für die 
Schaffung von multifunktionalen Grün- und Freiräumen, 
die ökologischen, sozialen und städtebaulichen Ansprü-
chen gerecht werden, bieten die Fördertatbestände gute 
Ansatzmöglichkeiten.

Auch in allen anderen Städtebauförderungsprogram-
men des Bundes werden Mittel für Grün- und Freiräu-
me bereitgestellt. In der Vergangenheit betraf dies zum 
Beispiel die Programme Stadtumbau Ost und West. Ein 
anderes Beispiel hierfür ist das Programm „Soziale 
Stadt“, welches unter anderem das Ziel verfolgt, Teilha-
be, Integration und Nachbarschaftlichkeit zu fördern 
(BMI 2018e).  Gerade hinsichtlich des Themas Multi-
funktionalität von Grünräumen erwies sich die Überla-
gerung von verschiedenen Förderkulissen als hilfreich, 
da Synergien zwischen den Programmen genutzt wer-
den konnten (RÖßLER et  al. 2018). Generell besteht 
die Hoffnung, dass mit den zahlreichen Aktivitäten in 
diesem Bereich Grünräume und Aspekte der biologi-
schen Vielfalt in der Stadterneuerung stärker berück-
sichtigt werden.

Auch auf EU-Ebene bezieht die Strategie zur grünen 
 Infrastruktur (Europäische Kommission 2013) den städ-
tischen grünen Raum im Hinblick auf dessen positive 

 Effekte für die Lebensqualität und menschliche Gesund-
heit, die Biodiversität im städtischen Raum und die An-
passung an die Folgen des Klimawandels klar mit ein.

4.2.2 Freiräume und 
 Nach verdichtung:

Synergien und Zielkonflikte
163. Wachsende Städte sehen sich in zunehmendem 
Maße Herausforderungen wie den Auswirkungen des 
 Klimawandels, einer steigenden Nachfrage nach Wohn-
raum, einer Verknappung von Freiräumen und der 
 Zunahme des MIV gegenüber. Vor diesem Hintergrund 
wird es immer wichtiger, dass bei einer baulichen Innen-
entwicklung die vorab beschriebenen Funktionen von 
Freiräumen berücksichtigt und zielgerichtet dahin-
gehend entwickelt werden, einen effektiven Beitrag zum 
Umgang mit den sich stellenden stadtgesellschaftlichen 
Aufgaben zu leisten. Auftretende Zielkonflikte sollten 
dabei frühzeitig erkannt und bei den Planungen berück-
sichtigt werden. 

Synergien nutzen
164. In Abschnitt 4.2.1 wurde gezeigt, dass eine Vielzahl 
an Anforderungen, die sich hinsichtlich der Klimaan-
passung, der Mobilität, der Gesundheitsvorsorge und der 
Stadtökologie an den Stadtraum stellen, durch grüne Infra-
struktur adressiert werden kann (Abb. 12). Um ihre 
Funktionsvielfalt zu fördern und zu nutzen, ist ein inte-
griertes und vorausschauendes Planungsverständnis not-
wendig, das die gleichen Anforderungen aus unterschied-
lichen fachlichen Perspektiven betrachtet. Voraussetzung 
hierfür ist auf kommunaler Ebene der Einbezug der ver-
schiedenen Akteure der Freiraumplanung. Neben Fachbe-
hörden und Verwaltungen zählen hierzu auch Akteure 
der Wohnungswirtschaft. Trotz gestiegener (politischer) 
Aufmerksamkeit wird das Thema hier jedoch häufig noch 
nicht hinreichend und vielfach erst spät in den Planungs-
prozessen berücksichtigt (BÖHM et al. 2016). Dies liegt 
unter anderem an den unterschiedlichen Zuständigkeiten 
und langen Entscheidungswegen in der öffentlichen Ver-
waltung sowie den teilweise konkurrierenden Anforderun-
gen an Freiräume (Freie und Hansestadt Hamburg 2013). 
Insbesondere in stark wachsenden Städten werden die 
ökologischen, gesundheitlichen und sozialen Aspekte von 
urbanem Grün in Abwägung mit baulichen Maßnahmen 
nur selten in ausreichendem Maße beachtet. Eine wichti-
ge Rolle für die Entwicklung von Grünräumen kommt 
dabei dem Landschaftsplan zu, dessen Aufgabe es unter 
anderem ist, Belange des Naturschutzes aufzugreifen 
und in die Gesamtplanung der Gemeindegebiete zu inte-
grieren. Hierzu zählt auch die Festlegung von Zielen und 
Maßnahmen zur Erhaltung und Entwicklung dieser Be-
reiche im Siedlungsgebiet (BÖHM et al. 2016).



4.2 Freiräume in der Stadt

65

Die Voraussetzungen für einen effektiven Nutzen und 
optimale Funktionserfüllung von Grünräumen sind ins-
besondere deren Qualität, Größe, Verteilung im Stadt-
gebiet und Ausstattung. Wesentliche Bedingungen dafür, 
dass sie ihre Funktionen für Gesundheit und Erholung, 
als Raum für Begegnung und Bewegung, als Lebensraum 
für Tiere und Pflanzen und für das Stadtklima entfalten 
können, sind in Abbildung 14 zusammengefasst.

165. In § 1 Abs. 6 BNatSchG ist der Erhalt und („wo sie 
nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind“) die Neu-
schaffung von Freiräumen in siedlungsnahen und besiedel-
ten Bereichen gesetzlich verankert. Um den Begriff des 
„ausreichenden Maßes“ zu definieren und Kommunen 
diesbezüglich Leitplanken zu bieten, sind eindeutige 
I ndikatoren mitsamt Orientierungswerten nötig (BÖHM 
et al. 2016). Indikatoren und Orientierungswerte dienen 
sowohl der Konkretisierung von Zielen sowie als Kon-
trollmechanismus für den Abgleich von Bedarf und 
 tatsächlicher Situation, der Vergleichbarkeit zwischen 
Städten und nicht zuletzt der fachlichen, argumentativen 
Stärkung in der politischen Diskussion. Die Konkre-

tisierung und Einführung entsprechender Orientierungs-
werte würde dazu beitragen, dass die Funktionen von 
Freiräumen gewährleistet blieben.

Das BBSR hat zentrale Kernindikatoren identifiziert, die 
bereits in einigen Großstädten etabliert sind und sich 
in der Anwendung als praxistauglich erwiesen haben. 
Abbild ung 15 veranschaulicht diese Indikatoren und setzt 
 sie mit den eingangs beschriebenen Handlungsfeldern 
 (Abschn. 4.2.1) in Verbindung, mit denen sie primär in 
Zusammenhang stehen. Für ein umfassendes Bild des 
Stellenwerts von Grünräumen in der Stadt sind demnach 
die bereits angesprochenen Aspekte Klimawirksamkeit, 
Verteilung, Erreichbarkeit und Grünausstattung wesent-
lich, wobei letzterer nur im Kontext mit anderen Indika-
toren aussagekräftig ist. Darüber hinaus ist auch das Bud-
get ein wichtiger ergänzender Indikator. Aus ihm können 
Aussagen zur Grünflächenpflege abgeleitet  werden, 
 beispielsweise ob finanzielle Mittel dem Bedarf ent-
sprechend eingesetzt werden und der Pflegeaufwand 
im  inter annuellen Vergleich den generell steigenden 
Nut zungsdruck reflektiert. Die Erhaltung, Pflege und 

ɦ Abbildung 14

Ausgestaltung von Grünräumen zur Erfüllung ausgewählter Funktionen (Überblick)

 

SRU 2018; Datenquelle: BBSR 2018a

– ausreichende Größe, Verteilung  und 
Vernetzung

– geringer Versiegelungsgrad
– ökologische Aufwertung 

(naturnahe Pflegemaßnahmen)
– Strukturreichtum

Lebensraum für Tiere und Pflanzen

– ausreichende Größe und Vernetzung
– Verteilung im Stadtgebiet (Frischluftschneisen)
– großvolumige Vegetation
– geringer Versiegelungsgrad
– Dach- und Fassadenbegrünung

Stadtklima

– Grünräume in ausreichender Menge und  
Verteilung 

– fußläufige Entfernung, barrierefreier Zugang
– Multifunktionalität
– Naturerfahrungsräume

Raum für Begegnung und Bewegung 

– Grünräume in ausreichender Menge und  
Verteilung 

– fußläufige Entfernung, barrierefreier Zugang
– angepasste Pflanzenauswahl 

(Allergiepotenzial, Filterfunktion, …)

Gesundheit und Erholung 
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Entwicklung von Grünräumen ist eine wesentliche Vor-
aussetzung für ihre Qualität und damit auch Funk tions-
erfüllung. Je nach Art der Pflege (beispielweise stärker 
gärtnerisch gestaltend oder extensiv) werden unter-
schiedliche F unktionen gefördert. Darüber hinaus wur-
den durch das BBSR weitere Indikatoren ermittelt, die in 
manchen Kommunen angewendet werden und zum Teil 
einen höheren Detailgrad aufweisen, in Abbildung 15 
aber nicht dargestellt sind. Diese beziehen sich unter 
 anderem auf die Grünraumvernetzung, das Grünvolu-
men, die Luftqualität, die Lärmbelastung und die Grün-
qualität. Auch Indikatoren zu Naturraumfunktionen und 
Bio diversität wurden identifiziert (z. B. in Bezug auf den 
Versiegelungsgrad, den Anteil öffentlicher Grünflächen 
mit naturschutzfachlichem Wert, die Arten- und Lebens-
raumvielfalt im Stadtgebiet oder Grünstrukturen mit 
Eignung zum Biotopverbund). Diese finden in der Praxis 
aktuell jedoch kaum Anwendung (BBSR 2018a).

Freiräume und Nachverdichtung: ein Zielkonflikt? 
166. In Städten mit einer starken Wohnraumnachfrage 
sind Zielkonflikte zwischen der baulichen Entwicklung 

und dem Erhalt knapper freier Flächen unumgänglich 
(BMUB 2015b). Nachverdichtung nimmt unweigerlich 
Flächen in Anspruch: Bei einer horizontalen Nachver-
dichtung durch Bebauung, darüber hinaus (sowohl bei 
einer horizontalen als auch bei einer vertikalen Ver-
dichtung) durch baurechtliche Anforderungen, wie etwa 
der Schaffung von Stellplätzen oder der Grundstücks-
erschließung durch Wege und Zufahrten. Generell ist 
für den Erhalt von Freiräumen eine vertikale Nachver-
dichtung am geeignetsten. Allerdings steigen durch 
mehr Bewohnerinnen und Bewohner auch der Bedarf 
an zusätzlicher sozialer und technischer Intrastruktur 
(wie Parkplätze, Schulen, Kindergärten) sowie der 
Nutzungsdruck auf bestehende Flächen. In Städten, die 
kompakter werden, steigen die Anforderungen an die 
Stadtnatur: Mehr Menschen auf der gleichen Fläche 
benötigen eine  ausreichende Grünraumversorgung, 
kleiner werdende und/oder stärker genutzte Grün-
räume müssen gleiche oder zunehmende Funktionen 
erfüllen, beispielsweise als Erholungsort oder für die 
Klima anpassung. Aufgrund ihrer großen Bedeutung für 
die Lebensqualität in Städten sieht es der SRU daher als 

ɦ Abbildung 15
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notwendig an, dass Freiräume bei einer Verdichtung 
von Städten im Sinne des Konzepts der „Doppelten In-
nenentwicklung“ (Tz. 59) sowohl qualitativ als auch, 
wenn möglich, quantitativ aufgewertet werden.

Qualitative Aufwertung
167. Die qualitative Aufwertung adressiert die Gestaltung 
der Freiräume und bezieht sich auf die Nutzungsqualitä-
ten (wird ein möglichst breites Funktionsspektrum auf 
einer Fläche abgedeckt? Werden die in dem betreffenden 
Quartier bestehenden Anforderungen der Bewohnerinnen 
und Bewohner erfüllt?), die Pflegequalitäten (welcher 
Pflegebedarf besteht, damit Flächen ansprechend bleiben 
und von den Nutzenden angenommen werden? Wie kann 
dieser Pflegebedarf kosteneffizient und ökologisch vor-
teilhaft gedeckt werden?) sowie die Verfahrensqualitäten 
(Berücksichtigung des Lebens- und Nutzungszyklus des 
Freiraums). Nur wenn Freiräume von den Bewohnerin-
nen und Bewohnern als ansprechend empfunden und 
 angenommen werden, sie gut in die jeweiligen Quartiere 
integriert sind und den Anforderungen der dortigen Nut-
zergruppen entsprechen, können sie ihre Funktionen zur 
Förderung der Gesundheit, als Erholungs- und Begeg-
nungsräume erfüllen. Auch bei knappen kommunalen 
Kassen ist es entscheidend, bei der Anlage der Flächen in 
robuste und nachhaltige Materialien und an den Standort 
angepasste Bepflanzung zu investieren, auch wenn dies zu 
Beginn einen höheren finanziellen Aufwand bedeuten 
kann. Ein daraus resultierender geringerer Pflegeaufwand 
in der Nutzungsphase reduziert die Kosten auf lange Sicht 
und wirkt einer Verwahrlosung der Anlagen entgegen 
(Freie und Hansestadt Hamburg 2013). 

Quantitative Aufwertung
168. Eine gewisse Mindestgröße muss gegeben sein, 
damit Freiräume ihre Funktionen erfüllen können und 
für die Bewohnerinnen und Bewohner nutzbar sind. Sie 
müssen daher auch in dichter werdenden Städten eine 
quantitative Sicherung erfahren und wenn möglich ver-
größert werden (KÜHNAU et al. o. J.). Hierbei ist die 
 Aktivierung von Flächenpotenzial von den jeweiligen 
 Rahmenbedingungen einer Stadt abhängig und muss im 
Einzelfall betrachtet werden. Ein großes und weitgehend 
ungenutztes Potenzial ergibt sich beispielsweise aus der 
Aufwertung von Abstandsgrün, das insbesondere bei älte-
ren Zeilen- und Punktbauten weitverbreitet ist. Im Miet-
geschosswohnungsbau wurden diese Flächen häufig als 
„Restflächen“ gesehen, für die selten Freiraumkonzepte 
entwickelt wurden. Aufgrund mangelhafter Ausstattung 
(oder Betretungsverbot seitens der Hausverwaltung) sind 
diese für die Hausbewohner vielfach kaum nutzbar, wo-
durch das Zuständigkeitsgefühl der Bewohnerinnen und 
Bewohner für ihr Wohnumfeld häufig auf die eigene Woh-
nung beschränkt ist (BÜRGISSER 2017; SPITTHÖVER 
2002). Auch die Umwidmung von Parkraum, ermöglicht 

durch eine Flexibilisierung der Stellplatzverordnung 
(s.  Tz. 196), würde Flächenpotenzial schaffen. Ein wei-
terer Ansatzpunkt ist die funktionale Erweiterung von 
Dachflächen als Sport- oder Urban-Gardening- Flächen. 
Mit einer doppelten Innenentwicklung sollten Chancen 
genutzt werden, bislang untergenutzte, gegebenenfalls 
 verwahrloste und ungepflegte Flächen (bspw. Außen-
anlagen) aufzuwerten und für die Bewohnerinnen und 
 Bewohner nutzbarer und attraktiver zu machen.

Wenn bei sehr starkem Druck auf den Wohnungsmarkt die 
Neuanlage von Grünflächen nicht möglich ist, so ist neben 
einer qualitativen Grünraumaufwertung, die Sicherung 
bestehender Flächen die vordringliche Aufgabe. Wie 
dies in einer dichter werdenden Stadt erreicht werden 
kann, wird am Beispiel Hamburg exemplarisch dargestellt 
(s. Tz. 170). 

169. Der SRU sieht es generell als notwendig an, dass 
die Bewohnerinnen und Bewohner von Städten mit aus-
reichend Grün versorgt sind. Zudem muss sowohl bei 
 horizontaler wie auch bei vertikaler Nachverdichtung der 
 Klimaanpassung Rechnung getragen werden, beispiels-
weise indem vermieden wird, dass Frischluftschneisen 
verbaut werden (s. Tz. 147). Wie im Grünbuch Stadtgrün 
des BMUB vermerkt und ihre Bedeutung auf den Punkt 
bringend, ist grüne Infrastruktur „neben der  sozialen, kul-
turellen und technischen Infrastruktur  (u. a. Verkehrs-, 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur) für  die Stadtbewoh-
ner Teil kommunaler Daseinsvorsorge“ (BMUB 2015b). 

Hamburg: Qualifizierung von Freiräumen in einer 
dichter werdenden Stadt
170. Ein Beispiel für den Umgang mit dem Zielkonflikt 
von Nachverdichtung und Erhalt bzw. Schaffung quali-
tätsvoller Freiräume ist die Freie und Hansestadt Hamburg. 
Als eine der am schnellsten wachsenden Städte Deutsch-
lands mit einem jährlichen Neubaubedarf von mehr als 
10.000 Wohnungen, ist sie zugleich eine der grünsten.

Um die Lebensqualität in Hamburg als „grüne Metropole 
am Wasser“ auch bei weiterem Einwohnerwachstum zu 
erhalten und weiterzuentwickeln, kommen unterschied-
liche Planungskonzepte, Strategien und Projekte zur 
 Anwendung. So verbindet beispielsweise das mehr als 
40.000 ha umfassende Freiraumverbundsystem „Grünes 
Netz Hamburg“ durch einen inneren und einen äußeren 
grünen Ring und zwölf strahlenförmige Landschafts-
achsen Parkanlagen, Friedhöfe und weitere Bestandteile 
der grünen Infrastruktur. Es ermöglicht, sich sowohl in-
nerhalb der Stadt im Grünen sowie von dort aus in die 
Landschaft außerhalb der Stadt zu bewegen. Teile seiner 
Flächen sind auch Bestandteil des im Jahr 2017 initiier-
ten Naturschutzgroßprojekts „Natürlich Hamburg!“. Bis 
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zum Jahr 2031 soll durch das mit Bundesmitteln geför-
derte Projekt (Programm chance.natur, BfN) eine Fläche 
von insgesamt 6.200 ha naturschutzfachlich aufgewertet 
und gesichert und zugleich für die Besucherinnen und Be-
sucher erlebbarer gemacht werden. Naturnahe und gestal-
tete Flächen (21 Park- und Grünanlagen, 19 Naturschutz-
gebiete und Teile des Biotopverbunds) werden in einem 
gemeinsamen Ansatz weiterentwickelt, indem Akteure 
aus Naturschutz, Freiraumplanung, Grünflächenpflege 
und der Bevölkerung eingebunden werden. Hamburgs 
Stadtnatur soll so als fester Bestandteil der Stadtent-
wicklung etabliert werden.

Die Hamburger Gründachstrategie zielt durch die Erhö-
hung des Anteils begrünter Dächer auf die Förderung 
nachhaltigen Bauens und die Anpassung an den Klima-
wandel. Im Rahmen der „Green Urban Labs“ (Tz. 162) 
erarbeitet die Stadt zudem eine Fassadenbegrünungs-
strategie. Mit dem Landschaftsprogramm wurde ein 
Steuerungsinstrument entwickelt, dessen behördenver-
pflichtende Inhalte in der gesamtstädtischen Entwick-
lungsplanung zu berücksichtigen sind. Hierfür wurden 
eine Stadtklimaanalyse und ein Klimawandelszenario er-
stellt. Die „Qualitätsoffensive Freiraum“ steht als strate-
gischer Planungsansatz hinter der Umsetzung der dop-

pelten Innenentwicklung und ist darauf angelegt, in der 
fortwährend kompakter werdenden Stadt einen „grünen 
Mehrwert“ für die Bewohner zu erreichen. Ein wesentli-
cher Bestandteil ist die Einbindung aller betroffenen Ak-
teure, insbesondere auch der Wohnungswirtschaft als 
Planungspartner. Als zentrale Qualifizierungsstrategien 
für die Sicherung und die Entwicklung von Freiräumen 
wurden unter anderem identifiziert: die integrierte Ent-
wicklung von Freiräumen und die Herstellung ihrer 
Quartiersbezüge, die Überlagerung von Funktionen und 
die Nutzung von Synergien, die Erschließung neuer Frei-
raumpotenziale (neben öffentlichen Grünflächen auch 
Straßenräume, Stadtplätze, Sportflächen, Dachflächen, 
Infrastruktureinrichtungen) und die Förderung des zivil-
gesellschaftlichen Engagements sowie lokaler Kooperati-
onen. Mittels eines „Freiraumchecks“ als Prüfliste wer-
den Freiraumqualitäten quartiersbezogen ermittelt und 
damit eine transparente Grundlage gebildet, freiraum-
bezogene Ziele mit den betroffenen Akteuren zu disku-
tieren (Freie und Hansestadt Hamburg 2013). Im Pilot-
projekt „Spot ON Hamm Horn“ (Laufzeit 2014 – 2017) 
wurde ein integriertes Freiraumkonzept als Instrument 
für die Qualifizierung von Freiräumen in einem zuneh-
mend dichter werdenden Stadtteil Hamburgs erfolgreich 
erprobt (Bruun & Möllers und BIG Städtebau 2017).
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171. Die Kommunen sind die wichtigsten Akteure bei 
der komplexen Aufgabe der doppelten Innenentwick-
lung.  Sie verfolgen hierbei zahlreiche unterschiedliche 
An sätze.  Da die Anforderungen an eine, auch aus ökolo-
gischer Sicht, langfristig tragfähige Entwicklung hoch 
sind, gibt der SRU im Folgenden Empfehlungen, wie der 
Bund und die Länder die Kommunen diesbezüglich 
unter stützen können.1

172. Neben der Inanspruchnahme von Flächen und 
 Rohstoffen durch den Wohnungsneubau liegt der Fokus 
dieser Stellungnahme darauf, wie es auch in stark wach-
senden Kommunen gelingen kann, die Bereitstellung von 
Wohnraum mit einer hohen Umwelt- und Lebensqualität 
zu vereinbaren. Weiterhin ist der Erhalt der sozialen 
Vielfalt in diesen Städten von besonderer Bedeutung. 
Der SRU empfiehlt daher beim Wohnungsneubau das 
 folgende, strategische Vorgehen (s. Abb. 16), welches 
im Bereich der Neubautätigkeit durch vier Schlüssel-
empfehlungen unterstützt wird. Die Schlüsselempfeh-

lungen werden mit den weiteren Empfehlungen ab Ka-
pitel 5.1 genauer ausgeführt: 

 ɦ Wie die Stellungnahme verdeutlicht, sind Umwelt-
beeinträchtigungen durch den Wohnungsneubau auch 
bei Beachtung und Ausschöpfung aller Nach haltig-
keits potenziale nicht vollständig zu verhindern. Daher 
 sollten Möglichkeiten ausgeschöpft werden, im Bestand 
Wohnraum zu schaffen, bevor neue Wohnungen gebaut 
werden, wenngleich die Potenziale der Be  stands  -
entwicklung in Regionen mit angespanntem Wohn-
ungsmarkt begrenzt sind. Hierzu gehören Maßnahmen 
zur Förderung des Wohnungstausches, zur Aktivierung 
von leer stehenden Wohnungen sowie die Umwand-
lung von leer stehenden Nichtwohngebäuden in Wohn-
immobilien (Tz.   37  ff.) Es gibt bereits zahlreiche Aktiv-
itäten der Kommunen, um diese Maßnahmen zu unter-
stützen (ebd.). Entsprechende Aktivitäten sind aber 
auch zeit- und personalaufwendig. Hier ist es hilfreich, 
wenn der Bund die Kommunen fachlich unterstützt, in 



5.1 Nachhaltiges Bauen als ganzheitlicher Ansatz

69

dem er weiterhin Forschungsvorhaben  zur Schaffung 
von Wohnraum im Bestand finanziert,  fachlich beglei-
tet und die Ergebnisse publiziert und diskutiert (s. a. 
Tz. 39).

 ɦ Wie im Baugesetzbuch vorgegeben, sollten Woh-
nungen gemäß dem Grundsatz „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“ prioritär im Innenbereich der 
Städte und Gemeinden gebaut werden. Die Nutzung 
bestehender Bau- und Infrastrukturen reduziert die 
Neuinanspruchnahme von Flächen und in der Regel 
auch von Rohstoffen. Eine bauliche Nachverdichtung 
sollte in kompakter Bauweise und im Sinne einer 
 doppelten Innenentwicklung erfolgen:

 ɦ Der SRU sieht es als wichtig an, nachhaltiges Bauen 
als ganzheitlichen Ansatz zu stärken (s. 1. Schlüs-
sel empfehlung: „Nachhaltigkeitsbewertung von 
 Wohnungsbauvorhaben fördern“). Dies beinhaltet 
auch, dass die Qualität der Rohstoffe im Hinblick 
auf die Anforderungen der Kreislauffähigkeit, 
Umwelt- und Gesundheitsverträglichkeit (Tz. 88) 
optimiert wird:

 ɦ Stadträume erfüllen essenzielle Funktionen für die 
Lebensqualität im Hinblick auf Gesundheit, Klima-
anpassung, Mobilität, Stadtökologie und soziale 
Kohäsion (s. 2. Schlüsselempfehlung: „Formelle Ins-
trumente zur Sicherung und Entwicklung von Frei-
raumqualitäten stärken“). Der SRU sieht Grenzen 

der Innenentwicklung dann erreicht, wenn in stark 
wachsenden Städten die zur Sicherung einer hohen 
Umwelt- und Lebensqualität quantitativ benötigte 
grüne Infrastruktur nicht mehr gewährleistet 
 werden kann.  Zur Identifikation dieser Grenzen 
müssen dringend Ori ent ierungswerte abgeleitet 
werden. (s. 3. Schlüssel empfehlung: „Bundesweite 
Orientierungswerte für die Qualität und Quantität 
von Freiräumen erarbeiten“). 

 ɦ Eine bundesweite Einführung des Flächenzerti fi-
kate handels gibt diesen Kommunen den benötigten 
Entwicklungsspielraum, ohne das Flächensparziel 
der Bundes regierung zu gefährden (s. 4. Schlüs sel-
empfehl ung: „Flächenzertifikatehandel bundesweit 
einführen“).

Abbildung 17 gibt einen Überblick über die im Folgenden 
ausgeführten Empfehlungen dieser Stellungnahme.

5.1 Nachhaltiges Bauen als 
ganzheitlicher Ansatz

Nachhaltigkeitsbewertung von Wohnungsbau-
vorhaben fördern
173. Aufgrund der Komplexität der untereinander ab-
zuwägenden Kriterien leisten die in Abschnitt 3.2.3 
 beschriebenen Systeme zur Nachhaltigkeitsbewertung 

ɦ Abbildung 16
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ɦ Abbildung 17

Überblick über die Empfehlungen 
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einen wichtigen Beitrag zu einer ganzheitlichen Bewer-
t ung von Wohnungsbauvorhaben. Durch die Bewertung 
können bereits im Vorentwurf Schwachstellen des Kon-
zeptes aufgedeckt und behoben werden. Eine integrierte 
Betrachtung der sozialen, ökologischen, ökonomischen 
und technischen Qualität sowie der Prozessqualität 
stärkt nachhaltiges Bauen als ganzheitlichen Ansatz. Die 
benannten existierenden Systeme können hierfür gleicher-
maßen genutzt und weiterentwickelt werden.

Der SRU empfiehlt den Bundesländern, die bestehenden 
Bewertungssysteme stärker bekannt zu machen und ihre 
Nutzung für Wohnungsbauvorhaben, sowohl für den 
 öffentlich geförderten als auch den privaten Wohnungs-
bau, mit attraktiven Zuschüssen zu fördern. Damit sollen 
zusätzlich zur Förderung durch die KfW Banken gruppe 
weitere finanzielle Anreize für den Einsatz solcher 
 Gebäudezertifizierungen für Wohnungsneubauten ge-
schaffen werden, die nicht an andere Fördertatbestände 
(z. B. Kredite durch die KfW Bankengruppe) geknüpft 
sind. Ein gutes Beispiel für eine derartige Förderung bietet 
die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB). 
Durch die landeseigene IFB fördert Hamburg das Er reichen 
eines vordefinierten Niveaus in der Nachhalt ig keits-
bewertung (DGNB-Siegel, HafenCity Umwelt zeichen 
oder NaWoh) für Wohnungen im 1. und 2. Förder weg 
(Sozialwohnungen und Wohnraum für mittlere Einkom-
men) (IFB 2018b; 2018a). Eine Förderung durch die 
Bundesländer ermöglicht es diesen, über die allgemein-
gültigen Nachhaltigkeitskriterien hinaus regionale Spezi-
fika zu berücksichtigen. Spezifische Zielsetzungen können 
über ein Anforderungsprofil gefördert werden (IFB o. J.). 
Dieses sollte ein ambitioniertes Ergebnis im Sinne dieser 
Stellungnahme beinhalten. Neben der Gebäudebewer-
tung sollte ein besonderes Augenmerk einer Landes-
förderung auch auf der Nachhaltigkeitsbewertung von 
Stadtquartieren liegen. Der SRU empfiehlt eine zeitnahe 
Evaluation der Wirksamkeit der Nachhaltigkeitszertifi-
zierung von Wohngebäuden sowie eine entsprechende 
ambitionierte Weiterentwicklung der Systeme im Hin-
blick auf die anspruchsvolle Zielsetzung einer nach-
haltigen Stadtquartiersentwicklung.

Um Bürgerinnen und Bürger an die transparente Beschrei-
bung und Bewertung der Nachhaltigkeit im Wohn ungsbau 
heranzuführen, empfiehlt der SRU eine flankierende 
 Informationspolitik, zum Beispiel über die Verbraucher-
zentralen oder kommunale Anlaufstellen. Zudem sollten 
die Ausbildungsangebote für Architektinnen und Archi-
tekten sowie Planerinnen und Planer ausgebaut werden. 
Hierzu könnte der Leitfaden Nachhaltiges Bauen des Bun-
des (BMUB 2016d) für Büro- und Verwaltungs gebäude 
auf Wohngebäude angepasst und gegebenenfalls verein-
facht werden, sodass er als Plan ungshilfe für Projekte des 
Wohnungsneubaus dienen kann.

Landesbauordnungen um Nachhaltigkeits-
anforderungen ergänzen
174. Der Schwerpunkt des Bauordnungsrechts liegt 
grundsätzlich auf der Gewährleistung der „öffentliche[n] 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesund-
heit und natürlichen Lebensgrundlagen“ (§ 3 Abs. 1 MBO). 
Die Kommission Nachhaltiges Bauen (KNBau) am UBA 
empfiehlt, im Bauordnungsrecht neben der Gefahren-
abwehr auch Vorsorge- und Nachhaltigkeitsanforderungen 
aufzunehmen. Die KNBau schlägt deshalb vor, die allge-
meinen Anforderungen in § 3 Abs. 1 MBO zu ergänzen, 
insbesondere auch durch die Aufgaben Klimaschutz und 
Klimaanpassung (KNBau 2015).

175. Der SRU empfiehlt auch den Bundesländern, die 
entsprechende Anforderungen bislang nicht aufgenom-
men haben, ihre Landesbauordnungen durch Nachhaltig-
keitsanforderungen zu ergänzen. Sowohl mit Blick auf 
die Ressourcenschonung und die Nutzungsdauer der 
Bauten als auch im Hinblick auf eine ganzheitliche 
 Lebenszyklusbetrachtung ist eine solche rechtssichere 
Grundlage zur Umsetzung von Nachhaltigkeitsanforde-
rungen sinnvoll. 

Finanzielle Förderung an Nachhaltigkeitskriterien 
ausrichten
176. Die KfW Bankengruppe fördert jährlich verschiedene 
Maßnahmen mit dem Ziel der Energieeffizienz und CO2-
Minderung, unter anderem im Wohngebäudesektor. Die 
Förderung umfasst unterschiedliche energetische Stan-
dards, die Anforderungen an den Energiebedarf bzw. an 
die Energieversorgung der Gebäude stellen. Dadurch be-
trachten die meisten Programme der KfW Bankengruppe 
primär die energetische Komponente von Gebäuden (vgl. 
u. a. die Programme „Energieeffizient Bauen“, „Energieef-
fizient Sanieren“). Die Finanzierung, die alle Ge bäude-
eigentümergruppen in Anspruch nehmen können,  erfolgt 
mittels des CO2-Gebäudesanierungsprogramms der Bun-
desregierung. Im Rahmen dessen  werden Kredite durch 
die KfW Bankengruppe sowohl für den Neubau als auch 
für die Sanierung von Bestandsbauten vergeben und In-
vestitionszuschüsse bewilligt. Die  Mittelvergabe setzt die 
Erreichung und die Nachweis führung eines höheren ener-
getischen Standards voraus als in der Energie ein spar-
verordnung vorgegeben (KfW-Effizienzhaus 40,  40 Plus 
und 55). Um den Fokus auf Energieverbrauch im Gebäu-
debetrieb um den Rohstoff einsatz über den Lebenszyklus 
zu ergänzen, muss eine lebens zyklusorientierte Gebäude-
betrachtung forciert werden und in die öffent lichen För-
derprogramme Eingang finden, etwa bei den Förderpro-
grammen der KfW Bankengruppe.

177. Während für die Inanspruchnahme der Förderung 
Vorgaben für den Energieverbrauch oder die Gebäude-
hülle definiert sind, wird der Materialverbrauch des Ge-
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bäudes im gesamten Lebenszyklus (Rohstoffgewinnung, 
Herstellung über Umnutzung, bis hin zu Rückbau und 
Entsorgung) kaum betrachtet. Eine Gesamtbilanzierung 
einschließlich der sogenannten grauen Energie, des Roh-
stoffeinsatzes oder von weitergehenden Umwelteffekten 
im gesamten Lebenszyklus wird nicht adressiert oder 
speziell gefördert. Lediglich die Programme „Altersge-
recht Umbauen“ und „Zuschuss Baubegleitung“ der KfW 
Bankengruppe weisen Ansatzpunkte des Lebenszyklus-
gedankens auf. Das erstgenannte Programm knüpft an 
das Potenzial der Nutzungsdauer/Umnutzbarkeit an. Das 
Programm „Zuschuss Baubegleitung“, welches eine ener-
getische Fachplanung und Baubegleitung, wahlweise mit 
einer Nachhaltigkeitszertifizierung fördert, greift weitere 
Umweltwirkungen durch die mögliche Anwendung einer 
Zertifizierung auf.

178. Im Sinne einer ganzheitlichen und lebenszyklus-
basierten Betrachtung, insbesondere der Stoffströme, 
sowie auch der Qualitätssicherung der geförderten Maß-
nahmen spricht sich der SRU für eine deutliche Orien-
tierung der KfW-Förderprogramme an Nachhaltigkeits-
kriterien aus. Die Förderprogramme sollten die Leitlinien 
des Leitfadens „Nachhaltiges Bauen“ des BMUB bezie-
hungs weise die der Zertifizierungssysteme (vgl. Ab schn. 
3.2.3) abbilden.

179. Der SRU befürwortet es darüber hinaus, dass 
Förder ungen im Bereich Bauen und Wohnen regelmäßig 
an ökologische und soziale Ziele geknüpft werden. Bei-
spielsweise sollte im Bereich der Dachaufstockungen un-
tersucht werden, ob es Möglichkeiten gibt, das hierin lie-
gende Potenzial eines flächeneffizienten Beitrags zur 
Wohnraumversorgung unter Wahrung ökologischer und 
sozialer Kriterien stärker als bisher auszuschöpfen. 

Umweltfreundliche öffentliche Auftragsvergabe 
von Bauleistungen stärken
180. Das jährliche Beschaffungsvolumen der öffentlichen 
Hand liegt bei etwa 51,4 Mrd. Euro. Davon werden 
11,6 Mrd. Euro im Bereich Gebäudeneubau und -renovie-
rung ausgegeben (BMU 2008). Bei dieser Vergabe von 
Bauleistungen durch öffentliche Auftraggeber bestehen 
vielfältige Möglichkeiten, ökologische Aspekte einzu-
beziehen. Das deutsche Vergaberecht, das 2016 umfang-
reich novelliert worden ist, ermöglicht es, Umweltaspek-
te auf verschiedenen Stufen des Vergabeverfahrens 
einzubeziehen, wenn diese mit dem Auftragsgegenstand 
in Verbindung stehen (z. B. Sozial- und Umweltkriterien 
zur Beschreibung der Art, Eigenschaft und Güte der Leis-
tung). Vorab können zudem Sanktionen und Vertrags-
strafen bestimmt werden, um nach der Auftragserteilung 
die Erfüllung von Sozial- und Umweltkriterien sicherzu-
stellen. Es dürfen allerdings Beschaffungsgegenstände 
nicht so ausgewählt werden, dass dadurch Anbieter 

 diskriminiert werden. Dies kann der Fall sein, wenn eine 
bestimmte Marke, ein bestimmtes Produkt oder ein be-
stimmter Ursprungsort vorgegeben werden soll. Mithin 
ist es wichtig, dass die Rechtsgrundlagen so ausgestaltet 
werden, dass die umweltfreundliche öffentliche Beschaf-
fung gefördert wird, in erster Linie auf EU-Ebene.

Zur Förderung des nachhaltigen Bauens haben die EU, 
der Bund und die Länder Leitfäden, Internetseiten und 
-foren erarbeitet, die dabei helfen sollen, (auch) die 
Vergabe von Bauleistungen ökologisch und sozial auszu-
richten (Europäische Kommission 2016b; BMI 2018c). 
Allerdings ist es deutlich anspruchsvoller, die Vergabe 
von Bauleistungen ökologisch zu gestalten als die An-
schaffung einzelner Produkte wie beispielsweise Com-
puter oder Bildschirme. In der Praxis stellt dies vor 
allem für die Kommunen eine Herausforderung dar. Es 
wäre daher von Bedeutung, diese verstärkt dabei zu un-
terstützen, die Möglichkeiten der umweltfreundlichen 
Auftragsvergabe auch in der Praxis anzuwenden. Es ist 
deshalb wichtig, Leitfäden und Musterausschreibungen 
für den Baubereich weiterzuentwickeln. Der Bund soll-
te auch hier vorbildhaft handeln und Umweltaspekte bei 
Bauleistungen einbeziehen.

Einrichtung von Gestaltungsbeiräten fördern
181. Die Kommunen wenden bereits viele Instrumente 
und Verfahren an, um eine integrierte Stadtentwicklung 
im Sinne der Leipzig-Charta zu erreichen. Bei Projekten 
des Wohnungsneubaus zählen hierzu beispielsweise die 
Anwendung von Konzeptverfahren bei der Vergabe öffent-
licher Grundstücke sowie der Abschluss städtebaulicher 
Verträge. Um die Kommunen zusätzlich zu unterstützen, 
empfiehlt der SRU den Bundesländern eine Förderung 
für die Einrichtung von Gestaltungsbeiräten, wie sie be-
reits durch Baden-Württemberg erfolgt. Die gestalteri-
sche Qualität von Wohnungsneubauvorhaben ist sowohl 
für den sparsamen Umgang mit Rohstoffen als auch für 
die Identifikation der Bewohnerinnen und Bewohner mit 
ihrem Quartier von besonderer Bedeutung.

Modellvorhaben fördern
182. Der SRU begrüßt, dass wichtige Aspekte der Innen-
entwicklung (z. B. laufendes Programm „Aktivierung von 
Innenentwicklungspotenzialen in wachsenden Kommu-
nen“) und des nachhaltigen Bauens (z. B. auslaufendes 
Programm „Vario-Wohnungen“) bereits in der ange-
wandten Forschungsförderung adressiert werden. Dies 
geschieht insbesondere im Rahmen des Forschungs-
programms „Experimenteller Wohnungs- und Städte-
bau“ (ExWoSt) und der Forschungsinitiative Zukunft 
Bau. Der SRU sieht es jedoch als notwendig an, hierbei 
die ganzheitliche Perspektive des nachhaltigen Bauens 
noch stärker in den Blick zu nehmen. Er empfiehlt daher 
dem Bund und den Ländern, die Realisierung von Woh-
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nungsbauvorhaben auf eigenen Grundstücken in inte-
grierten Lagen zu fördern, die eine zukunftsweisende 
Verknüpfung sozialer und ökologischer Anforderungen 
erreichen. Diese Projekte sollten gleichzeitig als For-
schungs- und Experimentiervorhaben für nachhaltiges 
Bauen und nachhaltige Infrastruktursysteme dienen. 
Hierbei sollten den Bürgerinnen und Bürgern Hand-
lungsspielräume und Aneignungsmöglichkeiten eröffnet 
sowie Formen der Co-Produktion erprobt werden.

5.2 Ressourcenschonendes Bauen

5.2.1 Fläche

Flächenzertifikatehandel bundesweit einführen
183. Der SRU spricht sich seit vielen Jahren dafür aus, 
den weiterhin zu hohen Flächenverbrauch (Tz. 8) durch 
einen Flächenzertifikatehandel zu regulieren (SRU 2000, 
Tz. 534; 2002, Tz. 151 und 168; 2004, Tz. 213 f.; 2008, 
Tz.  491; 2016, Tz. 314). Dafür erachtet er es als erfor-
derlich, das Flächenziel in der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie bis 2030 zu einem Netto-Null-Ziel 
 weiter zuentwickeln (SRU 2016, Tz. 308). Für einen 
 Flächenzertifikatehandel sollte das Flächensparziel in 
Form einer Kontingentierung operationalisiert werden. 
Ein solches Vorgehen wäre zielführend und ist auch als 
rechtlich zulässig zu betrachten (KÖCK et al. 2018; 
KMENT 2018). Um die Neuausweisung von Bau- und 
Gewerbegebieten wirkungsvoll zu begrenzen, sollte außer-
dem die Regelung des § 2 Abs. 6 S. 3 ROG durch quanti-
fizierte Vorgaben in der Landes- bzw. Regionalplanung 
für die Flächenausweisung mit Leben gefüllt werden.

Aktive Liegenschaftspolitik der Kommunen fördern
184. Die kommunale Liegenschaftspolitik besitzt wegen 
des Mangels an Wohnungsbauflächen in Städten mit 
Wohnungsmarktengpässen eine große Bedeutung 
(Bünd nis für bezahlbares Wohnen und Bauen 2017, 
S.  15). Eine aktive Liegenschaftspolitik der Kommunen 
kann helfen, die Innenentwicklung zu fördern und be-
zahlbaren Wohnraum zu schaffen. Sie kann verschiede-
ne Bausteine umfassen und unterschiedliche Instrumen-
te des Baugesetzbuchs einbeziehen (ausführlich ebd.). 
Ein Bestandteil ist eine langfristige aktive Bodenvorrats-
politik der Kommunen zur Sicherung ihrer Entwick-
lungsoptionen.

Wichtig ist zudem vor allem die Aktivierung von bislang 
unter- oder ungenutzten Grundstücken mit bestehenden 
Baurechten, zum Beispiel durch die Schließung von 
Baulücken und Nachverdichtung sowie die Revital i-
sierung von Brachflächen, weil dies gleichzeitig zum 
 Flächensparen beiträgt (Tz. 70). 

Um dies auf Bundes- bzw. Landesebene zu fördern, eig-
nen sich vor allem Fonds zur Baulandentwicklung. Auf 
Landesebene besteht eine Vielzahl von Fonds und Pro-
grammen zur Förderung, bei deren Ausrichtung durch-
gängig auf ökologische Aspekte und insbesondere das 
Flächensparen geachtet werden sollte.

5.2.2 Rohstoffe

5.2.2.1 Flexibilität und Anpassungsfähigkeit 
stärken

185. Verschiedene Lebensphasen der Menschen sowie 
gesellschaftliche und technologische Entwicklungen er-
fordern eine hohe Flexibilität und Anpassungsfähigkeit 
langlebiger Wohngebäude.

Teilungsmöglichkeit und Nutzungsflexibilität 
vorsehen
186. Bereits heute zeichnet sich ab, dass der Trend der 
Verkleinerung der Haushalte durch die Singularisierung 
der Gesellschaft und den demografischen Wandel wei-
ter anhalten wird (vgl. Tz. 34). Der SRU empfiehlt vor 
dem Hintergrund der gesellschaftlichen Entwicklungen 
eine Weiterentwicklung der Musterbauordnung mit 
dem Ziel, die Flexibilität und Anpassungsfähigkeit neu 
gebauter Wohnungen zu erhöhen:

 ɦ Für große Wohnungen (z. B. ab einer Größe von über 
120  m²) sollte eine Teilungsmöglichkeit bereits in 
der Planung verpflichtend vorgesehen werden.  Dieses 
Erfordernis betrifft die Gebäudegeometrie, Grund-
riss gestaltung, Konstruktion und technische Ausstat-
tung. Hierzu zählen eine entsprechende Anordnung 
der Treppenhäuser, Rettungswege und Sanitär-
schächte, flexibel nutzbare Raumformate, eine Kons-
truktion mit Trennwänden und Nutzlasten, die eine 
Teilung ermöglichen, sowie eine entsprechende Flexi -
bilität zur Anpassung der technischen Ausstattung.

 ɦ Für mittlere und große Wohnungen (z.  B. ab einer 
Größe von 60  m2) sollte ihre Nutzungsflexibilität 
durch zusätzliche Möblierungsvarianten nachgewie-
sen werden.

Systembau fördern
187. Serielles und modulares Bauen ermöglicht nicht 
nur Kosteneinsparungen, sondern auch flexible Nut-
zungsmöglichkeiten, eine erleichterte Demontage/
Rück baubarkeit und steht grundsätzlich nicht im Wider-
spruch zu einer baukulturellen und architektonischen 
Qualität. Unter der Voraussetzung der Trennbarkeit 
und der  Rückbaubarkeit der Bauteile lassen sich Abbruch-
mate rialien am Ende des Bauteillebenszyklus leichter 
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in einen Stoffkreislauf führen. Zudem kann durch die 
Standar d isierung die Bauzeit erheblich verkürzt wer-
den. Die Umweltauswirkungen können sowohl durch 
den reduzierten  Rohstoffeinsatz bei der Bauteilherstel-
lung sowie das  reduzierte Abfallaufkommen beim Bau 
und Rückbau als auch durch die Reduzierung von Lärm 
und Staub bei der Montage vor Ort verringert werden. 
Dazu stellt die  Rahmenvereinbarung für serielles und 
modulares Bauen des GdW einen ersten Schritt dar 
(vgl. Tz. 107). 

188. Der SRU spricht sich dafür aus, die Ergebnisse der 
Rahmenvereinbarung nach Ablauf der Vertragsfrist zu 
evaluieren und gegebenenfalls fortzuentwickeln. Hier bei 
sollte darauf geachtet werden, dass die Potenziale 
 hinsichtlich der Kreislauffähigkeit sowie der Umwelt- 
und Gesundheitsverträglichkeit (vgl. Tz. 88, Abb. 6) der 
 Module konsequent ausgeschöpft werden.

5.2.2.2 Abfall vermeiden sowie hochwertige 
stoffliche Verwertung 
ermöglichen und stärken

Freiwillige Kennzeichnungen von Bauprodukten 
nutzen
189. Bauherren können, um die bauproduktseitigen Vor-
aussetzungen zur Erfüllung der Bauwerksanforderungen 
nachzuweisen, in der Übergangszeit, bis die  Qualitätslücken 
in der europäischen Harmonisierung geschlossen sind, die 
freiwilligen Environmental Product Declarations (EPD) 
verwenden. Eine Studie des UBA kam zu dem Schluss, 
dass die EPD grundsätzlich geeignet sind,  den erhöhten 
Informationsbedarf zur Umsetzung der Grundanforde-
rungen 3 und 7 zu erfüllen. Während die Aussagen zur Ge-
sundheit sehr gut abgebildet werden, sind im Bereich Re-
cyclingfähigkeit und Umweltver träglichkeit wesentliche 
Ergänzungen nötig (MALKWITZ et al. 2014). Der SRU 
schlägt vor, dass ein freiwilliges Nachweissystem (z. B. ein 
Siegel vergleichbar dem Blauen Engel) entwickelt wird, 
das die Kompatibilität der Bauprodukte mit den Bau-
werksanforderungen belegt.  Dies könnte es Bauherren 
 erleichtern, entsprechende Bau produkte zu wählen.

Materiellen Gebäudepass als Teil des Building 
Information Modelling (BIM) einführen
190. Eine Kreislaufführung von Rohstoffen oder Bau-
teilen im Bausektor erfordert die gezielte Auswahl von 
Baustoffen, Baudesign und Bauverfahren. Hohe Trans-
parenz, regelmäßige Aktualisierung und langfristige 
 Verfügbarkeit dieser Informationen lassen sich in ein em 
materiellen Gebäudepass bereitstellen. Das digitale 
 Plan ungswerkzeug BIM, das den gesamten Lebens zyklus 
eines Gebäudes abbilden kann, lässt sich um die Roh-
stoffthematik erweitern. Wenn das Rückbaukonzept 

 bereits in der Planungsphase angelegt werden muss, wird 
die Kreislauffähigkeit (hochwertige Verwendung oder 
Verwertung nach Ende der Nutzungsphase) ein wesent-
liches Auswahlkriterium bei der Planung eines Neubaus.

Der SRU empfiehlt, dass die Pilotprojekte des „Stufen-
plan Digitales Planen und Bauen“ (Stufe 2, 2017–2020) 
die Thematik der Kreislaufführung intensiv aufgreifen 
und damit verbundene Zielkonflikte aber auch Kompro-
misslösungen aufzeigen. Zudem erachtet der SRU es als 
sinnvoll, die Erfahrungen der bestehenden Pilotprojekte 
des Bundes im Hochbau und die zukünftigen Erfahrun-
gen aus der Umsetzung des Erlasses vom 16. Januar 2017 
(Prüfpflicht für öffentliche Bauten des Bundes > 5 Mio. 
auf Sinnhaftigkeit des Einsatzes des BIM) zu dokumen-
tieren. Die Aktivitäten sollen durch Forschung begleitet 
und ausgewertet werden, um darauf aufbauend einen 
weitergehenden Einsatz von BIM zu prüfen.

Mittelfristig soll für Neubauten grundsätzlich ein materi-
eller Gebäudepass erstellt werden, nach Möglichkeit als 
Teil einer digitalen Bauakte, der Angaben zur materiellen 
Zusammensetzung (nach Art, Masse, Einbausituation, 
Lebensdauer etc.) enthält. Dieser Pass ist in den Phasen 
Planung, Errichtung und während der Nutzungsdauer zu 
pflegen und bildet die Grundlage für die Rückbauphase, 
die auf eine hochwertige stoffliche Verwertung der Bau-
stoffe zielt. Durch das Bereitstellen von Baustoffdaten-
banken mit den entsprechenden Kennwerten kann ein 
Gebäudepass automatisiert generiert und angepasst wer-
den. Hierzu plädiert der SRU für eine klare und einheit-
liche Klassifizierung von Bauteilinformationen sowie für 
ihre bindende Einführung.

5.3 Stadträume mit hoher 
Umwelt- und Lebensqualität

191. Aus Sicht des SRU ist es im Zusammenhang mit der 
Steuerung des Wohnungsneubaus von großer Bedeutung, 
der Lebensqualität und damit auch der Gesundheit der 
Bewohnerinnen und Bewohner ausreichend Beachtung 
zu schenken. Multifunktionale Freiräume können einen 
wesentlichen Beitrag hierfür leisten, weshalb diese un-
bedingt erhalten und gezielt weiterentwickelt werden 
sollten. Neubauvorhaben bieten darüber hinaus die 
Chance, die Mobilität der Bewohnerinnen und Bewohner 
in den Quartieren nachhaltig zu entwickeln. Außerdem 
sollten deren Identifikation mit dem Quartier und die 
Belange der Umweltgerechtigkeit sowie die Möglichkeit 
zur Naturerfahrung berücksichtigt werden. 
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5.3.1 Freiräume

192. Der SRU begrüßt bereits bestehende Aktivitäten 
und angestoßene Prozesse für die Förderung von Freiflä-
chen und Stadtnatur ausdrücklich (s. Tz. 162), sieht aber 
vor dem Hintergrund der großen Herausforderungen 
(insb. die hohe Nachfrage nach Wohnraum, demografi-
scher Wandel und Klimawandel), vor denen die Stadt-
entwicklung steht, weiteren Handlungsbedarf, um den 
Schutz und die Weiterentwicklung von Freiflächen zu 
stärken. Zwar liegt die Zuständigkeit für das Grün bei den 
Kommunen, allerdings kann der Bund durch Empfehlun-
gen und die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen 
auf eine qualitativ und quantitativ bessere Versorgung 
mit Freiflächen hinwirken.

Bundesweite Orientierungswerte für die Qualität 
und Quantität von Freiräumen erarbeiten
193. Orientierungswerte für Stadtgrün, die für ausge-
wählte Kernindikatoren festgelegt werden, bieten den 
Kommunen Leitplanken für die Planung ihrer Freiräume 
und unterstützen sie darüber hinaus, diese Flächen auch 
 argumentativ in kommunalpolitischen Prozessen zu 
 stärken. Sie sollten genutzt werden, um auf eine höhere 
Grünqualität hinzuwirken. Die vom BBSR (2018a) in 
Bezug auf die Grünausstattung, Grünraumversorgung, 
Grünerreichbarkeit, klimaaktive Flächen und Grün-
flächenpflege vorgeschlagenen Indikatoren bilden hier-
für eine gute Basis (Abb. 15). Bundesweit einheitliche 
Orientierungswerte sollten durch ein Expertengremium, 
bestehend aus Vertretern von Bund, Ländern, kommu-
nalen Spitzenverbänden und einschlägiger Fachverbän-
de, für diese Indikatoren erarbeitet werden (BÖHM et al. 
2016). Nach BÖHM et al. (ebd.) ist eine Zuordnung von 
Orientierungswerten insbesondere für die Gesundheits- 
und Erholungsfunktionen durch urbanes Grün (Flächen-
größe, Erreichbarkeit, Versorgungswert) umsetzbar. 
Hierfür ist eine vorherige Aktualisierung der GALK-
Kenn werte von 1973 an heutige Nutzungsansprüche an 
urbanes Grün nötig (BBSR 2018a). Flächenpotenziale 
ergeben sich unter anderem aus der Flexibilisierung der 
Stellplatzverordnung und einer Aufwertung von Ab-
standsgrün.

Formelle Instrumente zur Sicherung und 
 Entwicklung von Freiraumqualitäten stärken
194. Der SRU sieht die Notwendigkeit der Stärkung 
form eller Instrumente hinsichtlich einer qualitativen 
und quantitativen Aufwertung urbaner Freiräume. Wo 
eine quantitative Aufwertung aufgrund bestehender 
Strukturen nicht möglich ist, müssen existierende Grün-
flächen gesichert und qualitativ aufgewertet werden. 
Hierfür sollten von bundesweiten Orientierungswerten 
(Tz. 155) kommunale Zielwerte für Qualität und Quan-

tität von Freiräumen abgeleitet und von der Stadtvertre-
tung fachbereichsübergreifend beschlossen und verbind-
lich verankert werden, zum Beispiel im Landschaftsplan 
oder  Flächennutzungsplan. Landschaftspläne sollten 
 generell regelmäßig aktualisiert und gezielt auch auf 
 urbane Gebiete ausgerichtet werden, um den Anteil des 
Stadtgrüns zu erhöhen. Zu berücksichtigen ist, dass die 
Inhalte und Rechtsverbindlichkeit der Landschafts-
planung (Landschaftsplan und Grünordnungsplan) in 
den Bundes ländern zum Teil unterschiedlich geregelt 
sind.  Zielführend wäre eine bundesweite Verpflichtung, 
Grünordnungspläne aufzustellen. Landschafts- und 
Grün ordnungspläne sollten in Bezug auf Inhalte und 
Rechtsverbindlichkeit bundesweit einheitlich ausgestal-
tet sein. Um eine größtmögliche Wirkung zu entfalten, 
sollte die kommunale Landschaftsplanung eine eigene 
Rechts verbindlichkeit erlangen, indem Landschaftsplan 
und Grünordnungsplan als Rechtsverordnung oder 
 kommunale Satzung aufgestellt werden und damit auch 
unabhängig von der Bauleitplanung aufgestellt werden 
können (BÖHM et al. 2016).

Der SRU unterstützt Vorschläge des BBSR (2018a), den 
„Biotopflächenfaktor“ (d.  h. den naturhaushalts wirk-
samen Flächenanteil eines Grundstücks im Verhältnis 
zur Gesamtgrundstücksfläche) aus den 1980er-Jahren zu 
aktualisieren, um den Stellenwert von urbanem Grün zu 
erhöhen und den Versiegelungsgrad zu reduzieren. Dieser 
kann im Landschaftsplan verankert werden. Ebenso wäre 
die Einführung einer „Grünkennzahl“ (der Anteil un-
versiegelter Fläche eines Grundstücks; analog zu einer 
 Geschossflächenzahl und Grundflächenzahl) in die 
 Baunutzungsverordnung empfehlenswert. Darüber hin-
aus würde eine Festschreibung der zuvor aktualisierten 
Kennwerte der GALK in den kommunalen Grünord-
nungsplänen zur Stärkung des urbanen Grüns beitragen.

Synergien und Zielkonflikte in integrierten 
 Stadtentwicklungskonzepten darstellen
195. Die Vorteile, die durch Frei- und Grünräume und 
das Konzept der doppelten Innenentwicklung erwachsen 
können, sollten durch Bund und Länder bei kommunalen 
Entscheidungsträgern bekannter gemacht werden. Eine 
wichtige Rolle für die Förderung urbanen Grüns können 
integrierte Stadtentwicklungskonzepte spielen, die Vor-
aussetzung für alle Programme der Städtebauförderung 
sind. Der SRU sieht in diesen Konzepten eine potenzielle 
Stellschraube für die Förderung der Multifunktionalität 
von Freiräumen. Die Synergien und Zielkonflikte sollten 
in den integrierten Stadtentwicklungskonzepten explizit 
thematisiert und Lösungsvorschläge erörtert werden. 
Zwar werden die Themen Umwelt, Klimaschutz und 
 -anpassung in den Handlungsfeldern der integrierten 
Stadtentwicklungskonzepte aufgeführt (BMUB 2016b), 
die Berücksichtigung zentraler naturschutzfachlicher 



5 Empfehlungen 

76

 Aspekte, wie Erhalt und Förderung der Biodiversität, 
wird allerdings nicht gesondert erwähnt (BfN 2015). 
Diese sollten in den Leitfäden und Richtlinien für Kom-
munen explizit aufgenommen werden.

5.3.2 Nachhaltige Mobilität und 
Lärmschutz

Stellplatzpflicht anpassen
196. Generell sollte die Stellplatzpflicht für Kraftfahr-
zeuge bei Neubauvorhaben angesichts des zum Teil 
immer enger werdenden Raums und der starken Auto-
zentrierung der innerstädtischen Mobilität überdacht 
werden. Der SRU empfiehlt den Ländern, die Stellplatz-
pflicht quantitativ abzusenken, beispielsweise indem ein 
Maximalwert von 1 festgelegt wird. Außerdem sollte die 
Kfz-Stellplatzpflicht mit Vorgaben zur Schaffung von 
 Ladestationen für Elektrofahrzeuge kombiniert werden. 
Gerade mit Blick in die Zukunft sollte jeder neue Stell-
platz Zugang zu einer Ladestation haben. Maßnahmen 
zur Bereitstellung alternativer Mobilitätsangebote (z. B. 
Sharing-Angebote) sollten generell – und nicht nur  in Aus-
nahmefällen – Stellplätzen für Kfz gleichgestellt  werden. 
Dagegen sollte eine Pflicht zur Bereitstellung einer  aus-
reichenden Anzahl von Fahrradstellplätzen, die den 
 Bedürfnissen der Nutzenden gerecht werden, in den 
 Bauordnungen der Bundesländer beibehalten werden. 

Lärmschutz sichern
197. Im Rahmen der Baugesetzbuch-Novelle 2017 wurde 
unter anderem das urbane Gebiet in die Baunutzungsver-
ordnung aufgenommen. Dies ist generell zu begrüßen. 
Allerdings kritisierte der SRU im Gesetzgebungsprozess, 
dass mit dieser Einführung der Lärmorientierungswert 
am Tag um 3 dB(A) auf 63 dB(A) – also die doppelte 
Schallleistung – angehoben wurde (Bundesregierung 
2017b; SRU 2017a). Eine Erhöhung der Lärmbelastung 
beeinflusst erwiesenermaßen das allgemeine Wohlbefin-
den negativ und bewirkt eine Vielzahl von kurzfristigen 
sowie langfristigen gesundheitlichen Effekten (siehe z. B. 
RADON et al. 2007). Diese Anhebung konterkariert 
damit die Bemühungen, die Lärmbelastungen in der 
Stadt, die an vielen Orten immer noch viel zu hoch ist, zu 
mindern, und sollte deshalb rückgängig gemacht werden. 
Unabhängig davon empfiehlt es sich, für den Lärmschutz 
auch architektonische und Maßnahmen an der Quelle zu 
nutzen.

5.3.3 Umweltgerechtigkeit

198. Im Rahmen der 86. und 87. Umweltminister-
konferenz (UMK) im Jahr 2016 haben die Länder und 
der Bund beschlossen, Leitlinien zur Umsetzung von 
mehr Umweltgerechtigkeit zu erarbeiten. Der Aspekt der 

Bezahlbarkeit von Klimaschutz- und Energieeffizienz-
maßnahmen für einkommensschwache Haushalte sollte 
in der Arbeit der im Zuge der Beschlüsse ins Leben gerufe-
nen Ad-hoc-AG „Soziale Aspekte der Umweltpolitik“ 
 besonders berücksichtigt werden.

Auf programmatischer Ebene werden die damit einher-
gehenden Gerechtigkeitsdimensionen (BOLTE et  al. 
2018) zum Teil bereits berücksichtigt (vgl. Ab-
schn. 4.1.4). Die Bund-Länder-Programme zur Städte-
bauförderung (z. B. „Zukunft Stadtgrün“ oder „Soziale 
Stadt“) zielen neben der „Verbesserung der Lebens- 
und Wohnqualität, der gesellschaftlichen Teilhabe und 
des Stadtklimas“ und einer „Qualifizierung und Vernet-
zung öffentlich zugänglicher Grün- und Freiflächen“ be-
reits explizit auf den  Aspekt Umweltgerechtigkeit ab, 
indem insbesondere durch eine „gerechte Verteilung 
qualitativ hochwertiges Stadtgrün“ sowie der „Erhalt 
der biologischen Vielfalt und der Naturerfahrung“ ge-
fördert werden (Art. 9 Abs. 1 Ergänzende Verwaltungs-
vereinbarung (ErgVV) Städtebauförderung 2017). 
Diese programmatische Veranker ung von Umweltge-
rechtigkeit begrüßt der SRU ausdrücklich.

Ressortübergreifende Kooperation ausbauen
199. Die Kommunen stellen die zentrale Umsetzungs-
ebene für integrierte Planungs- und Entwicklungs-
konzepte dar. Verschiedene aktuelle Beispiele aus der 
Praxis integrativer Konzepte finden sich beispielsweise 
in Publikationen des BMUB (2016b). Die unterschied-
lichen Konzepte adressieren hohe Umweltbelastungen 
sowie Verdrängungen der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner durch steigende Mieten nach Aufwertungsprozes-
sen (z. B. IHEK Schöneberger Norden: AG SPAS 2011; 
2015). Um aber den Kommunen entsprechende Hand-
lungssicherheit zu gewährleisten, müssen die struktu-
rellen und instru mentellen Grundlagen hierfür auf Bun-
des- und Landesebene geschaffen werden. Dies betrifft 
sowohl die Planungssicherheit auf finanzieller Ebene 
(z.  B. Sicher ung der Finanzierung und der Nachsorge 
von Umsetz ungsmaßnahmen), die Planungsunterstüt-
zung durch Handlungsvorschriften (z. B. Leitfaden für 
die Innenraumhygiene in Schulgebäuden, Masterplan 
Umwelt und Gesundheit NRW) oder auch die Unter-
stützung integrierter Berichterstattung über Umwelt, 
Gesundheit und soziale Lage. Daher erscheint es auch 
sinnvoll, das integrierte Handeln in den Kommunen 
nicht nur mit Förderprogrammen (z. B. „Soziale Stadt“) 
zu unterstützen, sondern auch die ressortübergreifen-
den Kooperationen auf Bundes- und Landesebene aus-
zubauen, um das   „Denken in Sozialräumen“ bei allen 
Fachbehörden (Bund, Land und Kommune) noch stär-
ker zu verankern (z. B. über gemeinsame Förder- und 
Aktionsprogramme wie das Aktionsprogramm Umwelt 
und Gesundheit).
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Aspekte der Umweltgerechtigkeit verbindlicher 
gestalten
200. Während das Thema Umweltgerechtigkeit im Jahr 
2016 explizit in Art. 4 der Verwaltungsvereinbarung zur 
Städtebauförderung aufgenommen wurde, ist nach Auf-
fassung des SRU auch weiter zu diskutieren, inwiefern 
der Umweltgerechtigkeitsansatz auch in weiteren Hand-
lungs- oder Ausführungsvorschriften oder rechtlichen 
Regelwerken stärker Berücksichtigung finden sollte. 
Implizite Anschlussfähigkeit bietet sich beispielweise 
schon heute über die im Präventionsgesetz gestellte 
Ziel setz ung, in den Lebenswelten der Menschen zur Ge-
sundheitsförderung und Prävention beizutragen (Tz. 
141). Ferner fehlen Monitoring- und Berichterstat-
tungssysteme, die Sozial-, Umwelt- und Gesundheitsda-
ten – auch kleinräumig – miteinander verknüpfen, weit-
gehend, ebenso wie Möglichkeiten der Verstetigung 
(z. B. über alternative Finanzierungsformen) (BÖHME 
et al. 2015). Hier gilt es, Fördertatbestände (z. B. im 
Städtebauförderprogramm „Soziale Stadt“) entspre-
chend anzupassen und als Rahm ung beispielsweise eine 
„Umweltgerechtigkeitskarte“ mit einem standardisier-
ten Indikatorenset (Verschneidung von Sozial- und 
Umweltdaten) bei der Fördervergabe  heranzuziehen. 
Monitoring, Berichterstattung, Evaluierung und Verste-
tigung sollten dabei insbesondere vor dem Hintergrund 
von (Eco-)Gentrifizierung gedacht und angewandt 
werden, um Erfolge für mehr Umwelt gerechtigkeit lang-
fristig zu erhalten.

5.3.4 Städtebauförderung

Städtebauförderung fortführen und   weiter 
 optimieren
201. Die Städtebauförderung ist eine wichtige Maßnahme 
für Bund und Länder, die Kommunen bei einer nachhal-
tigen Stadtentwicklung zu unterstützen. Ziele der Städte-
bauförderung sind die Stärkung der Innenstädte und 
Ortszentren, die Herstellung nachhaltiger städtebau-
licher Strukturen und städtebauliche Maßnahmen zur 
Behebung von sozialen Missständen (BMI 2018d). Mit 
diesen Zielen ist eine Reihe von Förderbelangen verbunden, 
die alle ihre Berechtigung haben. Im Folgenden werden 
Empfehlungen zu einigen ausgewählten Aspekten der 
Städtebauförderung angesprochen. 

202. Aus Sicht des SRU gewinnen die Aufwertung des 
öffent lichen Raums, die Klimaanpassung und die Gestal-
tung einer nachhaltigen Mobilität, die zugleich flächen-
sparender ist als der MIV, angesichts wachsender und 
sich weiter verdichtender Städte an Bedeutung. Deshalb 
ist es begrüßenswert, dass diese Belange in den Städte-
bauförderungsprogrammen Anknüpfungspunkte finden. 
Im Weißbuch „Stadtgrün“, in der Naturschutz-Offensive 

2020 und im aktuellen Koalitionsvertrag wird der Städte-
bauförderung eine hohe Bedeutung beigemessen (BMUB 
2015c; 2017e; CDU, CSU und SPD 2018). So sieht letzterer 
vor, dass der Verfügungsrahmen für gewährte Mittel ver-
längert und die Städtebauförderung auch hinsichtlich der 
genannten Förderanliegen weiterentwickelt werden soll. 
Sinnvoll wäre es, wie vorgeschlagen wird, eine mangelnde 
Grünausstattung und Erreichbarkeit von öffentlichem 
Grün als ein Kriterium zur Begründung eines städtebau-
lichen Missstandes gemäß § 136 BauGB in die Regelung 
zu städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen aufzunehmen 
(RÖßLER et al. 2018, S. 64 ff.; WERK 2016; als Prüf-
auftrag formuliert in BMUB 2017e).

Mit dem neuen Programm „Zukunft Stadtgrün“ kann ein 
weiterer wichtiger Beitrag für die Entwicklung des urbanen 
Grüns geleistet werden (Tz. 162). Dabei sollte die Multi-
funktionalität der Freiräume ein wichtiges Förderkrite-
rium sein. Ein weiterer Aspekt ist eine gute Verzahnung 
von einzelnen geförderten Projekten mit der gesamtstäd-
tischen Grünplanung. Aus Sicht des SRU sollte dieses 
Programm wie vorgesehen und mit einem besonderen 
Blick auf die Stärkung grüner Infrastruktur begleitend 
evaluiert und bei Erfolg verstetigt werden. Auch eine 
 Aufstockung der Finanzmittel sollte erwogen werden. 
Unter Berücksichtigung des integrierenden Charakters 
der Städtebauförderung sollte weiterhin die Entwicklung 
von Grün- und Freiräumen auch in anderen Programmen 
ein Fördertatbestand bleiben. Dabei ist es wichtig, dass 
sich die Ziele für die Grün- und Freiraumentwicklung in 
den Programmen gegenseitig gut ergänzen. Zudem sollte 
darauf geachtet werden, dass bei der Projektplanung die 
Kosten für pflegerische Maßnahmen von Beginn an ein-
kalkuliert werden. 

Darüber hinaus empfiehlt der SRU, das Städtebau-
förderprogramm „Soziale Stadt“ mit einem Fokus auf 
den  Themenkanon Umwelt, Gesundheit und soziale 
Lage fortzuführen und zu stärken (Tz. 200). Städtebau-
lich, wirtschaftlich und sozial benachteiligte sowie 
strukturschwache Stadt- und Ortsteile sollen durch 
„das  Ineinandergreifen von baulich-investiven sowie 
sozial-integrat iven Maßnahmen“ (BBSR 2017j, S. 12) 
stabilisiert und aufgewertet werden. Die Evaluation des 
Städtebauförderprogramms konnte zeigen, dass bereits 
in einigen Programmgebieten – beispielsweise im Hin-
blick auf Aktivierungs- und Beteiligungsformate – er-
folgreich gehandelt wurde. Dennoch wurden „nicht alle 
Aufgabenstellungen in einem befriedigenden Umfang 
bewältigt“ (ebd., S. 13). Zu der Städtebauförderung 
als Leitprogramm der sozialen Integration und einer 
konsequenten Fokussierung auf die Gebiete mit be-
sonderen Integra tionsherausforderungen merkt das 
BBSR an, das die „erkennbaren Defizite und Potenziale 
(bspw. Aktivierung der Zuwanderergruppe) gemeinsam 
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in einem transparent en Verfahren festgelegt werden“ 
(ebd.) könnten. Denkbar wäre im Rahmen des „lernen-
den Programms“  „Soziale Stadt“ eine weitere Aus-
arbeitung des Umwelt gerechtigkeitsansatzes. Das 
 Städte bau förderprogramm „Soziale Stadt“ sowie sozial-
raumorientierte Fachplan ungen sind hilfreich, um im Zu-
sammenhang mit Wohnraumversorgung Schwerpunkte 
auf mehrfachbelastete städtische Räume zu legen und 
zielgruppengerechte Beteiligungsprozesse durchzufüh-
ren (BOLTE et al. 2018). Darüber hinaus erscheint es 
sinnvoll, gezielt Personalstellen zur Umwelt- und Natur-
vermittlung zu fördern, um das Förder programm auch 
mit Blick auf die „Umsetz ung von Grün- und Freiräumen“ 
zu profilieren.

203. Generell hält es der SRU für erforderlich, dass 
Kommunen, die großen Förderbedarf haben, denen es 
aber an Expertise bzw. personellen Ressourcen für die 
Antragstellung mangelt, unterstützt werden – zum Bei-
spiel in Form von Beratung. Dazu gehört auch die Ver-
besserung der Übersichtlichkeit der Förderlandschaft. 
Zusätzlich sollte darauf geachtet werden, dass der 
 Förderzeitraum der Programme ausreichend lang ist, 
um Maßnahmen zum Erfolg führen zu können. Ebenso 
wichtig sind der Erfahrungsaustausch und die Begleit-
forschung (z.  B. UBA 2018f). Auch erwies sich eine 
Selbstevaluation der Kommunen hinsichtlich der Wir-
kung von Maßnahmen als sinnvoll. Hierbei sollten um-
weltbezogene Themen im stärkeren Maße Berücksichti-
gung finden.

1 Die Geschäftsordnung des SRU sieht vor, dass ein Ratsmitglied mit abweichender Auffassung diese im Gutachten zum Ausdruck bringen und 
begründen kann. Die abweichende Auffassung durchläuft nicht den Abstimmungs- und Begutachtungsprozess, dem die Gutachten des SRU unterzogen 
werden.
Abweichende Auffassung von Prof. Lamia Messari- Becker nach § 9 Abs. 3 des Erlasses zur Errichtung des SRU: 
„Die vorliegende Stellungnahme adressiert Umwelteffekte der anstehenden Bautätigkeit und fokussiert dabei Umwelt belange (Erlass zur Errichtung des 
Rates) und diesbezügliche Defizite. Für eine erfolgreiche Umweltpolitik sind bei praxisgeprägten Handlungsfeldern wie Bauen und Stadtplanung/ 
-entwicklung insbesondere praktikable  Lösungen erforderlich. Die Stadtentwicklung ist eine Plattform, die mehrere Aspekte in Abwägung und in Inter-
aktion zueinander berücksichtigen muss. Hierbei kommen mehrere komplexe Themenfelder zusammen, die sich sowohl gegenseitig bedingen als auch 
in Konkurrenz stehen, u. a. Wohnen, Versorgung, Mobilität, Erholungs- und Freizeitangebote, Bildungs- und kulturelle Angebote und lokale Wirtschaft. 
Es ist daher zwingend erforderlich, die Themengebiete auch und gerade bei notwendigen Korrekturen von Fehlentwicklungen in den Städten integriert 
zu betrachten (Ansatz der integrierten Stadtentwicklung/-planung).
Grün-/Freiflächen in der integrierten Stadtentwicklung/-planung (vgl. Abschn. 5.3.1)
Die Stellungnahme betont die Rolle und Funktionen öffent lichen Raums und städtischer Freiflächen (Kaltluft/Lüft ungsschneisen, Stadtgrün etc.) und 
fordert die angemessene Berücksichtigung. Mangels belastbarer Zahlen, wie viel Grünfläche in welcher Qualität bei welchen geo graphischen und 
klimatischen Gegebenheiten und der gegebenen Bebauung unabdingbar ist, um gesundheitliche Schäden dauerhaft auszuschließen, ist die Vorgabe von 
legitimierbaren, verbindlichen Orientierungswerten nicht leistbar. 
Die angegebene Studie ist bezüglich der Gesundheits- und Erholungsfunktionen verhalten optimistisch, dass Orientierungswerte ableitbar wären, bleibt 
aber wohlweislich im Konjunktiv. Bezüglich der vielen anderen Funktionen, die städtische Grünflächen haben, ist aber auch diese Studie skeptisch, dass 
Orientierungswerte angegeben werden können.
Ich bin der Ansicht, dass Vorgaben zu Grünflächen und Freiraum keinesfalls nur aus Sicht der Gesundheit und/oder Klimaanpassung definiert werden 
dürfen, sondern sie müssen in einem Abwägungsprozess, bei Beachtung von anderen ebenfalls für nachhaltige Stadtplanung wichtigen und 
flächenrelevanten Handlungsgebieten (z. B. Versorgung, Wirtschaft, Arbeiten), betrachtet werden (s. oben). Angesichts der anerkannten 
Schwierigkeiten, solche Orientierungswerte festzulegen, mag man zwar versuchen, diese zu finden, sie sollten aber auf keinen Fall verbindlich 
(Landschaftspläne und Grünordnungspläne mit übergeordneter Rechtsverbindlichkeit) gemacht werden. Während Gesundheit als Schutzziel außer 
Frage steht (s. Programme des BMU, UBA), sehe ich die Stadtentwicklung/-planung nicht als Instrumentarium der Gesundheitsförderung an. 
Gesundheit und Umweltgerechtigkeit in der integrierten Stadtentwicklung/-planung (vgl. Abschn. 5.3.3)
Die Leipzig Charta der europäischen nachhaltigen Stadt hat Defizite und Fehlentwicklungen identifiziert, unter anderem soziale Entmischung, 
benachteiligte Wohn- bzw. Stadtgebiete, verabsolutierte Prozesse, mangelnde Teilhabe und Partizipation etc. Sie definiert zudem Handlungsfelder, 
unter anderem Mobilität, Lebensqua lität, Klimaanpassung und Soziales. Dabei wird zwar  Gesundheit als Schutzziel nicht explizit genannt, aber die 
Förderung der Schutzziele soll Ergebnis der integrierten Planung und Entwicklung sein.
Es ist erwiesen, dass ausgerechnet sozial benachteiligte Menschen oft in Randgebieten mit erhöhter Lärm- und Luftverschmutzungsbelastung wohnen. 
Diese Fehl ent wicklung muss korrigiert werden. Auch deshalb wurde „Umweltgerechtigkeit“ als Kriterium bzw. Adressier ungsfeld in das 
Städtebauförderungsprogramm aufgenommen. Weitere Programme wie „Soziale Stadt“ und „Grün in der Stadt“ tragen ebenfalls dazu bei, die 
Lebensqualität zu verbessern. Diese Maßnahmen wurden vom Bundesumweltministerium angestoßen und von anderen Ressorts, etwa vom 
Wirtschaftsministerium unterstützt (Stellungnahme verweist auf diese Programme).
Die Stellungnahme empfiehlt bei zahlreichen Fehlentwicklungen das Feld stärker zu fokussieren und form uliert Empfehlungen in Form von Vorgaben 
durch Bund und Länder den Stadtraum bzw. die Stadtentwicklung/ -planung ohne weitere Bereiche (s. oben) gleichberechtigt einzubeziehen.
Nach meiner Ansicht steht auch der betonte Fokus auf „sozialräumliche Gesundheit“ und Umweltgerechtigkeit notwendigerweise dem integrierten 
Ansatz der Stadt entwicklung/-planung entgegen. Nur einen oder wenige Aspekte zu berücksichtigen und darauf aufbauend Vorgaben an den Stadtraum 
bzw. die Stadt entwicklung/-planung zu formulieren, widerspricht dem Fundament und den Grundsätzen integrierter Stadtentwicklung/-planung.
Wie schon angesprochen sind es oft sozial benachteiligte Stadtteile, in denen es die Lebensqualität durch städtebauliche Maßnahmen zu verbessern 
gilt. Deshalb sollten kommunale Gelder und Fördermaßnahmen zunächst gezielt die Gemeinschaft der dort lebenden Menschen fördern, z. B. durch 
mehr Sozialarbeiter, bessere Schulen, passende Kulturangebote und intakte Sportstätten und auch Grün-/Freiflächen. Der Ausbau von Planstellen für 
Umwelt- und Naturvermittlung und Grünpflanzenverwaltung kann dann erfolgen, wenn wirklich alle anderen Probleme dieser Stadtquartiere gelöst sind. 
Werden verbindliche Vorgaben zur Umweltgerechtigkeit über Bund und Länder an alle Kommunen formuliert, müsste eine umfassende Budgetierung 
für alle kommunalen Ausgaben (nicht nur beim Bau) erfolgen. Die Folge wäre weniger Maßnahmen der „Umweltgerechtigkeit“ für wenige prekäre 
Gebiete. Ich bin der Ansicht, dass Kommunen vor Ort, etwa über Quartiersmanager, mit Hilfe von Partizipationsverfahren, gezielter Maßnahmen zur 
Umweltgerechtigkeit umsetzen können, mit dem Fokus auf das, was Beteiligte und Betroffene lokal benötigen und was finanzierbar ist.“
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Fazit

6 Fazit

 204. Die Lage auf dem deutschen Wohnungsmarkt ist in 
vielen Regionen – vor allem aber in den Ballungsräumen 
– angespannt. Politisch genießt der Wohnungsneubau 
daher gegenwärtig einen hohen Stellenwert und ist zur 
Befriedigung der derzeit hohen Nachfrage notwendig. 
Wie in dieser Stellungnahme gezeigt wurde, ist der Woh-
nungsneubau allerdings von zahlreichen Umweltauswir-
kungen begleitet. Angesichts der aktuellen Bau aktivität 
und den dabei geschaffenen langfristigen  Strukturen, die 
über viele Jahrzehnte das Erscheinungsbild von Städten 
und Quartieren bestimmen, erhalten die Leitplanken, die 
die Leipzig-Charta skizziert hat, zusätzliche Bedeutung. 
Der SRU hat in dieser Stellungnahme den Blick auf einige 
langfristige ökologische Aspekte  gerichtet, die Bedeutung 
anderer, beispielweise sozialer, Belange für das Thema 
Wohnungsneubau ist aber unbestritten. 

205. Wohnungsneubau kann zu Zielkonflikten mit dem 
Umweltschutz und dem Erhalt von Freiräumen führen 
und damit langfristig hohe Folgekosten mit sich bringen. 
Durch den niedrigen Anteil von hochwertiger stofflicher 
Verwertung trägt der Bausektor stark zur Entstehung von 
Abfällen, insbesondere Bauschutt, bei. Umweltfreund-
liche Baustoffe, die in ihrer Herstellung, ihren Auswirk-
ungen auf die menschliche Gesundheit sowie ihrer Ent-
sorgung positiv zu bewerten sind, finden nach wie vor 
nicht ausreichend Verwendung. Angesichts des zu erwar-
tenden Wohnungsbauvolumens sollte ein Augenmerk 
 darauf liegen, eine Kreislaufwirtschaft im Bau zu etablie-
ren und Rohstoffe möglichst hochwertig stofflich zu ver-
werten. Eine Stärkung des Systembaus kann hier eine 
Rolle spielen. Weiterhin sollten auf dem gesamten Lebens-
zyklus basierende Bilanzierungsmethoden stärker als 
bisher angewandt werden, um ökologische und ökono-
mische Vorteile zu erschließen. Das Ziel ist die Schaffung 
rohstoffschonender Bau- und Infrastrukturen unter 
Ver wendung kreislauffähiger, umweltverträglicher und 
 gesundheitlich unbedenklicher Baustoffe. 

Wenn nachverdichtet wird, sollte zudem geprüft werden, 
ob an anderer Stelle Flächen oder Baustrukturen – zum 
Beispiel Verkehrsflächen oder Parkhäuser – zur Verfügung 
stehen, die entsiegelt oder rückgebaut werden können. 

Große Bedeutung kommt flächensparenden Wohnungs-
baukonzepten mit multifunktionaler Nutzung und inno-
vativen Wohnformen zu. Eine kleinräumige Nutzungs-
mischung in den städtischen Quartieren erfüllt zudem 
diverse positive ökologische und soziale Aufgaben. Vor 

dem Hintergrund des demografischen Wandels ist es 
notwendig, die Strukturen und Gebäude so zu gestalten, 
dass spätere Umnutzungen und Umstrukturierungen 
grundsätzlich und mit geringem Aufwand möglich sind. 

206. Eine starke Verdichtung kann in stark wachsenden 
Städten dazu führen, dass die Lebensqualität der Bevöl-
kerung gemindert wird und freie Flächen, darunter auch 
stadtklimatologisch und naturschutzfachlich wertvolle, 
verbaut werden. So hat Nachverdichtung in den meisten 
Fällen eine quantitative Reduktion bestehender Freiräume 
zur Folge. Gleichzeitig steigt der Nutzungsdruck auf und 
es erhöhen sich die Anforderungen an die Qualitäten von 
noch vorhandenen Flächen, denn innerstädtische Frei-
räume, insbesondere Grünräume, beeinflussen die Le-
bensqualität und Gesundheit der Bewohnerinnen und 
Bewohner in besonderem Maße und sind wesentlich für 
die Anpassung an den Klimawandel. Vor allem bei kom-
pakten und dichter werdenden Städten ist es essenziell, 
dass diese Funktionen erhalten bleiben und gefördert 
werden. Bundesweit einheitliche Orientierungswerte be-
züglich der Freiraumqualität und -quantität würden die 
Anforderungen an die Größe und Ausstattung von Frei-
räumen für deren optimale Funktionserfüllung kenntlich 
machen und somit Kommunen einen Handlungsrahmen 
bieten, um die multiplen Freiraumfunktionen zu erhal-
ten und zu fördern. 

Neben der Reduktion der Freiräume besteht durch Nach-
verdichtung auch die Gefahr, dass der motorisierte Ver-
kehr in diesen Städten zunimmt. Um die Mobilität der 
Bewohner zu gewährleisten und die massiven Auswir-
kungen des motorisierten Individual- (maßgeblich Pkw) 
und Lieferverkehrs einzudämmen, muss der Verkehr in 
der Stadt im Sinne einer Verkehrs- und Mobilitätswende 
neu gedacht werden. Des Weiteren besteht die Heraus-
forderung, die erforderliche Infrastruktur wie beispiels-
weise Schulen und Kindergärten schnell genug bereitzu-
stellen.

Wo die Nachverdichtung an Grenzen stößt, sollte der re-
gional erforderliche Neubau jedoch nicht ungeregelt er-
folgen. Um die Flächenneuinanspruchnahme gemäß den 
Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie auf unter 30 ha pro 
Tag zu reduzieren, sollte eine Neuausweisung von Bau-
gebieten durch einen bundesweiten Flächenzertifikate-
handel gesteuert werden.
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207. Grundsätzlich plädiert der SRU aber dafür, dass, 
wie auch im Baugesetzbuch vorgegeben, die städtebau-
liche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der In-
nenentwicklung erfolgen sollte. Die oben genannten Ziel-
konflikte müssen adressiert und Nachverdichtung als 
Chance genutzt werden, den Stadtraum so zu gestalten, 
dass sie zu einer Steigerung der Lebensqualität in Städ-
ten beiträgt. Hierzu bedarf es vorausschauender Planung 
und viel fältiger, innovativer Ansätze. 

208. Die jetzt neu errichteten Gebäude werden maß-
geblich den Wohnraumbestand, das Stadtbild und nicht 
zuletzt die Lebensverhältnisse in den nächsten fünfzig 
Jahren bestimmen und damit auch einen Zeitraum be-
treffen, der in ein „transitorisches Jahrhundert“ fällt 
(WBGU 2016). Dies gilt es zu berücksichtigen, wenn 
heute über Wohnungsbauprogramme und -fördermaß-
nahmen entschieden wird, so zum Beispiel beim Bau 
von Sozialwohnungen oder der direkten Unterstützung 
des Eigentumserwerbs. Die Gesellschaft sieht sich – 
 zusätzlich zum demografischen Wandel – in naher 
 Zukunft tiefgreifenden Veränderungen in unterschied-
lichen Bereichen gegenüber: Digitalisierung, Verkehrs-
wende, Energiewende und globale Umweltherausfor-
derungen werden unseren Alltag beeinflussen und neue 
Anforderungen an den Stadtraum stellen. Die gebaute 
Realität, die wir heute schaffen, determiniert dabei un-
seren Handlungsspielraum mit den Herausforderungen 
umzugehen, die aus diesen Transformationen erwachsen. 

Vor dem Hintergrund der Unwägbarkeiten kommender 
Jahrzehnte ist die große Herausforderung, die Anpas-
sungsfähigkeit bzw. Resilienz von Städten zu erhöhen. 
Die derzeitige städtische Innenentwicklung muss als 
Chance genutzt werden, Städte menschengerechter und 
resilienter zu gestalten. Eine vorausschauende Planung 
des öffentlichen Raums und eine hohe bauliche Flexibili-
tät und nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen 
sind wesentliche Voraussetzungen für die Zukunft der 
heute geschaffenen Strukturen. Wenn die in dieser Stel-
lungnahme behandelten langfristigen ökologischen An-
forderungen an den Wohnungsneubau unzureichend Be-
achtung finden, besteht das Risiko hoher ökologischer 
und gesellschaftlicher Folgekosten. Es ist daher auf lange 
Sicht betrachtet auch ökonomisch sinnvoll, wenn ökolo-
gische Aspekte beim Wohnungsneubau berücksichtigt 
sowie die Langlebigkeit und Flexibilität der Baustruktu-
ren erhöht werden, denn nur so können externe Kosten 
für Umwelt und Gesellschaft verringert werden.
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°C Grad Celsius

µg Mikrogramm

Ad-hoc-AG Ad-hoc-Arbeitsgruppe

AIA Auftraggeber-Informations-Anforderungen

BauGB Baugesetzbuch

BauNVO Baunutzungsverordnung

BauPVO EU-Bauproduktenverordnung

BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

BfN Bundesamt für Naturschutz

BIM Building Information Modelling

BImA Bundesanstalt für Immobilien

BKSK Baukostensenkungskommission

BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (bis 16.12.2013) 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (seit 14.03.2018)

BMUB Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
(17.12.2013 – 13.03.2018)

BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz

BNB Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen

BNK Bewertungssystem Nachhaltiger Kleinwohnhausbau

CE-Kennzeichnung Kennzeichnung, durch die der Hersteller erklärt, dass das Produkt den geltenden 
Anforderungen genügt, die in den harmonisierungs rechts vorschriften der Gemeinschaft über 
ihre Anbringung festgelegt sind 

CO2 Kohlenstoffdioxid

dB(A) Dezibel (korrigiert nach Bewertungskurve A)

DGNB Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen e. V.

Difu Deutsches Institut für Urbanistik e. V.

DIN Deutsches Institut für Normung

EEWärmeG Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz

EG Europäische Gemeinschaft

EnEV Energieeinsparverordnung

EPD Environmental Product Declarations

ErgVV Städtebau-
förd erung 2017 

Ergänzende Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 2017 

EU Europäische Union

EUA European Urban Atlas

EuGH Europäischer Gerichtshof

EW Einwohnerin(nen), Einwohner
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EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

ExWoSt Experimenteller Wohnungs- und Städtebau

FSC Forest Stewardship Council

GALK Deutsche Gartenamtsleiterkonferenz e. V.

GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V.

ha Hektar

IFB Hamburgische Investitions- und Förderbank

IHEK Integriertes Handlungs- und Entwicklungskonzept

IW Institut der deutschen Wirtschaft

KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau

km/h Kilometer pro Stunde

KNBau Kommission Nachhaltiges Bauen

KrWG Kreislaufwirtschaftsgesetz

m Meter

m2 Quadratmeter

m3 Kubikmeter

MBO Musterbauordnung

MIV motorisierter Individualverkehr

NaWoh Nachhaltiger Wohnungsbau

NKW Neubau kleine Wohngebäude

NRW Nordrhein-Westfalen

NWO Neubau Wohngebäude

OECD Organisation for Economic Co-operation and Development – 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

ÖPNV öffentlicher Personennahverkehr

PAK polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe

PEFC Programme for the Endorsement of Forest Certification Schemes

PrävG Präventionsgesetz

ROG Raumordnungsgesetz

SGB Sozialgesetzbuch

SoBoN Sozialgerechte Bodennutzung

SOEP Sozio-oekonomisches Panel

SRU Sachverständigenrat für Umweltfragen

StEP Stadtentwicklungsplan

SuV Siedlungs- und Verkehrsfläche

t Tonne(n)

UBA Umweltbundesamt

UMK Umweltministerkonferenz

UN United Nations

UV-Strahlung ultraviolette Strahlung

WHO World Health Organization – Weltgesundheitsorganisation
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